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7. Wahlperiode

G e s e t z e n t w u r f

der Landesregierung

Thüringer Gesetz zur Gewährleistung einer verfassungs-
gemäßen Alimentation im Jahr 2023 sowie zur Änderung 
besoldungs- und versorgungsrechtlicher Vorschriften

A.  Problem und Regelungsbedürfnis

Die Anpassung der Besoldungs- und Versorgungsbezüge der Landes- 
und Kommunalbeamten sowie der Richter sowie der Versorgungsemp-
fänger Thüringens hat nach § 14 des Thüringer Besoldungsgesetzes 
(ThürBesG) in der Fassung vom 18. Januar 2016 (GVBl. S. 1, 166, 202) 
in der jeweils geltenden Fassung und § 4 des Thüringer Beamtenversor-
gungsgesetzes (ThürBeamtVG) in der Fassung vom 17. Februar 2022 
(GVBl. S. 39, 313) in der jeweils geltenden Fassung durch Gesetz re-
gelmäßig entsprechend der Entwicklung der allgemeinen wirtschaftli-
chen und finanziellen Verhältnisse und unter Berücksichtigung der mit 
den Dienstaufgaben verbundenen Verantwortung zu erfolgen. Dabei 
sind zum einen regelmäßig die Ergebnisse der Tarifgemeinschaft deut-
scher Länder zu berücksichtigen, indem sie zeit- und wirkungsgleich 
in besoldungsrechtliche Regelungen umgesetzt werden. Zum anderen 
muss mit Blick auf die vom Bundesverfassungsgericht vorgegebene 
Pflicht zur Beobachtung der tatsächlichen Lebensverhältnisse, welche 
das Gericht in seinem Beschluss vom 4. Mai 2020, Aktenzeichen 2 BvL 
4/18, in juris Rn. 53 und 71, nochmals ausdrücklich bekräftigt hat, die 
Alimentation auf ihre Verfassungsmäßigkeit geprüft und gegebenenfalls 
angepasst werden. In Bezug auf den Mindestabstand zwischen Besol-
dung und Grundsicherung sind dabei ferner sozialrechtliche Änderun-
gen zwingend zu berücksichtigen. Im Ergebnis muss der Besoldungs-
gesetzgeber damit - soweit erforderlich - auch über die Umsetzung der 
Tarifergebnisse hinaus tätig werden, um eine verfassungsgemäße Ali-
mentation zu gewährleisten.

Mit dem Thüringer Gesetz zur Anpassung der Besoldung und Versor-
gung im Jahr 2022 und zur Änderung besoldungs- und versorgungs-
rechtlicher Vorschriften vom 15. November 2022 (GVBl. S. 437) wurde 
das Tarifergebnis für die Beschäftigten im öffentlichen Dienst der Län-
der vom 29. November 2021 zeit- und inhaltsgleich abschließend für 
den Bereich der Beamten des Landes und der Kommunen, der Richter 
sowie der Versorgungsempfänger in Thüringen umgesetzt. Dazu wur-
de die Besoldung und Versorgung in Anlehnung an das Tarifergebnis ab 
dem 1. Dezember 2022 einheitlich um 2,8 Prozent erhöht.

Wegen der bestehenden Inflation, die sich vor allem in der zum 1. Janu-
ar 2023 vorgesehenen Erhöhung der Regelsätze der Grundsicherung, 
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der steigenden Kosten der Unterkunft und insbesondere bei den Ener-
giepreisen manifestiert, besteht im Ergebnis der Überprüfung der Ver-
fassungsgemäßheit der Alimentation anhand der Vorgaben des Bun-
desverfassungsgerichts signifikanter Anpassungsbedarf. Aufgrund der 
Beobachtungspflicht und der Berechnungsvorgaben des Bundesver-
fassungsgerichts ist es aus Fürsorgegesichtspunkten geboten, bereits 
im Vorfeld eine prognostische Prüfung für das Jahr 2023 durchzufüh-
ren und entsprechende besoldungsrechtliche Regelungen vorzusehen. 
Denn der Besoldungsgesetzgeber hat aufgrund der Evidenz, Erheblich-
keit und hohen Eintrittswahrscheinlichkeit der sich momentan ändern-
den Umstände bereits jetzt darauf zu reagieren und nicht zuzuwarten. 

Daher sind zur Sicherstellung einer verfassungsgemäßen Alimentati-
on, insbesondere zur Wahrung des Mindestabstands zur Grundsiche-
rung, ab dem 1. Januar 2023 eine Anpassung der alimentationsrelevan-
ten Besoldungsbestandteile um 3,25 Prozent sowie Sonderzahlungen 
zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise, welche nach § 3 
Nr. 11c des Einkommensteuergesetzes steuerfrei gewährt werden kön-
nen, zwingend erforderlich. Soweit darüber hinaus für Beamte und Rich-
ter mit mehr als zwei Kindern weitere finanzielle Bedarfe bestehen, sind 
diese durch Erhöhungsbeträge auszugleichen. 

Ferner hat sich in der Verwaltungspraxis die Notwendigkeit für eine Än-
derung des Thüringer Gesetzes zur Neustrukturierung von Finanzbehör-
den (ThürNeustrFBG) vom 18. Dezember 2018 (GVBl. S. 731), zuletzt 
geändert mit Gesetz vom 4. Oktober 2021 (GVBl. S. 508), gezeigt. Die 
enumerative Aufzählung in § 1 Abs. 4 und 5 ThürNeustrFBG erfordert 
für Zuständigkeitsregelungen des Landesamtes für Finanzen, auch so-
weit sich diese nur innerhalb des Geschäftsbereiches des Finanzminis-
teriums auswirken, eine gesetzliche Änderungsvorschrift und schränkt 
dadurch die Ressorthoheit ein.

B. Lösung

Erlass eines Mantelgesetzes

Durch die Artikel 1 und 2 werden die Beträge der Grundgehälter in al-
len Besoldungsgruppen ab 1. Januar 2023 einheitlich um 3,25 Prozent 
angehoben. Die prozentuale Anhebung erfolgt auch für den Familien-
zuschlag, die Amtszulagen und die allgemeine Zulage. Daneben wer-
den die Anwärtergrundbeträge um 3,25 Prozent angehoben. Ebenfalls 
prozentual erhöhen sich die in der Anlage des Thüringer Beamtenver-
sorgungsgesetzes ausgewiesenen Beträge. Mit Artikel 1 § 3 wird eine 
Rechtsgrundlage für statusgruppenunabhängige monatliche Sonder-
zahlungen im Jahr 2023 zur Dämpfung temporärer inflationsbedingter 
Ereignisse geschaffen.

Mit Artikel 4 werden Zuständigkeitsregelungen für das Landesamt für 
Finanzen in den Verordnungsrang nach § 7 des Gesetzes über die Ver-
kündung von Rechtsverordnungen und Organisationsanordnungen 
(Verkündungsgesetz) vom 30. Januar 1991 (GVBl. S. 2) zurückgeführt.

C. Alternativen

In Bezug auf die Alimentation der Beamten des Landes und der Kommu-
nen sowie der Richter bestehen keine Alternativen, da ansonsten diese 
für das Jahr 2023 verfassungswidrig ist.



3

Drucksache 7/7122Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode 

Hinsichtlich der Änderung des Thüringer Gesetzes zur Neustrukturie-
rung von Finanzbehörden bestehen ebenfalls keine Alternativen. Denn 
ohne Änderung sind Zuständigkeitsänderungen des Landesamtes für Fi-
nanzen, auch soweit sich diese ausschließlich innerhalb des Geschäfts-
bereiches des Finanzministeriums auswirken, nur mit Beteiligung des 
Landtags möglich. Die Ressorthoheit des Finanzministeriums bliebe 
eingeschränkt.

D. Kosten 

Die zusätzlichen Kosten der aufgrund des § 14 ThürBesG und des § 4 
ThürBeamtVG vorgesehenen Anpassung der Besoldung und Versor-
gung betragen für das Land:
1. im Jahr 2023	 142,4 Millionen Euro,
2. ab dem Jahr 2024 jährlich etwa	 73,2 Millionen Euro;
davon Kosten für die Kernhaushalte:
1. im Jahr 2023	 134,3 Millionen Euro,
2. ab dem Jahr 2024 jährlich etwa	   69,4 Millionen Euro.

Kernhaushalte sind alle Ämter, Behörden, Gerichte und Einrichtungen, 
deren Ausgaben und Einnahmen im Haushaltplan des Landes brutto 
veranschlagt werden.

Die zusätzlichen Kosten der aufgrund des § 14 ThürBesG und des § 4 
ThürBeamtVG vorgesehenen Anpassung der Besoldung und Versor-
gung betragen für die Kommunen geschätzt:
1. im Jahr 2023	 14,2 Millionen Euro,
2. ab dem Jahr 2024 jährlich etwa	 7,3 Millionen Euro.

Die Änderung des Thüringer Gesetzes zur Neustrukturierung von Fi-
nanzbehörden ist nicht mit Kosten verbunden.

E. Zuständigkeit

Federführend ist das Finanzministerium.
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FREISTAAT THÜRINGEN

DER MINISTERPRÄSIDENT

An die
Präsidentin des Thüringer Landtags
Frau Birgit Pommer
Jürgen-Fuchs-Straße 1
99096 Erfurt

Erfurt, den 17. Januar 2023

Sehr geehrte Frau Präsidentin,

hiermit überreiche ich den von der Landesregierung beschlossenen 
Entwurf des

"Thüringer Gesetzes zur Gewährleistung einer verfassungsgemä-
ßen Alimentation im Jahr 2023 sowie zur Änderung besoldungs- 
und versorgungsrechtlicher Vorschriften"

mit der Bitte um Beratung durch den Landtag in den Plenarsitzungen 
am 1./2./3. Februar 2023.

Mit freundlichen Grüßen

Bodo Ramelow



5

Drucksache 7/7122Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode 

Thüringer Gesetz zur Gewährleistung einer verfassungsgemäßen Alimentation im Jahr 2023 
sowie zur Änderung besoldungs- und versorgungsrechtlicher Vorschriften

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Thüringer Gesetz 

zur Gewährleistung einer verfassungsgemäßen  
Alimentation im Jahr 2023

§ 1 
Erhöhung von Dienstbezügen

(1) Die im Thüringer Besoldungsgesetz (ThürBesG) in der 
Fassung vom 18. Januar 2016 (GVBl. S. 1, 166, 202) in der 
jeweils geltenden Fassung in den Anlagen 5 und 9 ausge-
wiesenen Beträge der Grundgehaltssätze werden ab dem 
1. Januar 2023 um 3,25 Prozent erhöht. 

(2) Die im Thüringer Besoldungsgesetz in Anlage 6 ausge-
wiesenen Beträge des Familienzuschlags nach § 37 Abs. 1 
und des Anrechnungsbetrags nach § 37 Abs. 2, die in An-
lage 8 Tabelle 1 ausgewiesenen Beträge der Stellenzula-
gen nach Anlage 1 Abschnitt ll Nr. 7 der Vorbemerkungen 
zu den Besoldungsordnungen A und B sowie Anlage 3 
Nr. 2 der Vorbemerkungen zur Besoldungsordnung R, die 
in Anlage 8 Tabelle 2 ausgewiesenen Amtszulagen, die in 
Anlage 8 Tabelle 3 ausgewiesenen sonstigen Zulagen zur 
Besoldungsordnung W sowie die in Anlage 9 ausgewiese-
nen sonstigen Zulagen zur Besoldungsordnung C werden 
ab dem 1. Januar 2023 um 3,25 Prozent erhöht. 

(3) Die in Anlage 7 des Thüringer Besoldungsgesetzes aus-
gewiesenen Anwärtergrundbeträge werden ab dem 1. Ja-
nuar 2023 um 3,25 Prozent erhöht.

(4) Die Beträge der Grundgehaltsspannen in Anlage 10 Ta-
belle 1 des Thüringer Besoldungsgesetzes erhöhen sich 
ab dem 1. Januar 2023 entsprechend Absatz 1. Die Be-
träge des Auslandszuschlags in Anlage 10 Tabelle 1 des 
Thüringer Besoldungsgesetzes werden ab dem 1. Januar 
2023 um 2,6 Prozent erhöht. In Anlage 10 Tabelle 2 erhö-
hen sich ab dem 1. Januar 2023 die Monatsbeträge um 
2,6 Prozent.

§ 2 
Weitere Anpassungen

(1) Die Bezüge der nach § 97 Abs. 8 des Thüringer Hoch-
schulgesetzes vom 10. Mai 2018 (GVBl. S. 149) in der je-
weils geltenden Fassung entpflichteten Professoren so-
wie die nach § 66 Abs. 1 ThürBesG in Verbindung mit § 77 
Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes weiter gewährten 
Zuschüsse zum Grundgehalt nach Anlage II zum Bundes-
besoldungsgesetz Nr. 1 und 2 der Vorbemerkungen zur 
Bundesbesoldungsordnung C in der am 22. Februar 2002 
geltenden Fassung, soweit sie nicht als Unterschiedsbe-
trag zwischen Besoldungsgruppen festgesetzt wurden, 
werden ab dem 1. Januar 2023 um 3,25 Prozent erhöht. 

(2) Für Versorgungsempfänger gelten nach § 4 des Thü-
ringer Beamtenversorgungsgesetzes (ThürBeamtVG) in 
der Fassung vom 17. Februar 2022 (GVBl. S. 39, 313) in 
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der jeweils geltenden Fassung die Erhöhungen nach § 1 
Abs. 1 und 2 sowie nach Absatz 1 entsprechend.

(3) Die in der Anlage des Thüringer Beamtenversorgungs-
gesetzes ausgewiesenen Beträge werden mit Ausnahme 
des Absatzes 1 der Anlage des Thüringer Beamtenver-
sorgungsgesetzes ab dem 1. Januar 2023 um 3,25 Pro-
zent erhöht. 

§ 3 
Sonderzahlungen im Jahr 2023

(1) Beamte und Richter mit Anspruch auf Dienstbezüge 
erhalten zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucher-
preise im Zeitraum vom 1. Januar 2023 bis zum Ablauf 
des 31. Dezember 2023 eine monatliche Sonderzahlung. 
Diese besteht aus einem Grundbetrag in Höhe von 83,33 
Euro je Berechtigten und Sonderbeträgen nach den Sät-
zen 3 und 4. Für den Ehegatten oder eingetragenen Le-
benspartner wird dem Beamten oder Richter ein Sonderbe-
trag in Höhe von 83,33 Euro gewährt; dies gilt nicht, wenn 
dem Beamten oder Richter nach § 38 Abs. 3 ThürBesG der 
Familienzuschlag Stufe 1 nur zur Hälfte gewährt wird. Für 
das erste und zweite im Familienzuschlag zu berücksich-
tigende Kind wird dem Beamten oder Richter ein Sonder-
betrag in Höhe von jeweils 41,67 Euro gewährt, soweit im 
jeweiligen Monat Familienzuschlag gezahlt wird. Die §§ 3, 
6, 7 und 38 Abs. 4 Satz 3 ThürBesG gelten entsprechend.

(2) Empfänger von Ruhegehalt nach § 2 Nr. 1 ThürBeamt-
VG und entpflichtete Professoren nach § 89 ThürBeamtVG 
erhalten zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucherprei-
se im Zeitraum vom 1. Januar 2023 bis zum Ablauf des 
31. Dezember 2023 eine monatliche Sonderzahlung. Die-
se besteht aus einem Grundbetrag in Höhe von 50 Euro je 
Berechtigten im Sinne des Satzes 1 und Sonderbeträgen 
nach den Sätzen 3 und 5. Für den Ehegatten oder einge-
tragenen Lebenspartner wird dem Berechtigten im Sinne 
des Satzes 1 ein Sonderbetrag in Höhe von 50 Euro ge-
währt; Absatz 1 Satz 3 Halbsatz 2 gilt entsprechend. Emp-
fänger von Witwen- oder Waisengeld nach § 2 Nr. 2 Thür-
BeamtVG erhalten im Zeitraum vom 1. Januar 2023 bis 
zum Ablauf des 31. Dezember 2023 eine monatliche Son-
derzahlung in Höhe des dem Anteilssatz der Hinterbliebe-
nenversorgung entsprechenden Betrags von 50 Euro. Ver-
sorgungsempfänger im Sinne der Sätze 1 und 4 erhalten 
zudem einen Sonderbetrag für das erste und zweite im 
Familienzuschlag nach § 64 Abs. 1 ThürBeamtVG zu be-
rücksichtigende Kind nach Absatz 1 Satz 4. 

(3) Die monatliche Sonderzahlung wird jedem Berechtigten 
nur einmal gewährt. Der Anspruch aus einem Beamtenver-
hältnis geht dem Anspruch aus einem Rechtsverhältnis als 
Versorgungsempfänger im Sinne des Absatzes 2 vor. Der 
Anspruch aus einem früheren aktiven Dienstverhältnis im 
Sinne des Absatzes 2 Satz 1 geht dem Anspruch aus ei-
ner Hinterbliebenenversorgung nach Absatz 2 Satz 4 vor. 
Bestehen nach Anwendung der Sätze 1 bis 3 noch An-
sprüche nach Absatz 2 aus mehreren gleichrangigen Ver-
sorgungsbezügen, so geht der Anspruch aus dem neuen 
Versorgungsbezug den Ansprüchen aus früheren Versor-
gungsbezügen vor. Die Sonderzahlung nach den Absät-
zen 1 oder 2 wird bei der Anwendung der Ruhens- und 
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Kürzungsbestimmungen des Thüringer Beamtenversor-
gungsgesetzes nicht berücksichtigt.

Artikel 2 
Änderung des Thüringer Besoldungsgesetzes

Das Thüringer Besoldungsgesetz in der Fassung vom 
18. Januar 2016 (GVBl. S. 1, 166, 202), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 15. November 2022 
(GVBl. S. 437), wird wie folgt geändert:

1.	 § 14 wird wie folgt geändert:

a)	 Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

b)	 Die folgenden Absätze 2 und 3 werden angefügt:

"(2) Die mit den §§ 1 und 2 des Thüringer Geset-
zes zur Gewährleistung einer verfassungsgemä-
ßen Alimentation im Jahr 2023 vom …[einsetzen: 
Datum des Thüringer Gesetzes zur Gewährleis-
tung einer verfassungsgemäßen Alimentation im 
Jahr 2023] (GVBl. S. …[einsetzen: Fundstelle des 
Thüringer Gesetzes zur Gewährleistung einer ver-
fassungsgemäßen Alimentation im Jahr 2023]) er-
folgte lineare Anpassung der Besoldung ist auf die 
nach dem 1. Januar 2023 vorzunehmende lineare 
Anpassung der Besoldung infolge der Umsetzung 
der Tarifeinigung hinsichtlich der prozentualen Erhö-
hung der Tabellenentgelte für die Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst der Länder, welche auf die Ta-
rifeinigung vom 29. November 2021 folgt, insoweit 
anzurechnen, als eine verfassungsgemäße Alimen-
tation gewährleistet bleibt. Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn die Tarifeinigung für die Beschäftigten im öf-
fentlichen Dienst der Länder Festbeträge vorsieht.

(3) Die aufgrund des § 3 des Thüringer Gesetzes 
zur Gewährleistung einer verfassungsgemäßen Ali-
mentation im Jahr 2023 erfolgten monatlichen Son-
derzahlungen sind auf in der Zeit bis zum Ablauf des 
31. Dezember 2023 vorzunehmende Sonderzah-
lungen infolge der Umsetzung der Tarifeinigung hin-
sichtlich der Gewährung von Sonderzahlungen zur 
Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise für 
die Beschäftigten im öffentlichen Dienst der Län-
der, welche auf die Tarifeinigung vom 29. Novem-
ber 2021 folgt, insoweit anzurechnen, als eine ver-
fassungsgemäße Alimentation gewährleistet bleibt."

2.	 § 67g erhält folgende Fassung:

"§ 67 g 
Übergangsregelungen aufgrund des  

Thüringer Gesetzes zur Gewährleistung einer  
verfassungsgemäßen Alimentation im Jahr 2023  

sowie zur Änderung besoldungs- und  
versorgungsrechtlicher Vorschriften

Für den Zeitraum vom 1. Januar 2023 bis zum Ablauf 
des 31. Dezember 2023 erhöht sich der Monatsbetrag 
des Familienzuschlags nach § 38 Abs. 2 für das drit-
te zu berücksichtigende Kind nach Anlage 6 in der je-
weils geltenden Fassung um 58 Euro und für das vier-
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te und jedes weitere zu berücksichtigende Kind nach 
Anlage 6 in der jeweils geltenden Fassung um 67 Euro. 
Der Erhöhungsbetrag nach Satz 1 gilt als Familienzu-
schlag im Sinne der §§ 37 bis 39."

3.	 Die Inhaltsübersicht wird den vorstehenden Änderun-
gen angepasst.

4.	 In der Anlage 1 Besoldungsordnung A Besoldungsgrup-
pe A 14 erhält der dritte Funktionszusatz nach dem Amt 
"Seminarrektor" folgende Fassung:

"-	 als Fachleiter in der Ausbildung von Lehramtsan-
wärtern für das Lehramt an Grundschulen, an Re-
gelschulen, für Förderschulen, an Gymnasien oder 
an berufsbildenden Schulen -8)"

5.	 Die Anlagen 5 bis 10 erhalten folgende Fassung:
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gültig ab 1. Januar 2023
2. Thüringer Besoldungsordnung B

Grundgehaltssätze 
(Monatsbeträge in Euro)

Besoldungsgruppe
B	 2 8 443,98
B	 3 8 941,16
B	 4 9 461,88
B	 5 10 059,35
B	 6 10 623,51
B	 7 11 172,34
B	 8 11 744,31
B	 9 12 454,51
B	 10 14 659,98

gültig ab 1. Januar 2023
3. Thüringer Besoldungsordnung W

Grundgehaltssätze 
(Monatsbeträge in Euro)

Besoldungs-
gruppe

W 1 W 2 W 3

5 094,09 6 540,03 7 372,54
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Anlage 6
(zu § 37)

Familienzuschlag und Anrechnungsbetrag 
(Monatsbeträge in Euro)

Tabelle 1

Familienzuschlag nach § 37 Abs. 1 in Verbindung mit § 38 Betrag in Euro
1. Stufe 1 nach § 38 Abs. 1
2. Stufe 2 und folgende Stufen nach § 38 Abs. 2:

Familienzuschlag für das
a) erste zu berücksichtigende Kind
b) zweite zu berücksichtigende Kind
c) dritte zu berücksichtigende Kind
d) vierte und jedes weitere zu berücksichtigende Kind jeweils

165,59

304,93
494,34
775,86
750,39

Tabelle 2

Anrechnungsbetrag nach § 37 Abs. 2 Betrag in Euro
1. in den Besoldungsgruppen A 6 bis A 8 139,15
2. in den Besoldungsgruppen A 9 bis A 12 145,72

Anlage 7
(zu § 50 Abs. 2 Satz 1)

gültig ab 1. Januar 2023

Anwärtergrundbetrag 
(Monatsbeträge in Euro)

Eingangsamt, in das der Anwärter 
nach Abschluss des Vorbereitungsdienstes 

unmittelbar eintritt
Grundbetrag

A 6 bis A 8 1 356,95
A 9 bis A 11 1 415,96
A 12 1 568,72
A 13 1 603,47
A 13 mit Zulage nach Anlage 1 Abschnitt ll 
Nr. 7 Buchst. b oder R 1 1 641,64
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Anlage 8
(zu § 30 Abs. 1 Satz 1 bis 3,

Anlagen 1 und 3)
gültig ab 1. Januar 2023

Zulagen 
(Monatsbeträge in Euro)

Tabelle 1

Art der Zulage Dem Grunde nach geregelt in Vorbemerkung Betrag 
in Euro

Stellenzulage Anlage 1 Abschnitt II 
zu den Besoldungsordnungen A 

und B
Nummer 1 Abs. 1

Buchst. a
Buchst. b

412,00
329,00

Nummer 2
Beamte der Besoldungs- 

gruppe 
A 6 bis A 9

A 10 und höher
174,00
215,00

Nummern 3 bis 5
nach einer Dienstzeit

von einem Jahr
von zwei Jahren

73,00
145,00

Nummer 6
für Beamte des

mittleren Dienstes
gehobenen Dienstes

50,00
75,00

Nummer 7
Buchst. a

Doppelbuchst. aa
Doppelbuchst. bb

Buchst. b

54,33
95,68

104,88

Nummern 9 bis 11 300,00

Nummer 12
bei einem Lehramtsanwärter

bei zwei bis einschließlich
vier Lehramtsanwärtern

ab fünf Lehramtsanwärtern

100,00

200,00
300,00

Anlage 3 
zur Besoldungsordnung R Nummer 2 104,88
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Tabelle 2

Art der Zulage Dem Grunde nach geregelt in Besoldungs-
gruppe Fußnote Betrag in 

Euro
Amtszulage Fußnoten in den Besoldungsord-

nungen A und R A	 6 2 46,05
A	 9 1 340,13
A	 9 2 207,60
A	11 3 233,69
A	13 1 bis 3, 5 340,89
A	13 6 233,69
A	14 2, 4 233,69
A	15 2, 3 233,69
A	16 3, 6 260,38
R	 1 1, 2 257,41
R	 2 3 bis 7 257,41
R	 3 2 257,41
A	14 kw 1 233,69

Tabelle 3

Art der Zulage Dem Grunde nach geregelt in Vorbemerkung Betrag in 
Euro

Sonstige Zula-
gen

Anlage 2 zur Besoldungsord-
nung W Nummer 1 

wenn ein Amt ausgeübt wird
der Besoldungsgruppe R 1 292,28
der Besoldungsgruppe R 2 327,18

Nummer 2 372,14

Tabelle 4

Hochschule Hochschulleitungsfunktion
Präsident

Vom Hundert des 
Grundgehaltes

Kanzler
Vom Hundert des 

Grundgehaltes
Universität Erfurt 45 30
Technische Universität Ilmenau 50 35
Friedrich-Schiller-Universität Jena 68 48
Bauhaus-Universität Weimar 45 30
Hochschule für Musik Franz Liszt Weimar 28 15
Fachhochschule Erfurt 40 20
Fachhochschule Jena 40 20
Fachhochschule Nordhausen 28 15
Fachhochschule Schmalkalden 35 17
Duale Hochschule Gera-Eisenach 25 10



15

Drucksache 7/7122Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode 

A
nl

ag
e 

9
(z

u 
§ 

66
 A

bs
. 1

 S
at

z 
2)

gü
lti

g 
ab

 1
. J

an
ua

r 2
02

3
B

es
ol

du
ng

so
rd

nu
ng

 C

G
ru

nd
ge

ha
lts

sä
tz

e 
(M

on
at

sb
et

rä
ge

 in
 E

ur
o)

Be
so

l-
du

ng
s-

gr
up

pe
St

uf
e

1
2

3
4

5
6

7
8

9
10

11
12

13
14

15
C

 1
4.

04
3,

39
4.

18
2,

62
4.

32
1,

79
4.

46
0,

99
4.

60
0,

20
4.

73
9,

35
4.

87
8,

56
5.

01
7,

76
5.

15
6,

96
5.

29
6,

15
5.

43
5,

33
5.

57
4,

53
5.

71
3,

75
5.

85
2,

95
C

 2
4.

07
6,

67
4.

25
7,

37
4.

47
8,

32
4.

69
9,

31
4.

92
0,

27
5.

14
1,

23
5.

36
2,

18
5.

58
3,

12
5.

80
4,

11
6.

02
5,

05
6.

24
6,

01
6.

46
6,

96
6.

68
7,

93
6.

90
8,

88
7.

12
9,

85
C

 3
4.

43
6,

80
4.

68
6,

99
4.

93
7,

18
5.

18
7,

38
5.

43
7,

57
5.

68
7,

77
5.

93
7,

94
6.

18
8,

11
6.

43
8,

34
6.

68
8,

51
6.

93
8,

70
7.

18
8,

92
7.

43
9,

08
7.

68
9,

25
7.

93
9,

43
C

 4
5.

60
0,

41
5.

85
1,

27
6.

10
2,

15
6.

35
2,

99
6.

60
3,

87
6.

85
4,

74
7.

10
5,

56
7.

35
6,

40
7.

60
7,

25
7.

85
8,

12
8.

10
8,

97
8.

35
9,

81
8.

61
0,

69
8.

86
1,

52
9.

11
2,

38

So
ns

tig
e 

Zu
la

ge
n 

de
m

 G
ru

nd
e 

na
ch

 g
er

eg
el

t i
n

Be
tra

g 
in

 E
ur

o
Vo

rb
em

er
ku

ng
en

 d
er

 B
es

ol
du

ng
so

rd
nu

ng
 C

*)

N
um

m
er

 2
b

10
4,

88

N
um

m
er

 5
w

en
n 

ei
n 

Am
t a

us
ge

üb
t w

ird
de

r B
es

ol
du

ng
sg

ru
pp

e 
R

 1
29

2,
28

de
r B

es
ol

du
ng

sg
ru

pp
e 

R
 2

32
7,

18

Fu
ßn

ot
e 

1 
Be

so
ld

un
gs

gr
up

pe
 C

 2
*)

14
8,

70

*)
	

An
la

ge
 ll

 z
um

 B
un

de
sb

es
ol

du
ng

sg
es

et
z 

in
 d

er
 a

m
 2

2.
 F

eb
ru

ar
 2

00
2 

ge
lte

nd
en

 F
as

su
ng

, v
er

öff
en

tli
ch

t i
m

 B
G

Bl
. l

 1
99

8 
S.

 3
47

4



16

Thüringer Landtag - 7. WahlperiodeDrucksache 7/7122
A

nl
ag

e 
10

(z
u 

§ 
49

 S
at

z 
3)

gü
lti

g 
ab

 1
. J

an
ua

r 2
02

3

A
us

la
nd

sz
us

ch
la

g 
(§

 4
9 

Th
ür

B
es

G
 in

 V
er

bi
nd

un
g 

m
it 

§ 
53

 d
es

 B
un

de
sb

es
ol

du
ng

sg
es

et
ze

s)
 

(M
on

at
sb

et
rä

ge
 in

 E
ur

o)

Ta
be

lle
 1

G
ru

nd
ge

-
ha

lts
sp

an
ne

1
2

3
4

5
6

7
8

9
10

11
12

13
14

2.
82

8,
78

3.
18

9,
32

3.
59

8,
91

4.
06

6,
39

4.
60

7,
37

5.
22

2,
05

5.
92

0,
49

6.
71

4,
10

7.
61

5,
75

8.
64

0,
26

9.
80

4,
32

11
.1

26
,9

5
12

.6
29

,7
3

vo
n 

– 
bi

s
2.

82
8,

77
3.

18
9,

31
3.

59
8,

90
4.

06
6,

37
4.

60
7,

36
5.

22
2,

04
5.

92
0,

48
6.

71
4,

09
7.

61
5,

74
8.

64
0,

25
9.

80
4,

31
11

.1
26

,9
4

12
.6

29
,7

2
Zo

ne
ns

tu
fe

1
93

4,
13

1.
01

0,
03

1.
09

4,
93

1.
18

6,
30

1.
28

7,
91

1.
39

8,
57

1.
52

0,
76

1.
65

5,
88

1.
80

6,
39

1.
97

1,
05

2.
04

0,
54

2.
11

3,
85

2.
19

2,
34

2.
27

5,
95

2
1.

03
4,

47
1.

11
6,

83
1.

20
6,

87
1.

30
5,

94
1.

41
5,

28
1.

53
3,

66
1.

66
4,

88
1.

80
8,

97
1.

96
8,

49
2.

14
3,

44
2.

22
3,

20
2.

30
8,

11
2.

39
8,

18
2.

49
4,

66
3

1.
13

4,
82

1.
22

3,
61

1.
32

0,
08

1.
42

6,
89

1.
54

2,
66

1.
67

0,
03

1.
80

8,
97

1.
96

2,
06

2.
13

0,
61

2.
31

4,
59

2.
40

5,
90

2.
50

2,
40

2.
60

5,
32

2.
71

3,
37

4
1.

23
5,

19
1.

33
0,

37
1.

43
3,

31
1.

54
6,

50
1.

67
0,

03
1.

80
5,

11
1.

95
3,

02
2.

11
5,

13
2.

29
2,

67
2.

48
6,

95
2.

58
8,

58
2.

69
6,

65
2.

81
1,

13
2.

93
2,

05
5

1.
33

5,
52

1.
43

7,
17

1.
54

6,
50

1.
66

6,
16

1.
79

7,
39

1.
94

0,
20

2.
09

5,
83

2.
26

6,
95

2.
45

4,
79

2.
65

9,
33

2.
77

1,
26

2.
89

0,
89

3.
01

7,
00

3.
15

2,
06

6
1.

43
5,

88
1.

54
2,

66
1.

65
9,

73
1.

78
7,

09
1.

92
4,

75
2.

07
5,

26
2.

23
9,

94
2.

42
0,

04
2.

61
6,

87
2.

83
1,

72
2.

95
3,

96
3.

08
5,

18
3.

22
2,

83
3.

37
0,

78
7

1.
53

6,
22

1.
64

9,
43

1.
77

2,
93

1.
90

6,
73

2.
05

2,
11

2.
21

1,
63

2.
38

4,
01

2.
57

3,
15

2.
77

8,
95

3.
00

4,
11

3.
13

7,
92

3.
27

9,
41

3.
42

9,
94

3.
58

9,
48

8
1.

63
6,

57
1.

75
6,

21
1.

88
6,

18
2.

02
6,

38
2.

17
9,

49
2.

34
6,

72
2.

52
8,

11
2.

72
4,

94
2.

94
1,

07
3.

17
6,

51
3.

32
0,

58
3.

47
3,

68
3.

63
5,

77
3.

80
8,

17
9

1.
73

6,
92

1.
86

3,
00

1.
99

9,
36

2.
14

7,
29

2.
30

8,
11

2.
48

1,
78

2.
67

2,
20

2.
87

8,
03

3.
10

3,
18

3.
34

8,
91

3.
50

3,
29

3.
66

7,
94

3.
84

1,
63

4.
02

6,
88

10
1.

83
7,

24
1.

96
9,

76
2.

11
2,

58
2.

26
6,

95
2.

43
5,

51
2.

61
6,

87
2.

81
5,

00
3.

03
1,

14
3.

26
5,

28
3.

52
0,

01
3.

68
5,

96
3.

86
0,

92
4.

04
7,

50
4.

24
5,

59
11

1.
93

7,
62

2.
07

5,
26

2.
22

5,
77

2.
38

7,
87

2.
56

2,
86

2.
75

3,
24

2.
95

9,
10

3.
18

2,
95

3.
42

7,
38

3.
69

2,
40

3.
86

8,
63

4.
05

5,
18

4.
25

4,
59

4.
46

5,
58

12
2.

03
7,

95
2.

18
2,

07
2.

33
9,

00
2.

50
7,

54
2.

69
0,

22
2.

88
8,

33
3.

10
3,

18
3.

33
6,

03
3.

58
9,

48
3.

86
4,

79
4.

05
1,

33
4.

24
9,

44
4.

46
0,

43
4.

68
4,

27
13

2.
13

8,
31

2.
28

8,
83

2.
45

0,
94

2.
62

7,
17

2.
81

7,
57

3.
02

3,
41

3.
24

7,
28

3.
48

9,
15

3.
75

1,
57

4.
03

7,
18

4.
23

4,
01

4.
44

3,
70

4.
66

6,
25

4.
90

2,
98

14
2.

23
8,

67
2.

39
5,

62
2.

56
4,

12
2.

74
8,

10
2.

94
4,

96
3.

15
8,

48
3.

39
0,

06
3.

64
0,

95
3.

91
3,

69
4.

20
9,

57
4.

41
6,

68
4.

63
7,

97
4.

87
2,

09
5.

12
1,

68
15

2.
33

9,
00

2.
50

1,
10

2.
67

7,
34

2.
86

7,
73

3.
07

2,
29

3.
29

4,
87

3.
53

4,
17

3.
79

4,
04

4.
07

5,
77

4.
38

1,
95

4.
60

0,
64

4.
83

2,
22

5.
07

9,
23

5.
34

0,
37

16
2.

43
9,

34
2.

60
7,

88
2.

79
0,

57
2.

98
7,

39
3.

20
0,

95
3.

42
9,

95
3.

67
8,

25
3.

94
7,

10
4.

23
7,

86
4.

55
3,

05
4.

78
3,

35
5.

02
6,

48
5.

28
5,

07
5.

55
9,

10
17

2.
53

9,
68

2.
71

4,
67

2.
90

3,
79

3.
10

8,
32

3.
32

8,
29

3.
56

5,
02

3.
82

2,
33

4.
10

0,
19

4.
39

9,
98

4.
72

5,
43

4.
96

6,
02

5.
22

0,
75

5.
49

0,
91

5.
77

9,
09

18
2.

63
8,

73
2.

82
1,

45
3.

01
7,

00
3.

22
7,

95
3.

45
5,

68
3.

70
1,

40
3.

96
6,

40
4.

25
2,

01
4.

56
2,

06
4.

89
7,

87
5.

14
8,

70
5.

41
5,

00
5.

69
8,

03
5.

99
7,

79
19

2.
73

9,
10

2.
92

8,
21

3.
13

0,
18

3.
34

7,
63

3.
58

3,
04

3.
83

6,
47

4.
10

9,
23

4.
40

5,
11

4.
72

4,
16

5.
07

0,
24

5.
33

1,
39

5.
60

9,
27

5.
90

3,
88

6.
21

6,
50

20
2.

83
9,

43
3.

03
3,

71
3.

24
3,

39
3.

46
8,

55
3.

71
0,

40
3.

97
1,

57
4.

25
3,

32
4.

55
8,

21
4.

88
6,

27
5.

24
2,

62
5.

51
4,

08
5.

80
3,

53
6.

10
9,

73
6.

43
5,

18



17

Drucksache 7/7122Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode 

Tabelle 2

Zonen-
stufe

Monats-
beträge 
in Euro

1 163,38
2 180,11
3 196,83
4 213,55
5 231,59
6 248,29
7 265,03
8 281,74
9 298,46

10 315,19
11 331,94
12 348,63
13 365,38
14 382,08
15 398,81
16 415,54
17 432,26
18 448,99
19 467,00
20 483,73"
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Artikel 3 

Änderung des Thüringer  
Beamtenversorgungsgesetzes

Das Thüringer Beamtenversorgungsgesetz in der Fassung 
vom 17. Februar 2022 (GVBl. S. 39, 313), zuletzt geän-
dert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 15. November 2022 
(GVBl. S. 437), wird wie folgt geändert:

1.	 § 70 Abs. 5 Satz 2 wird wie folgt geändert:

a)	 Nummer 6 erhält folgende Fassung:

"6.	die nach § 3 Nr. 11b EStG zur Anerkennung be-
sonderer Leistungen während der Corona-Kri-
se steuerfrei gewährten Leistungen,"

b)	 Nach Nummer 6 wird folgende Nummer 6a einge-
fügt:

"6a.	 die nach § 3 Nr. 11c EStG zur Abmilderung der 
gestiegenen Verbraucherpreise steuerfrei ge-
währten Leistungen,"

2.	 Die Anlage erhält folgende Fassung:

"Anlage
(zu § 31 Abs. 1 Satz 2, § 65 Abs. 4, § 66 Abs. 2, 

§ 67 Abs. 3 sowie den §§ 68, 92e und 92i)

(1) Der Unfallausgleich nach § 31 Abs. 1 beträgt bei 
einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 100 Pro-
zent 925,20 Euro.

(2) Der Kindererziehungszuschlag nach § 65 beträgt 
für jeden Monat der Kindererziehungszeit 3,04 Euro.

(3) Der Kindererziehungsergänzungszuschlag nach 
§ 66 beträgt für jeden angefangenen Monat, in dem die 
Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllt waren,
1.	 im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a 1,02 

Euro, 
2.	 im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. b 0,75 

Euro.

(4) Der Kinderzuschlag nach § 67 beträgt für die ers-
ten 36 Monate der Kindererziehungszeit je Monat 2,01 
Euro, für weitere Monate jeweils 1,02 Euro.

(5) Der Pflegezuschlag nach § 68 beträgt für jeden 
Monat der nicht erwerbsmäßig ausgeübten Pflege 
2,15 Euro. 

(6) Der Kinderpflegeergänzungszuschlag nach § 68 be-
trägt für jeden Monat der Pflege 1,02 Euro.

(7) Der Überleitungsausgleich nach § 92e beträgt
1.	 157,65 Euro bei Eintritt in den Ruhestand vor dem 

1. Januar 2016,
2.	 315,29 Euro bei Eintritt in den Ruhestand nach dem 

31. Dezember 2015 und vor dem 1. Januar 2017.

(8) Der Überleitungsausgleich nach § 92i beträgt 
293,35 Euro."
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Artikel 4 
Änderung des Thüringer Gesetzes zur  

Neustrukturierung von Finanzbehörden

§ 1 des Thüringer Gesetzes zur Neustrukturierung von 
Finanzbehörden vom 18. Dezember 2018 (GVBl. S. 731 
-736-), das durch Artikel 7 des Gesetzes vom 4. Oktober 
2021 (GVBl. S. 508) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1.	 Die Absätze 4 und 5 erhalten folgende Fassung:

"(4) Das für Finanzen zuständige Ministerium be-
stimmt die Zuständigkeiten des Landesamtes für Fi-
nanzen durch Rechtsverordnung. § 61 Abs. 3 Thür-
BesG bleibt unberührt.

(5) Die Absätze 4 und 5 in der am…[einsetzen: Datum 
des Tages, der dem Tag des Inkrafttretens nach Arti-
kel 5 Abs. 2 Nr. 4 dieses Gesetzes unmittelbar voran-
geht] geltenden Fassung finden bis zum Inkrafttreten 
einer Rechtsverordnung nach Absatz 4 Satz 1 in der 
am …[einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Arti-
kel 5 Abs. 2 Nr. 4 dieses Gesetzes] geltenden Fassung 
weiter Anwendung."

2.	 Absatz 6 wird aufgehoben.

3.	 Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 6.

Artikel 5 
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2023 
in Kraft. 

(2) Abweichend von Absatz 1 treten
1.	 Artikel 3 Nr. 1 Buchst. a mit Wirkung vom 1. April 2022,
2.	 Artikel 3 Nr. 1 Buchst. b mit Wirkung vom 1. Oktober 

2022,
3.	 Artikel 2 Nr. 4 mit Wirkung vom 1. Dezember 2022 und
4.	 Artikel 4 am Tage nach der Verkündung
in Kraft.
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Begründung:

A. Allgemeines

I.	 Überblick über den Regelungsgehalt

Mit dem Thüringer Gesetz zur Anpassung der Besoldung und Versor-
gung im Jahr 2022 und zur Änderung besoldungs- und versorgungs-
rechtlicher Vorschriften vom 15. November 2022 (GVBl. S. 437) wur-
de das Tarifergebnis für die Beschäftigten im öffentlichen Dienst der 
Länder vom 29. November 2021 zeit- und inhaltsgleich abschließend 
für den Bereich der Beamten umgesetzt. Dazu wurde die Besoldung 
und Versorgung in Anlehnung an das Tarifergebnis ab dem 1. De-
zember 2022 einheitlich um 2,8 Prozent erhöht.

Wegen der bestehenden Inflation, die sich vor allem in der zum 1. Ja-
nuar 2023 vorgesehenen Erhöhung der Regelsätze der Grundsiche-
rung, den steigenden Kosten der Unterkunft und insbesondere bei 
den Energiepreisen manifestiert, besteht im Ergebnis der Überprü-
fung der Verfassungsgemäßheit der Alimentation anhand der Vorga-
ben des Bundesverfassungsgerichts signifikanter Anpassungsbedarf. 
Aufgrund der Beobachtungspflicht und der Berechnungsvorgaben 
des Bundesverfassungsgerichts ist es aus Fürsorgegesichtspunk-
ten geboten, bereits im Vorfeld eine prognostische Prüfung für das 
Jahr 2023 durchzuführen und entsprechende besoldungsrechtliche 
Regelungen vorzusehen. Denn der Besoldungsgesetzgeber hat auf-
grund der Evidenz, Erheblichkeit und hohen Eintrittswahrscheinlich-
keit der sich momentan ändernden Umstände bereits jetzt darauf zu 
reagieren und nicht zuzuwarten. 

Daher sind zur Sicherstellung einer verfassungsgemäßen Alimen-
tation, insbesondere zur Wahrung des Mindestabstands zur Grund-
sicherung, ab dem 1. Januar 2023 eine Anpassung der alimenta-
tionsrelevanten Besoldungsbestandteile um 3,25 Prozent sowie 
Sonderzahlungen zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucherprei-
se, welche nach § 3 Nr. 11c des Einkommensteuergesetzes (EStG) 
steuerfrei gewährt werden können, zwingend erforderlich. Soweit da-
rüber hinaus für Beamte und Richter mit mehr als zwei Kindern wei-
tere finanzielle Bedarfe bestehen, sind diese durch Erhöhungsbe-
träge auszugleichen.

Mit Artikel 1 §§ 1 und 2 werden die Beträge der Grundgehälter in al-
len Besoldungsgruppen zur Gewährleistung einer verfassungsge-
mäßen Alimentation ab 1. Januar 2023 einheitlich um 3,25 Prozent 
angehoben. Dies gilt auch für den Familienzuschlag, die Amtszula-
gen und die allgemeine Zulage. Daneben werden auch die Anwär-
tergrundbeträge um 3,25 Prozent angehoben. Ebenfalls prozentual 
erhöhen sich die in der Anlage des Thüringer Beamtenversorgungs-
gesetzes (ThürBeamtVG) ausgewiesenen Beträge für die Zuschlä-
ge und Überleitungsausgleiche. 

Mit Artikel 1 § 3 wird die Rechtsgrundlage für monatliche Sonderzah-
lungen im Jahr 2023 zur Dämpfung der Belastungen aufgrund der 
momentan hohen Inflation geschaffen.

Durch die in Artikel 2 Nr. 1 geregelten Anfügung wird eine Anrech-
nungsklausel für die in Artikel 1 geregelte lineare Anpassung der Be-
züge in das Thüringer Besoldungsgesetz aufgenommen. Danach sind 
in Folge der Umsetzung der nächsten Tarifeinigung hinsichtlich der 
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prozentualen Erhöhung der Tabellenentgelte für die Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst der Länder bedingte lineare Besoldungsanpas-
sungen auf die nach Artikel 1 §§ 1 und 2 dieses Gesetzes geregel-
te lineare Erhöhung insoweit anzurechnen, als eine verfassungsge-
mäße Alimentation gewährleistet bleibt. Entsprechendes gilt für die 
monatlichen Sonderzahlungen. Ferner enthält Artikel 2 in Nummer 2 
eine Übergangsregelung für die Zahlung von Erhöhungsbeträgen für 
im Rahmen des Familienzuschlages zu berücksichtigende dritte und 
folgende Kinder sowie in Nummer 5 die Neufassungen der entspre-
chenden Besoldungstabellen nach den Anlagen 5 bis 10, welche die 
bisher geltenden Anlagen 5 bis 10 des Thüringer Besoldungsgeset-
zes mit Wirkung vom 1. Januar 2023 ersetzen. 

Mit Änderung des Thüringer Gesetzes zur Neustrukturierung von 
Finanzbehörden (ThürNeustrFBG) vom 18. Dezember 2018 (GVBl. 
S. 731) zuletzt geändert mit Gesetz vom 4. Oktober 2021 (GVBl. 
S.  508), werden Zuständigkeitsregelungen für das Landesamt für 
Finanzen in den Verordnungsrang nach § 7 des Gesetzes über die 
Verkündung von Rechtsverordnungen und Organisationsanordnun-
gen (Verkündungsgesetz) vom 30. Januar 1991 (GVBl. S. 2) zurück-
geführt.

Gleichzeitig wird mit der nachfolgenden Gesetzesbegründung die 
Verfassungsmäßigkeit der Besoldung anhand der Vorgaben der Be-
schlüsse des Bundesverfassungsgerichts vom 4. Mai 2020 in den 
Verfahren 2 BvL 4/18 sowie 2 BvL 6/17, 2 BvL 7/17, 2 BvL 8/17 ge-
prüft, dokumentiert und begründet.

II.	 Anforderungen des Bundesverfassungsgerichts an die Ge-
währleistung einer verfassungsgemäßen Alimentation

Das Bundesverfassungsgericht hat zuletzt mit seinen Beschlüssen 
vom 4. Mai 2020 in den Verfahren 2 BvL 4/18 sowie 2 BvL 6/17, 2 
BvL 7/17, 2 BvL 8/17 dem Besoldungsgesetzgeber aufgegeben, die 
Entwicklung der Lebensverhältnisse zu beobachten, Art und Ausmaß 
der geldwerten Vorteile zu ermitteln und die Höhe der Besoldung die-
ser Entwicklung kontinuierlich im gebotenen Umfang anzupassen. 

Zudem folgen für den Besoldungsgesetzgeber aus dem Prozedura-
lisierungsgebot Begründungspflichten. Zwar schuldet der Gesetzge-
ber nach überkommener Auffassung von Verfassungs wegen grund-
sätzlich nur ein wirksames Gesetz. Da aber das grundrechtsgleiche 
Recht auf Gewährung einer amtsangemessenen Alimentation kei-
ne quantifizierbaren Vorgaben im Sinne einer exakten Besoldungs-
höhe liefert, bedarf es prozeduraler Sicherungen, damit die verfas-
sungsrechtliche Gestaltungsdirektive des Artikels 33 Abs. 5 des 
Grundgesetzes auch tatsächlich eingehalten wird. Nach gefestig-
ter Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ist der Gesetz-
geber daher gehalten, bereits im Gesetzgebungsverfahren die Fort-
schreibung der Besoldungshöhe zu begründen. Die Ermittlung und 
Abwägung der berücksichtigten und berücksichtigungsfähigen Be-
stimmungsfaktoren für den verfassungsrechtlich gebotenen Umfang 
der Anpassung der Besoldung müssen sich in einer entsprechenden 
Darlegung und Begründung des Gesetzgebers im Gesetzgebungs-
verfahren niederschlagen. Eine bloße Begründbarkeit genügt nicht 
den verfassungsrechtlichen Anforderungen der Prozeduralisierung. 
Der mit der Ausgleichsfunktion der Prozeduralisierung angestrebte 
Rationalisierungsgewinn kann - auch mit Blick auf die Ermöglichung 
von Rechtsschutz - effektiv nur erreicht werden, wenn die erforderli-
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chen Sachverhaltsermittlungen vorab erfolgen und dann in der Ge-
setzesbegründung dokumentiert werden. Die Prozeduralisierung zielt 
auf die Herstellung von Entscheidungen und nicht auf ihre Darstel-
lung, das heißt nachträgliche Begründung.

Im Einzelnen ergibt sich aus den bundesverfassungsgerichtlichen 
Entscheidungen im Hinblick auf die Bestimmung der Amtsangemes-
senheit der Alimentation Folgendes:

1.	 Beschluss vom 4. Mai 2020, Az. 2 BvL 4/18, zur Besoldung der 
Richter und Staatsanwälte im Land Berlin

Das Bundesverfassungsgericht stellt Artikel 33 Abs. 5 des Grund-
gesetzes als verfassungsrechtlichen Maßstab, an dem die Rechts-
grundlagen für die Besoldung der Beamten und Richter zu mes-
sen sind, ins Zentrum seines Beschlusses. Danach ist das Recht 
des öffentlichen Dienstes unter Berücksichtigung der hergebrach-
ten Grundsätze des Berufsbeamtentums zu regeln und fortzuent-
wickeln. Zu den vom Gesetzgeber wegen ihres grundlegenden 
und strukturprägenden Charakters nicht nur zu berücksichtigen-
den, sondern zu beachtenden hergebrachten Grundsätzen des 
Berufsbeamtentums zählt das auch für die Besoldung der Be-
amten und Richter maßgebliche Alimentationsprinzip. Artikel 33 
Abs. 5 des Grundgesetzes ist unmittelbar geltendes Recht und 
enthält einen Regelungsauftrag an den Gesetzgeber sowie eine 
institutionelle Garantie des Berufsbeamtentums. Des Weiteren 
begründet Artikel 33 Abs. 5 des Grundgesetzes ein grundrechts-
gleiches Recht der Beamten und Richter, soweit deren subjekti-
ve Rechtsstellung betroffen ist.

Das Alimentationsprinzip wird dabei von verschiedenen Deter-
minanten geprägt. Es verpflichtet den Dienstherrn, Beamte und 
Richter sowie ihre Familien lebenslang angemessen zu alimen-
tieren und ihnen nach ihrem Dienstrang, nach der mit ihrem Amt 
verbundenen Verantwortung und nach der Bedeutung der recht-
sprechenden Gewalt und des Berufsbeamtentums für die Allge-
meinheit entsprechend der Entwicklung der allgemeinen wirt-
schaftlichen und finanziellen Verhältnisse und des allgemeinen 
Lebensstandards einen angemessenen Lebensunterhalt zu ge-
währen. Damit wird der Bezug der Besoldung sowohl zu der Ein-
kommens- und Ausgabensituation der Gesamtbevölkerung als 
auch zur Lage der Staatsfinanzen hergestellt, das heißt zu der sich 
in der Situation der öffentlichen Haushalte ausdrückenden Leis-
tungsfähigkeit des Dienstherrn. Die prägenden Strukturmerkmale 
des Berufsbeamtentums stehen nicht unverbunden nebeneinan-
der, sondern sind eng aufeinander bezogen. Die Besoldung stellt 
in diesem Zusammenhang kein Entgelt für bestimmte Dienstleis-
tungen dar. Sie ist vielmehr ein "Korrelat" des Dienstherrn für die 
mit der Berufung in das Richter- und Beamtenverhältnis verbun-
dene Pflicht, unter Einsatz der ganzen Persönlichkeit - grundsätz-
lich auf Lebenszeit - die volle Arbeitskraft zur Verfügung zu stel-
len und gemäß den jeweiligen Anforderungen die Dienstpflichten 
nach Kräften zu erfüllen. Die Gewährleistung einer rechtlich und 
wirtschaftlich gesicherten Position, zu der die individuelle Garan-
tie einer amtsangemessenen Besoldung und Versorgung durch 
das Alimentationsprinzip und die Möglichkeit ihrer gerichtlichen 
Durchsetzung wesentlich beitragen, bildet die Voraussetzung und 
innere Rechtfertigung für die lebenslange Treuepflicht sowie das 
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Streikverbot, während diese umgekehrt eine gerichtliche Kontrolle 
der Alimentation erfordern; diese Strukturprinzipien sind untrenn-
bar miteinander verbunden. Im Rahmen seiner Verpflichtung zu 
einer dem Amt angemessenen Alimentation hat der Gesetzgeber 
nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts auch die Attrak-
tivität der Dienstverhältnisse von Richtern und Staatsanwälten für 
überdurchschnittlich qualifizierte Kräfte, das Ansehen des Amtes 
in den Augen der Gesellschaft, die vom Amtsinhaber geforderte 
Ausbildung und seine Beanspruchung zu berücksichtigen. Für die 
Beurteilung der Angemessenheit der Alimentation kommt es auf 
deren Gesamthöhe an, zu deren Ermittlung neben dem Grund-
gehalt auch weitere Besoldungsbestandteile wie Sonderzahlun-
gen oder Stellenzulagen heranzuziehen sind, auch wenn diese 
für sich betrachtet nicht den verfassungsrechtlichen Schutz eines 
hergebrachten Grundsatzes des Berufsbeamtentums nach Arti-
kel 33 Abs. 5 des Grundgesetzes genießen.

Das Bundesverfassungsgericht stellt in seinem Beschluss fest, 
dass dem Besoldungsgesetzgeber bei der Umsetzung der aus 
Artikel 33 Abs. 5 des Grundgesetzes resultierenden Pflicht zur 
amtsangemessenen Alimentation ein weiter Entscheidungsspiel-
raum eröffnet wird. Dies gilt sowohl hinsichtlich der Struktur als 
auch hinsichtlich der Höhe der Besoldung. Diese ist der Verfas-
sung nicht unmittelbar als fester und exakt bezifferbarer Betrag 
zu entnehmen. Insofern stellt die in Artikel 33 Abs. 5 des Grund-
gesetzes enthaltene Garantie eines "amtsangemessenen" Unter-
halts lediglich eine den Besoldungsgesetzgeber in die Pflicht neh-
mende verfassungsrechtliche Gestaltungsdirektive dar. Innerhalb 
des ihm zukommenden Entscheidungsspielraums muss der Ge-
setzgeber das Besoldungsrecht den tatsächlichen Notwendigkei-
ten und der Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und fi-
nanziellen Verhältnisse anpassen. Die von ihm jeweils gewählte 
Lösung - hinsichtlich Struktur und Höhe der Alimentation - unter-
liegt allerdings der gerichtlichen Kontrolle. Es ist nicht Aufgabe 
des Bundesverfassungsgerichts zu prüfen, ob der Gesetzgeber 
dabei die gerechteste, zweckmäßigste und vernünftigste Lösung 
gewählt hat. Dem weiten Entscheidungsspielraum des Gesetzge-
bers entspricht vielmehr eine zurückhaltende, auf den Maßstab 
evidenter Sachwidrigkeit beschränkte Kontrolle der einfachge-
setzlichen Regelung. Im Ergebnis beschränkt sich die materiel-
le Kontrolle dabei auf die Frage, ob die Bezüge der Richter und 
Staatsanwälte evident unzureichend sind. Ob dies der Fall ist, 
muss anhand einer Gesamtschau verschiedener Kriterien und 
unter Berücksichtigung der konkret in Betracht kommenden Ver-
gleichsgruppen geprüft werden.

Diese Gesamtschau vollzieht sich nach den Vorgaben des Bun-
desverfassungsgerichts in zwei Schritten. Auf der ersten Prüfungs-
stufe wird mit Hilfe von aus dem Alimentationsprinzip ableitbaren 
und volkswirtschaftlich nachvollziehbaren Parametern ein durch 
Zahlenwerte konkretisierter Orientierungsrahmen für eine grund-
sätzlich verfassungsgemäße Ausgestaltung der Alimentations-
struktur und des Alimentationsniveaus ermittelt. In der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts zum Alimentationsprinzip 
sind fünf Parameter angelegt, denen eine indizielle Bedeutung bei 
der Ermittlung des verfassungsrechtlich geschuldeten Alimentati-
onsniveaus zukommt. Die Heranziehung dieser volkswirtschaftli-
chen Parameter dient vor allem der Rationalisierung der verfas-
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sungsrechtlichen Prüfung, darf aber nicht dahin missverstanden 
werden, dass sich die Höhe der amtsangemessenen Besoldung 
unter Rückgriff auf statistische Daten exakt berechnen ließe. Mit 
der Heranziehung dieser Parameter kann es schon deshalb nicht 
sein Bewenden haben, weil sich der Inhalt des Alimentationsprin-
zips nicht allein nach volkswirtschaftlichen Kriterien bemisst. Die 
erste Prüfungsstufe bereitet die auf der zweiten Prüfungsstufe 
stets gebotene Gesamtabwägung aller alimentationsrelevanten 
Aspekte vor, ersetzt sie aber nicht.

Der Gesetzgeber muss nach den Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts den für die Bemessung der amtsangemessenen Ali-
mentation relevanten Kriterien sowohl bei strukturellen Neuaus-
richtungen im Besoldungsrecht als auch bei der kontinuierlichen 
Fortschreibung der Besoldung über die Jahre hinweg Rechnung 
tragen. Ebenso wenig wie die exakte Höhe der amtsangemesse-
nen Besoldung lässt sich dabei der Zeitpunkt, zu dem diese als 
gerade noch amtsangemessen anzusehen ist, unmittelbar der 
Verfassung entnehmen. Ob der Gesetzgeber seiner Pflicht zur 
Anpassung der Alimentation an die allgemeinen wirtschaftlichen 
und finanziellen Verhältnisse bei der Fortschreibung der Besol-
dungshöhe nachkommt, zeigt sich vielmehr erst anhand einer 
Gegenüberstellung der Besoldungsentwicklung einerseits, mit 
verschiedenen Vergleichsgrößen andererseits über einen aussa-
gekräftigen Zeitraum hinweg. Die hierbei regelmäßig heranzuzie-
henden Schwellenwerte, bei deren Überschreitung eine erkenn-
bare Differenz zwischen der Besoldungsentwicklung oder -höhe 
und der Vergleichsgröße vorliegt, haben lediglich Orientierungs-
charakter. Sie sollen vor allem Indizien für eine Unteralimentati-
on identifizieren. Vor diesem Hintergrund haben die Erstellung 
der Indizes und die Berechnung der Parameter möglichst einfa-
chen und klaren Regeln zu folgen. Eine "Spitzausrechnung", bei 
der insbesondere alle Veränderungen der Besoldung, aber auch 
der Tariflöhne minutiös abgebildet werden, würde der ersten Prü-
fungsstufe eine vermeintliche Objektivität zumessen, die ihr gera-
de nicht zukommt. Die Parameter sind weder dazu bestimmt noch 
geeignet, aus ihnen mit mathematischer Exaktheit eine Aussage 
darüber abzuleiten, welcher Betrag für eine verfassungsmäßige 
Besoldung erforderlich ist.

Im Ausgangspunkt genügt es daher, die von den Besoldungs-
gesetzgebern im Regelfall für alle Besoldungsgruppen gleicher-
maßen vorgenommenen linearen Anpassungen der Bezüge um 
einen bestimmten Prozentwert zu erfassen. Es stellt die Aussa-
gekraft der Parameter auch nicht in Frage, wenn unterjährige 
Besoldungsanpassungen dabei so behandelt werden, als seien 
sie zu Jahresbeginn erfolgt. Das Bundesverfassungsgericht ver-
kennt dabei seiner Ansicht nach nicht, dass sich der Zeitpunkt der 
Besoldungsanpassung darauf auswirkt, was den Richtern und 
Staatsanwälten in einem Besoldungsjahr zur Deckung ihres Le-
bensbedarfs tatsächlich zur Verfügung steht. Einer ungleich auf-
wendigeren "Spitzausrechnung" bedarf es jedenfalls dann nicht, 
wenn die jeweiligen Schwellenwerte ohnehin überschritten wer-
den. Wenn diese bei einer für die Entscheidung erheblichen Zahl 
von Parametern knapp unterschritten werden oder Besonderhei-
ten der (Besoldungs-)Entwicklung im Raum stehen, kann jedoch 
Anlass bestehen, diesen Umständen im Rahmen der Gesamtbe-
trachtung der Ergebnisse der ersten Prüfungsstufe Rechnung zu 
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tragen. Aus dem gleichen Grund sind auch sonstige Besoldungs-
veränderungen wie namentlich Veränderungen der besonderen 
Bezügebestandteile (Sonderzahlungen, Urlaubsgeld) sowie nicht-
lineare Besoldungserhöhungen durch Sockelbeträge oder Einmal-
zahlungen für die hier angewandten Parameter nur dann bereits 
auf der ersten Prüfungsstufe zu berücksichtigen, wenn von vorn-
herein feststeht, dass sie einen erheblichen Einfluss auf die Be-
soldungsentwicklung haben können. Die notwendige Typisierung 
legt es schließlich nahe, bei nichtlinearen Besoldungsveränderun-
gen den in die Berechnung des Besoldungsindex einzustellenden 
Prozentwert einheitlich anhand der höchsten Erfahrungsstufe der 
Besoldungsgruppe zu ermitteln.

Entsprechendes gilt auch für die Ermittlung der Vergleichsgrö-
ßen. So erfasst der durch das Statistische Bundesamt ermittel-
te Tariflohnindex allein lineare Tariferhöhungen; Sockelbeträge, 
Einmalzahlungen sowie Veränderungen der Sonderzahlungen 
bleiben ebenso außen vor wie der Zeitpunkt der Tariferhöhung. 
Auch bei der Gegenüberstellung des bruttolohnbasierten Nomi-
nallohnindex mit der Veränderung der Bruttobesoldung sind Ver-
zerrungen infolge der Steuerprogression oder der Belastung mit 
Sozialabgaben nicht auszuschließen. Wie bei der Ermittlung der 
Besoldungsentwicklung geht es auch hier nicht um die exakte Be-
rechnung der Tariflohnentwicklung, sondern um Orientierungs-
werte für die erforderliche Gesamtabwägung. Einer "genaueren" 
Berechnung stehen auch praktische Schwierigkeiten entgegen. 
Wollte man beispielsweise die Veränderungen der Sonderzahlun-
gen beim Übergang vom Bundesangestelltentarif (BAT) zum Ta-
rifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) abbilden, 
deren Bemessungsgrundlagen sich seither je nach Entgeltgrup-
pe unterscheiden, müsste der zu prüfenden Besoldungsgruppe 
eine konkrete Tarifentgeltgruppe als Vergleichsmaßstab zugeord-
net werden. Eine solche drängt sich bei den Besoldungsordnun-
gen R und W nicht auf. Aber auch für die Besoldungsordnung A 
kann nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts nicht ohne 
Weiteres von einem Gleichlauf der Besoldungs- und Tarifentgelt-
gruppen ausgegangen werden, unter anderem weil für bestimmte 
Tarifbeschäftigte gesonderte Entgeltordnungen einschlägig sind, 
beispielsweise für Ärzte, Krankenpfleger sowie den Schul- und 
Erziehungsdienst. Gravierenden Verzerrungen, welche die Aus-
sagekraft eines Vergleichs nachhaltig erschüttern würden, kann 
im Rahmen der Gesamtbetrachtung Rechnung getragen werden.

Eine deutliche Differenz zwischen der Besoldungsentwicklung und 
den Tarifergebnissen der Beschäftigten im öffentlichen Dienst im 
betroffenen Land oder - bei der Bundesbesoldung - auf Bundes-
ebene ist für das Bundesverfassungsgericht ein wichtiges Indiz 
für eine evidente Missachtung des Alimentationsgebotes.

1.1	 Erste Prüfungsstufe

a)	 	Tariflohnindex als erster Parameter

Bezugsrahmen für die Amtsangemessenheit der Alimenta-
tion sind nach der Prüfungsreihenfolge des Bundesverfas-
sungsgerichts zunächst die Einkommen der Arbeitnehmer 
mit vergleichbarer Ausbildung und Tätigkeit innerhalb des öf-
fentlichen Dienstes. Dem Einkommensniveau dieser privat-
rechtlich beschäftigten Arbeitnehmer kommt eine besonde-
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re Bedeutung für die Bestimmung der Wertigkeit des Amtes 
und damit der Angemessenheit der Besoldung zu, zumal die 
Tarifabschlüsse im öffentlichen Dienst ein gewichtiges Indiz 
für die Entwicklung sowohl der (sonstigen) allgemeinen wirt-
schaftlichen und finanziellen Verhältnisse sowie des allgemei-
nen Lebensstandards einerseits als auch der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit des Landes oder des Bundes andererseits 
sind. Zwar ist der Besoldungsgesetzgeber - auch angesichts 
der grundsätzlichen Unterschiede zwischen der Tarifentloh-
nung und der Beamtenbesoldung - von Verfassungs wegen 
nicht verpflichtet, bei Anpassungen der Bezüge eine strikte 
Parallelität zu den Tarifergebnissen des öffentlichen Diens-
tes zu gewährleisten. Er darf die Tarifergebnisse bei der Fest-
setzung der Beamtenbesoldung aber nicht in einer über die 
Unterschiedlichkeit der Entlohnungssysteme hinausgehen-
den Weise außer Betracht lassen. Wird bei einer Gegenüber-
stellung der Besoldungsentwicklung mit der Entwicklung der 
Tarifergebnisse im öffentlichen Dienst eine Abkopplung der 
Bezüge der Amtsträger hinreichend deutlich sichtbar, steht 
dies im Widerspruch zur Orientierungsfunktion der Tarifer-
gebnisse. Dies ist nach Auffassung des Bundesverfassungs-
gerichts in der Regel dann der Fall, wenn die Differenz zwi-
schen den Tarifergebnissen und der Besoldungsanpassung 
mindestens fünf Prozent des Indexwertes der erhöhten Be-
soldung beträgt. Ausgehend vom jeweils zu untersuchenden 
Kalenderjahr ist die Betrachtung dabei auf den Zeitraum der 
zurückliegenden 15 Jahre zu erstrecken, um einerseits zufäl-
lige Ausschläge aufzufangen und andererseits eine methodi-
sche Vergleichbarkeit noch zu gewährleisten.

b)	 Nominallohnindex als zweiter Parameter

Eine deutliche Abweichung der Besoldungsentwicklung von 
der Entwicklung des Nominallohnindex im jeweils betroffe-
nen Land ist nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts 
als zweiter Parameter ein weiteres Indiz für eine evidente 
Missachtung des Alimentationsgebotes. Die Verpflichtung 
zur Anpassung der Besoldung an die Entwicklung der allge-
meinen wirtschaftlichen Verhältnisse erfordert, dass die Be-
soldung der Richter und Staatsanwälte zu der Einkommens-
situation und -entwicklung der Gesamtbevölkerung in Bezug 
gesetzt wird. Zur Orientierung eignet sich insoweit der No-
minallohnindex, der ein allgemein anerkannter Indikator für 
die Einkommens- und Wohlstandsentwicklung der abhängig 
Beschäftigten in Deutschland ist. Dieser Index misst die Ver-
änderung des durchschnittlichen Bruttomonatsverdienstes 
inklusive Sonderzahlungen der vollzeit-, teilzeit- und gering-
fügig beschäftigten Arbeitnehmer. Er ist weitgehend reprä-
sentativ für die Verdienstentwicklung und bildet sie transpa-
rent, exakt, zeitnah und in regelmäßigen Zeitabständen ab. 
Beträgt die Differenz zwischen der Entwicklung des Nomi-
nallohnindex und der Besoldungsentwicklung bei Zugrunde-
legung eines Zeitraums von 15 Jahren bis zu dem jeweils zu 
untersuchenden Zeitabschnitt sowie in einem überlappenden 
gleichlangen Zeitraum in der Regel mindestens fünf Prozent 
des Indexwertes der erhöhten Besoldung, ist dies ein weite-
res Indiz für die evidente Unangemessenheit der Alimentation.
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c)	 Verbraucherpreisindex als dritter Parameter

Eine deutliche Abweichung der Besoldungsentwicklung von 
der Entwicklung des Verbraucherpreisindex in dem jeweils 
betroffenen Land oder - bei der Bundesbesoldung - auf Bun-
desebene ist nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts 
als dritter Parameter ebenfalls ein Indiz für eine Verletzung 
des Kerngehalts der Alimentation. Der Verbraucherpreisin-
dex bemisst die durchschnittliche Preisentwicklung aller Wa-
ren und Dienstleistungen, wie beispielsweise Mieten, Nah-
rungsmittel, Bekleidung, Kraftfahrzeuge, Friseur, Reinigung, 
Reparaturen, Energiekosten, Reisen, die von privaten Haus-
halten für Konsumzwecke in Anspruch genommen werden. 
Der Gesetzgeber hat bei der Bemessung der Besoldung zu 
berücksichtigen, dass diese dem Richter oder Staatsanwalt 
über die Befriedigung der Grundbedürfnisse hinaus einen sei-
nem Amt angemessenen Lebensunterhalt ermöglichen muss. 
Das Alimentationsprinzip verlangt - parallel zu der Konstella-
tion eines familiär bedingten Unterhaltsbedarfs -, durch eine 
entsprechende Bemessung der Bezüge zu verhindern, dass 
das Gehalt infolge eines Anstiegs der allgemeinen Lebens-
haltungskosten aufgezehrt wird und dem Richter oder Staats-
walt infolge des Kaufkraftverlustes die Möglichkeit genommen 
wird, den ihm zukommenden Lebenszuschnitt zu wahren. Zur 
Ermittlung der wirtschaftlichen Situation des Richters oder 
Staatsanwalts ist der Entwicklung seines Einkommens die 
allgemeine Preisentwicklung anhand des Verbraucherpreis-
index gegenüberzustellen. Beträgt die Differenz zwischen der 
Entwicklung des Verbraucherpreisindex und der Besoldungs-
entwicklung bei Zugrundelegung eines Zeitraums von 15 Jah-
ren bis zu dem jeweils zu untersuchenden Zeitabschnitt sowie 
in einem überlappenden gleichlangen Zeitraum in der Regel 
mindestens fünf Prozent des Indexwertes der erhöhten Be-
soldung, ist dies ein weiteres Indiz für die evidente Unange-
messenheit der Alimentation.

d)	 systeminterner Besoldungsvergleich als vierter Parameter

Der vierte Parameter ergibt sich nach Ansicht des Bundesver-
fassungsgerichts aus einem systeminternen Besoldungsver-
gleich. Die Amtsangemessenheit der Alimentation der Richter 
und Staatsanwälte bestimmt sich auch durch ihr Verhältnis 
zur Besoldung und Versorgung anderer Beamtengruppen. 
Durch die Anknüpfung der Alimentation an innerdienstliche, 
unmittelbar amtsbezogene Kriterien wie den Dienstrang soll 
sichergestellt werden, dass die Bezüge entsprechend der un-
terschiedlichen Wertigkeit der Ämter abgestuft sind. Gleich-
zeitig kommt darin zum Ausdruck, dass jedem Amt eine 
Wertigkeit immanent ist, die sich in der Besoldungshöhe wi-
derspiegeln muss. Die Wertigkeit wird insbesondere durch 
die Verantwortung des Amtes und die Inanspruchnahme des 
Amtsinhabers bestimmt. Die "amts"-angemessene Besoldung 
ist notwendigerweise eine abgestufte Besoldung. Die Orga-
nisation der öffentlichen Verwaltung stellt darauf ab, dass in 
den höher besoldeten Ämtern die für den Dienstherrn wert-
volleren Leistungen erbracht werden. Deshalb muss im Hin-



28

Thüringer Landtag - 7. WahlperiodeDrucksache 7/7122
blick auf das Leistungs- und das Laufbahnprinzip mit der or-
ganisationsrechtlichen Gliederung der Ämter eine Staffelung 
der Gehälter einhergehen. Vergleiche sind dabei nicht nur 
innerhalb einer Besoldungsordnung, sondern gerade auch 
zwischen den verschiedenen Besoldungsordnungen gebo-
ten. Amtsangemessene Gehälter sind auf dieser Grundla-
ge so zu bemessen, dass sie Richtern und Staatsanwälten 
eine Lebenshaltung ermöglichen, die der Bedeutung ihres 
jeweiligen Amtes entspricht. Das Ergebnis des systeminter-
nen Besoldungsvergleichs kann nach Ansicht des Bundes-
verfassungsgerichts in zweifacher Hinsicht indizielle Bedeu-
tung dafür haben, dass die Besoldung hinter den Vorgaben 
des Alimentationsprinzips zurückbleibt.

aa)	 Abstandsgebot

Im ersten Fall ergibt sich die indizielle Bedeutung nach 
Ansicht des Bundesverfassungsgerichts aus dem Um-
stand, dass es infolge unterschiedlich hoher linearer 
oder zeitlich verzögerter Besoldungsanpassungen zu 
einer deutlichen Verringerung der Abstände zwischen 
zwei zu vergleichenden Besoldungsgruppen kommt. 
Diese Schwelle ist nicht erst dann überschritten, wenn 
die Abstände ganz oder im Wesentlichen eingeebnet 
werden. Das wäre mit dem Abstandsgebot als eigen-
ständigem hergebrachten Grundsatz des Berufsbeam-
tentums unvereinbar. Ein im Rahmen der Gesamtab-
wägung zu gewichtendes Indiz für eine unzureichende 
Alimentation liegt vielmehr bereits dann vor, wenn die 
Abstände um mindestens zehn Prozent in den zurück-
liegenden fünf Jahren abgeschmolzen wurden.

bb)	 Mindestabstand

Im zweiten Fall folgt nach Ansicht des Bundesverfas-
sungsgerichts die indizielle Bedeutung aus der Miss-
achtung des gebotenen Mindestabstands zum Grund-
sicherungsniveau in der untersten Besoldungsgruppe. 
Beim Mindestabstandsgebot handelt es sich - wie beim 
Abstandsgebot - um einen eigenständigen, aus dem Ali-
mentationsprinzip abgeleiteten Grundsatz. Es besagt, 
dass bei der Bemessung der Besoldung der qualitati-
ve Unterschied zwischen der Grundsicherung, die als 
staatliche Sozialleistung den Lebensunterhalt von Ar-
beitsuchenden und ihren Familien sicherstellt, und dem 
Unterhalt, der erwerbstätigen Beamten und Richtern ge-
schuldet ist, hinreichend deutlich werden muss. Dieser 
Mindestabstand wird unterschritten, wenn die Nettoali-
mentation (unter Berücksichtigung der familienbezoge-
nen Bezügebestandteile und des Kindergelds) um we-
niger als 15 Prozent über dem Grundsicherungsniveau 
liegt. Mangels gegenteiliger Anhaltspunkte ist nach wie 
vor davon auszugehen, dass die Besoldungsgesetzge-
ber das Grundgehalt von vornherein so bemessen, dass 
- zusammen mit den Familienzuschlägen für den Ehe-
partner und die ersten beiden Kinder - eine bis zu vier-
köpfige Familie amtsangemessen unterhalten werden 
kann, so dass es einer gesonderten Prüfung der Be-
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soldung mit Blick auf die Kinderzahl erst ab dem drit-
ten Kind bedarf. Die vierköpfige Alleinverdienerfamilie 
ist demnach eine aus der bisherigen Besoldungspraxis 
abgeleitete Bezugsgröße, nicht Leitbild der Beamten-
besoldung. Auch hinsichtlich der Strukturierung der Be-
soldung verfügt der Besoldungsgesetzgeber über einen 
breiten Gestaltungsspielraum. Es besteht insbesondere 
keine Verpflichtung, die Grundbesoldung so zu bemes-
sen, dass Beamte und Richter ihre Familie als Allein-
verdiener unterhalten können. Vielmehr steht es dem 
Besoldungsgesetzgeber frei, etwa durch höhere Fa-
milienzuschläge bereits für das erste und zweite Kind 
stärker als bisher die Höhe der Besoldung von den tat-
sächlichen Lebensverhältnissen abhängig zu machen.

Wird bei der zur Prüfung gestellten Besoldungsgrup-
pe der Mindestabstand zur Grundsicherung für Ar-
beitsuchende nicht eingehalten, liegt allein hierin eine 
Verletzung des Alimentationsprinzips. Hinsichtlich der 
Verfassungsmäßigkeit der Alimentation einer höheren 
Besoldungsgruppe, bei der das Mindestabstandsgebot 
selbst gewahrt ist, lässt sich eine solche Schlussfolge-
rung nicht ohne Weiteres ziehen. Eine Verletzung des 
Mindestabstandsgebots betrifft aber nach den Vorga-
ben des Gerichts insofern das gesamte Besoldungsge-
füge, als sich der vom Besoldungsgesetzgeber selbst 
gesetzte Ausgangspunkt für die Besoldungsstaffelung 
als fehlerhaft erweist. Das für das Verhältnis zwischen 
den Besoldungsgruppen geltende Abstandsgebot zwingt 
den Gesetzgeber dazu, bei der Ausgestaltung der Be-
soldung ein Gesamtkonzept zu verfolgen, das die Be-
soldungsgruppen und Besoldungsordnungen zuein-
ander ins Verhältnis setzt und abhängig voneinander 
aufbaut. Erweist sich die Grundlage dieses Gesamt-
konzepts als verfassungswidrig, weil für die unterste(n) 
Besoldungsgruppe(n) die Anforderungen des Mindest-
abstandsgebots missachtet wurden, wird der Ausgangs-
punkt für die darauf aufbauende Stufung in Frage ge-
stellt. Der Besoldungsgesetzgeber ist danach gehalten, 
eine neue konsistente Besoldungssystematik mit einem 
anderen Ausgangspunkt zu bestimmen. Allerdings hat 
der Gesetzgeber einen weiten Gestaltungsspielraum, 
wie er bei der Festsetzung der Bezüge den Anforderun-
gen des Gebotes eines Mindestabstands zum Grundsi-
cherungsniveau Rechnung trägt. Neben der Anhebung 
der Grundgehaltssätze und Veränderungen im Beihil-
ferecht kommt insbesondere auch eine Anhebung des 
Familienzuschlags in Betracht. Ob eine zur Behebung 
eines Verstoßes gegen das Mindestabstandsgebot er-
forderliche Neustrukturierung des Besoldungsgefüges 
zu einer Erhöhung der Grundgehaltssätze einer höhe-
ren Besoldungsgruppe führt, lässt sich daher nicht mit 
der für die Annahme eines Verfassungsverstoßes erfor-
derlichen Gewissheit feststellen. Die Wahrscheinlichkeit 
hierfür ist umso größer, je näher die zur Prüfung gestell-
te Besoldungsgruppe selbst an der Grenze zur Mindest-
besoldung liegt. Je deutlicher der Verstoß ausfällt und je 
mehr Besoldungsgruppen hinter dem Mindestabstands-
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gebot zurückbleiben, desto eher ist damit zu rechnen, 
dass es zu einer spürbaren Anhebung des gesamten 
Besoldungsniveaus kommen muss, um die gebotenen 
Abstände zwischen den Besoldungsgruppen wahren zu 
können. Die Verletzung des Mindestabstandsgebots bei 
einer niedrigeren Besoldungsgruppe ist daher (nur) ein 
Indiz für die unzureichende Ausgestaltung der höheren 
Besoldungsgruppe, das mit dem ihm nach den Umstän-
den des Falles zukommenden Gewicht in die Gesamtab-
wägung einzustellen ist.

Das zur Bestimmung der Mindestalimentation herange-
zogene Grundsicherungsniveau umfasst nach Ansicht 
des Bundesverfassungsgerichts alle Elemente des Le-
bensstandards, der den Empfängern von Grundsiche-
rungsleistungen staatlicherseits gewährt wird, unab-
hängig davon, ob diese zum von Verfassungs wegen 
garantierten Existenzminimum zählen oder über dieses 
hinausgehen und ob zur Befriedigung der anerkannten 
Bedürfnisse Geldleistungen gewährt oder bedarfsde-
ckende Sach- beziehungsweise Dienstleistungen er-
bracht werden.

Die Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchen-
de nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II), 
die derzeit zusammen mit den Leistungen der Sozialhil-
fe nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) 
den Kern des Grundsicherungsniveaus bilden, beruhen 
nur teilweise auf gesetzgeberischen Pauschalierungen, 
so etwa hinsichtlich der Regelbedarfe, die §§ 20 und 23 
SGB II sowie § 27a SGB XII in Verbindung mit dem Re-
gelbedarfsermittlungsgesetz (RBEG) vom 9. Dezember 
2020 (BGBl I S. 2855). Im Übrigen knüpft der Sozialge-
setzgeber an die tatsächlichen Bedürfnisse an (insbe-
sondere bei den Kosten der Unterkunft, § 22 SGB II). 
Deshalb divergiert die Höhe der Gesamtleistungen bei 
gleicher Haushaltsgröße erheblich. Ist der Gesetzge-
ber gehalten, den Umfang der Sozialleistungen reali-
tätsgerecht zu bemessen, kann dies - und das gesteht 
das Bundesverfassungsgericht dem Besoldungsgesetz-
geber zu - nicht ohne vereinfachende Annahmen ge-
lingen. Die zu berücksichtigenden Positionen müssen 
notwendigerweise typisiert werden. Weder der in ers-
ter Linie zur Durchführung einer entsprechenden Be-
rechnung berufene Besoldungsgesetzgeber noch das 
zur Nachprüfung berufene Bundesverfassungsgericht 
muss sich dabei an atypischen Sonderfällen orientie-
ren. Die Herangehensweise muss jedoch von dem Ziel 
bestimmt sein, sicherzustellen, dass die Nettoalimenta-
tion in möglichst allen Fällen den gebotenen Mindest-
abstand zu dem den Empfängern der sozialen Grundsi-
cherung gewährleisteten Lebensstandard wahrt. Damit 
kommt eine Orientierung an einem Durchschnittswert 
jedenfalls dann nicht in Betracht, wenn die Varianz so 
groß ist, dass er in einer größeren Anzahl von Fällen 
erkennbar nicht ausreichen würde. Zwar hat das Bun-
desverfassungsgericht dem Steuergesetzgeber in der 
Vergangenheit unter Durchbrechung des Grundsatzes, 
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dass kein Steuerpflichtiger infolge einer Besteuerung 
seines Einkommens darauf verwiesen werden dürfe, 
seinen existenznotwendigen Bedarf durch Inanspruch-
nahme von Staatsleistungen zu sichern, zugebilligt, sich 
bei einem erheblichen Preisgefälle auf dem Wohnungs-
markt hinsichtlich der Wohnkosten bei der Bemessung 
des Grundfreibetrags an einem "unteren Wert" zu ori-
entieren. Er hat dies aber unter der Bedingung getan, 
dass der Gesetzgeber zugleich zur ergänzenden De-
ckung des Bedarfs nach dem Einzelfall bemessene So-
zialleistungen, wie etwa ein Wohngeld, zur Verfügung 
stellt. Weil die Besoldung der Beamten und Richter nicht 
dem Gewährleistungsbereich des Artikels 33 Abs. 5 des 
Grundgesetzes entzogen werden kann, darf der Besol-
dungsgesetzgeber sie, wenn es um die Einhaltung der 
aus dem Alimentationsprinzip folgenden Mindestanfor-
derungen geht, indes nicht auf den Bezug von Sozial-
leistungen verweisen. Allenfalls dürfen tatsächlich be-
zogene Sozialleistungen auf die Bezüge angerechnet 
werden. Anderes gilt nur für das Kindergeld, weil mit 
ihm im Ausgangspunkt die - bei der Ermittlung des Net-
togehalts ohnehin zu berücksichtigende - verfassungs-
rechtlich gebotene steuerliche Freistellung des Existenz-
minimums des Kindes bewirkt wird und es daher nur in 
bestimmten Fällen und in unterschiedlichem Umfang 
den Charakter einer Sozialleistung hat.

Das Bundesverfassungsgericht eröffnet dem Besol-
dungsgesetzgeber einen dann nicht näher beschrie-
benen Spielraum dergestalt, dass die nachfolgenden 
Ausführungen keine für den Besoldungsgesetzgeber 
in jeder Einzelheit verbindliche Berechnungsgrundlage 
darstellen. Ihm stünde es insbesondere frei, die Höhe 
des Grundsicherungsniveaus mit Hilfe einer anderen 
plausiblen und realitätsgerechten Methodik zu bestim-
men, wozu hierbei weitere Maßgaben offenbleiben. Den 
Besoldungsgesetzgeber trifft jedoch die Pflicht, die ihm 
zur Verfügung stehenden Erkenntnismöglichkeiten hin-
sichtlich der Höhe der Grundsicherungsleistungen aus-
zuschöpfen, um die Entwicklung der Lebensverhältnis-
se zu beobachten und die Höhe der Besoldung an diese 
Entwicklung kontinuierlich im gebotenen Umfang anzu-
passen. Stellt er dabei eine erhebliche (regionale) Sprei-
zung innerhalb seines Verantwortungsbereichs fest, 
kann er darauf mit einer regionalen Differenzierung der 
Beamtenbesoldung reagieren.

Nach § 20 SGB II wird zur Befriedigung des Regelbe-
darfs zur Sicherung des Lebensunterhalts ein monat-
licher Pauschalbetrag anerkannt, dessen Höhe regel-
mäßig neu festgesetzt wird. Dabei wird typisierend für 
unterschiedliche Lebensumstände ein unterschiedlicher 
Regelbedarf angenommen. Für in einer Bedarfsgemein-
schaft zusammenlebende Erwachsene gilt nach § 20 
Abs. 4 SGB II die Regelbedarfsstufe 2. Für Kinder rich-
tet sich die Zuordnung zu einer Regelbedarfsstufe nach 
dem Lebensalter. Insofern kann nach Ansicht des Bun-
desverfassungsgerichts auf die im Existenzminimumbe-
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richt der Bundesregierung etablierte Berechnungsme-
thode zurückgegriffen werden, bei der die Regelsätze 
mit der Anzahl der für die einzelnen Regelbedarfsstu-
fen relevanten Lebensjahre gewichtet werden (verglei-
che Bundestags-Drucksache 19/5400, S. 6).

Hinsichtlich der Kosten der Unterkunft bietet sich nach 
Ansicht des Bundesverfassungsgerichts ein Rückgriff 
auf die von der Bundesagentur für Arbeit statistisch er-
mittelten Werte. Die Höhe der grundsicherungsrechtli-
chen Kosten der Unterkunft wird danach realitätsgerecht 
erfasst, wenn die von der Bundesagentur für Arbeit län-
derspezifisch erhobenen Daten über die tatsächlich an-
erkannten Bedarfe (95 Prozent-Perzentil) zugrunde ge-
legt werden. Hierbei handelt es sich um den Betrag, mit 
dem im jeweiligen Jahr bei rund 95 Prozent der Part-
ner-Bedarfsgemeinschaften mit zwei Kindern der aner-
kannte monatliche Bedarf für laufende Kosten der Un-
terkunft abgedeckt worden ist. Der Anteil der Haushalte, 
bei denen ein noch höherer monatlicher Bedarf für die 
laufenden Kosten der Unterkunft anerkannt worden ist, 
liegt danach bei unter fünf Prozent. Auf diese Weise wer-
den die tatsächlich als angemessen anerkannten Kos-
ten der Unterkunft erfasst, während zugleich die statis-
tischen Ausreißer, die auf besonderen Ausnahmefällen 
beruhen mögen, außer Betracht bleiben. Damit wird si-
chergestellt, dass die auf dieser Basis ermittelte Min-
destbesoldung unabhängig vom Wohnort des Beamten 
ausreicht, um eine angemessene Wohnung bezahlen zu 
können. Zum grundsicherungsrechtlichen Bedarf zäh-
len nach § 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II auch die Heizkos-
ten, sofern sie angemessen sind.

Für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene hat der 
Gesetzgeber über den Regelbedarf hinaus Bedarfe für 
Bildung und Teilhabe am sozialen und kulturellen Le-
ben in der Gemeinschaft (im Folgenden: Bildung und 
Teilhabe) gesondert erfasst. Auch sie zählen nach der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zum 
sozialhilferechtlichen Grundbedarf. Bis zum Ablauf des 
Jahres 2010 wurden insbesondere ein fester Betrag von 
100 Euro für den persönlichen Schulbedarf pro Schuljahr 
(§ 24a SGB II in der bis zum Ablauf des 31. Dezember 
2010 geltenden Fassung) und der Ersatz der erforderli-
chen Ausgaben für mehrtägige Klassenfahrten im Rah-
men der schulrechtlichen Bestimmungen (§ 23 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 3 SGB II in der bis zum Ablauf des 31. Dezem-
ber 2010 geltenden Fassung) anerkannt. Ab dem Jahr 
2011 bis zum Ablauf des Jahres 2015 wurden nach § 28 
SGB II Leistungen für Schulausflüge und mehrtägige 
Klassenfahrten im Rahmen der schulrechtlichen Bestim-
mungen (§ 28 Abs. 2 SGB II), persönlichen Schulbedarf 
(§ 28 Abs. 3 SGB II), Kosten der Schülerbeförderung, 
soweit sie nicht von Dritten übernommen werden und 
es nicht zumutbar ist, die Aufwendungen aus dem Re-
gelbedarf zu bestreiten (§ 28 Abs. 4 SGB II), angemes-
sene Kosten der Lernförderung, soweit diese geeignet 
und zusätzlich erforderlich ist, um die nach den schul-
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rechtlichen Bestimmungen festgelegten wesentlichen 
Lernziele zu erreichen (§ 28 Abs. 5 SGB II), Mehrauf-
wendungen für die Teilnahme an einer gemeinschaftli-
chen Mittagsverpflegung von Schülern und von Kindern, 
die in Tageseinrichtungen oder in der Kindertagespfle-
ge betreut werden (§ 28 Abs. 6 SGB II), sowie Aufwen-
dungen im Zusammenhang mit der Teilhabe am sozi-
alen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft (§ 28 
Abs. 7 SGB II) erfasst. Pauschaliert sind lediglich der 
persönliche Schulbedarf und die Aufwendungen für die 
Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Ge-
meinschaft. Im Übrigen werden im Grundsatz die tat-
sächlichen Aufwendungen anerkannt.

Für die Bestimmung des Grundsicherungsniveaus sind 
für das Bundesverfassungsgericht im Ausgangspunkt 
alle Bedarfe des § 28 SGB II relevant. Nur wenn fest-
steht, dass bestimmte Bedarfe auf außergewöhnliche 
Lebenssituationen zugeschnitten sind und deshalb tat-
sächlich nur in Ausnahmefällen bewilligt werden, können 
sie außer Ansatz bleiben. Danach dürften nach Ansicht 
des Bundesverfassungsgerichts der persönliche Schul-
bedarf, Aufwendungen für Schulausflüge, Klassenfahr-
ten und das Mittagessen in Gemeinschaftsverpflegung 
sowie die Kosten der Teilhabe bei sozialen, sportlichen 
und kulturellen Aktivitäten dem Grunde nach zu berück-
sichtigen sein. Um einen realitätsgerechten Wert zu er-
mitteln, sind die Ausgaben mit der Zahl derjenigen ins 
Verhältnis zu setzen, die den jeweiligen Bedarf auch 
tatsächlich geltend machen. Fallen bestimmte Bedarfe 
nur in bestimmten Altersstufen an, wie etwa der Schul-
bedarf oder Klassenfahrten, ist wie bei den Regelsät-
zen ein gewichteter Durchschnitt zu bilden.

Das Bundesverfassungsgericht stellt in seiner Entschei-
dung weiter fest, dass der Lebensstandard der Grund-
sicherungsempfänger ferner nicht allein durch als sol-
che bezeichnete Grundsicherungsleistungen bestimmt 
wird. Ihnen werden - in letzter Zeit vermehrt - vornehm-
lich Dienstleistungen zu einem vergünstigten "Sozialta-
rif" angeboten, wie beispielsweise im Bereich der weit-
verstandenen Daseinsvorsorge (öffentlicher Nahverkehr, 
Museen, Theater, Opernhäuser, Schwimmbäder). Von 
erheblicher praktischer Bedeutung sind auch die Kos-
ten für die Kinderbetreuung. Seit dem 1. August 2019 
dürfen von Grundsicherungsempfängern für die Förde-
rung von Kindern in Tageseinrichtungen und Kinderta-
gespflege keine Beiträge mehr erhoben werden, verglei-
che § 90 Abs. 4 des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB VIII) in der Fassung des Artikel 2 Nr. 2 Buchst. c 
des Gesetzes zur Weiterentwicklung der Qualität und 
zur Teilhabe in der Kindertagesbetreuung vom 19. De-
zember 2018 (BGBl. I S. 2696); die Gegenfinanzierung 
erfolgt im Rahmen des Finanzausgleichs (vergleiche die 
Artikel 3 und 4 des zuletzt genannten Gesetzes). Dabei 
handelt es sich - anders als beim Kindergeld - nicht um 
eine Vergünstigung, die allen Kindern zuteil wird. Eltern, 
die keine Sozialleistungen beziehen, müssen diese Leis-
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tungen (zumindest teilweise) bezahlen. Diese geldwer-
ten Vorteile werden nicht in der Statistik der Grundsiche-
rungsbehörden erfasst. Gleichwohl können sie bei einer 
realitätsgerechten Ermittlung des den Grundsicherungs-
empfängern gewährleisteten Lebensstandards nicht un-
berücksichtigt bleiben. Es handelt sich um Bedürfnisse, 
deren Erfüllung die öffentliche Hand für jedermann als so 
bedeutsam erachtet, dass sie Grundsicherungsempfän-
gern entsprechende Leistungen mit Rücksicht auf ihre 
wirtschaftliche Lage kostenfrei oder vergünstigt zur Ver-
fügung stellt und hierfür öffentliche Mittel einsetzt. Weil 
die gewährten Vorteile überwiegend regional und nach 
den Lebensumständen der Betroffenen höchst unter-
schiedlich ausfallen, ist es für Gerichte kaum möglich, 
hierzu - zumal rückwirkend - Feststellungen zu treffen. 
Auch insoweit ist nach Auffassung des Bundesverfas-
sungsgerichts in erster Linie der Besoldungsgesetzge-
ber gefordert, die Entwicklung der Lebensverhältnis-
se zu beobachten, um Art und Ausmaß der geldwerten 
Vorteile zu ermitteln und die Höhe der Besoldung die-
sen kontinuierlich im gebotenen Umfang anzupassen.

Dem Grundsicherungsniveau ist in einem weiteren 
Schritt die Nettoalimentation gegenüberzustellen, die 
einer vierköpfigen Familie auf Grundlage der untersten 
Besoldungsgruppe zur Verfügung steht. Bezugspunkt ist 
dabei das Gehalt als Ganzes. Neben dem Grundgehalt 
sind daher solche Bezügebestandteile zu berücksich-
tigen, die allen Beamten einer Besoldungsgruppe ge-
währt werden. Maßgeblich ist an dieser Stelle die nied-
rigste vom Dienstherrn für aktive Beamte ausgewiesene 
Besoldungsgruppe. Sind Besoldungsgruppen nur noch 
für die Berechnung von Versorgungsbezügen relevant, 
weil durch gesetzliche Bestimmung das Eingangsamt 
für die erste Laufbahngruppe angehoben oder ein ent-
sprechender Vermerk in der jeweiligen Besoldungsord-
nung aufgenommen worden ist, und sind auch tatsäch-
lich keine aktiven Beamten mehr vorhanden, werden sie 
nicht berücksichtigt. Abzustellen ist auf die niedrigste Er-
fahrungsstufe, weil angesichts der Vielgestaltigkeit der 
Erwerbsbiographien und im Hinblick auf die angehobe-
nen Einstellungshöchstaltersgrenzen nicht von vornher-
ein ausgeschlossen werden kann, dass ein verheirateter 
Beamter mit zwei Kindern noch in der Erfahrungsstufe 
1 eingeordnet ist.

Bei der Ermittlung des Nettoeinkommens sind die Kos-
ten einer die Beihilfeleistungen des Dienstherrn ergän-
zenden Krankheitskosten- und Pflegeversicherung in 
Abzug zu bringen. Gewährt der Dienstherr freie Heilfür-
sorge oder erhöht er den Beihilfesatz, so wirkt sich dies 
auf die Höhe des Nettoeinkommens aus. Nach § 193 
Abs. 3 Satz 1 des Versicherungsvertragsgesetzes vom 
23. November 2007 (BGBl. I S. 2631) in der jeweils gel-
tenden Fassung ist jede Person mit Wohnsitz im Inland, 
die nicht gesetzlich versichert oder anderweitig abge-
sichert ist, verpflichtet, eine Krankheitskostenversiche-
rung abzuschließen. Aus § 23 Abs. 1 des Elften Buches 
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Sozialgesetzbuch (SGB XI) folgt die Verpflichtung, sich 
auch für das Eintreten des Pflegefalls zu versichern. 
Nach § 26 SGB II sind angemessene Beiträge für eine 
Kranken- und Pflegeversicherung als Bedarf der Grund-
sicherungsempfänger anzuerkennen. Die Aufwendun-
gen für eine private Kranken- und Pflegeversicherung 
sind daher auch Teil des einkommensteuerrechtlich zu 
verschonenden Existenzminimums, soweit sie zur Er-
langung eines von der Grundsicherung gewährleisteten 
Versorgungsniveaus erforderlich sind. Eine Beschrän-
kung der zu berücksichtigenden Aufwendungen ent-
sprechend § 26 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 Satz 1 SGB II, 
wonach die Beiträge zur privaten Kranken- und Pflege-
versicherung nur bis zur Höhe des nach § 152 Abs. 4 
des Versicherungsaufsichtsgesetzes vom 1. April 2015 
(BGBl. I S. 434) in der jeweils geltenden Fassung bezie-
hungsweise § 110 Abs. 2 Satz 3 SGB XI ermäßigten Bei-
trags anerkannt werden, scheidet aus. Diese Regelung 
vermindert nicht den Gesamtaufwand, der erforderlich 
ist, um den zum sozialhilferechtlichen Bedarf zählenden 
Kranken- und Pflegeversicherungsschutz sicherzustel-
len, sie verteilt nur die Lasten anders. Es handelt sich um 
eine sozialstaatliche Indienstnahme der privaten Kran-
kenversicherungsunternehmen. Hinzu kommt, dass nur 
Versicherte in den Genuss der Prämienreduktion kom-
men, die tatsächlich grundsicherungsberechtigt sind. 
Auch eine Beschränkung auf den steuerlich absetzba-
ren Beitragsanteil kommt nicht in Betracht. Hierbei han-
delt es sich um einen allein für die Zwecke der Besteue-
rung ermittelten Wert, zu dem ein Versicherungsschutz 
nicht zu erlangen ist.

Vom Bruttoeinkommen abzuziehen sind die Steuern. 
Dabei ist auch die Absetzbarkeit der Kosten der Kran-
ken- und Pflegeversicherung zu berücksichtigen. Hin-
zuzurechnen ist das Kindergeld. In der untersten Be-
soldungsgruppe wirkt sich der Kinderfreibetrag nicht 
günstiger aus.

e)	 Besoldungsvergleich als fünfter Parameter

Als fünfter Parameter bildet nach Ansicht des Bundesver-
fassungsgerichts schließlich der Quervergleich mit der Be-
soldung des Bundes und der anderen Länder ein weiteres 
Indiz für die Bestimmung des Kerngehalts der Alimentation. 
Durch das Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 28. 
August 2006 (BGBl. I S. 2034) hat der Gesetzgeber die Ge-
setzgebungskompetenz für die Besoldung und Versorgung 
der Beamten und Richter auf die Länder zurückübertragen. 
Der Gleichheitssatz (Artikel 3 Abs. 1 des Grundgesetzes) hin-
dert den Besoldungsgesetzgeber zwar grundsätzlich nicht, 
eigenständige Regelungen zu treffen und dabei den unter-
schiedlichen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnissen 
Rechnung zu tragen. Gleichwohl ist eine unbegrenzte Ausei-
nanderentwicklung der Bezüge im Bund und in den Ländern 
durch die infolge der Neuordnung der Kompetenzverteilung 
im Grundgesetz eröffnete Befugnis zum Erlass jeweils eige-
ner Besoldungsregelungen nicht gedeckt. Artikel 33 Abs. 5 
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des Grundgesetzes setzt der Gestaltungsfreiheit des Ge-
setzgebers insoweit Grenzen, ohne ein besoldungsrecht-
liches Homogenitätsgebot zu postulieren. Die Alimentati-
on muss es Richtern und Staatsanwälten ermöglichen, sich 
ganz dem öffentlichen Dienst als Lebensberuf zu widmen 
und in rechtlicher wie wirtschaftlicher Sicherheit und Unab-
hängigkeit zur Erfüllung der ihnen zugewiesenen Aufgaben 
beizutragen. Sie dient damit nicht allein dem Lebensunter-
halt, sondern hat - angesichts der Bedeutung des Berufsbe-
amtentums für die Allgemeinheit - zugleich eine qualitätssi-
chernde Funktion. Damit die Entscheidung für eine Tätigkeit 
als Richter oder Staatanwalt für überdurchschnittlich qualifi-
zierte Kräfte attraktiv ist, muss sich die Amtsangemessenheit 
der Alimentation auch durch ihr Verhältnis zu den Einkom-
men bestimmen, die für vergleichbare und auf der Grundla-
ge vergleichbarer Ausbildung erbrachte Tätigkeiten außer-
halb des in Rede stehenden öffentlichen Dienstes erzielt 
werden. Neben einem Vergleich mit den Entlohnungssys-
temen in der Privatwirtschaft, der auf der zweiten Prüfungs-
stufe in die notwendige Gesamtabwägung einbezogen wird, 
ist dabei vor allem die Besoldung in den anderen Ländern 
und im Bund zu berücksichtigen. Die Attraktivität eines Am-
tes bemisst sich - gerade angesichts einer erfahrungsgemäß 
erhöhten Flexibilität von Berufseinsteigern - auch nach der 
Höhe der Bezüge im Vergleich der Länder und des Bundes. 
Eine Verengung des Blicks ausschließlich auf die wirtschaft-
liche und finanzielle Situation des betreffenden Landes verlö-
re nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts aus dem 
Auge, dass im föderalen System des Grundgesetzes die op-
timale Erledigung der eigenen Aufgaben bei gleichzeitig be-
grenzten personellen Ressourcen durch den Wettbewerb mit 
anderen Dienstherren bestimmt wird. Insoweit ist neben dem 
ebenfalls bundesweiten Vergleich mit der Privatwirtschaft 
der Vergleich mit den Konditionen des Staatsdienstes und 
der Besoldung im Dienste des Bundes und anderer Länder 
aussagekräftig. Maßgeblich sind die Durchschnittswerte der 
jährlichen Bruttobezüge (einschließlich allgemein gewährter 
Stellenzulagen und Sonderzuwendungen) in den vergleich-
baren Besoldungsgruppen aller Länder und (soweit dort vor-
handen) des Bundes, die zu jeweils gleichen Anteilen in die 
Berechnung einfließen. Weil der fünfte Parameter anzeigen 
soll, wie weit sich die den Richtern und Staatsanwälten tat-
sächlich gewährten Bezüge auseinanderentwickelt haben, 
wird seine Bedeutung nicht dadurch geschmälert, dass die 
Höhe anderer Besoldungen ebenfalls verfassungsrechtlichen 
Zweifeln ausgesetzt ist. Allerdings sind solche Besoldungen 
aus dem Vergleich ausgeschlossen, deren Verfassungswid-
rigkeit durch das Bundesverfassungsgericht bereits festge-
stellt worden ist. Einer inzidenten Prüfung der Verfassungs-
mäßigkeit der zum Vergleich herangezogenen Besoldungen 
bedarf es nicht. Wegen der jeweils spezifischen Aussagekraft 
sind sowohl das arithmetische Mittel als auch der Median als 
Bezugspunkt heranzuziehen. Zeigt sich eine erhebliche Ge-
haltsdifferenz im Vergleich zum Durchschnitt der Bezüge der 
jeweiligen Besoldungsgruppe im Bund und in den anderen 
Ländern, spricht dies dafür, dass die Alimentation ihre quali-
tätssichernde Funktion nicht mehr erfüllt. Wann eine solche 
Erheblichkeit gegeben ist, kann nicht pauschal beantwortet 
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werden. Liegt das jeweils zu untersuchende jährliche Brutto-
einkommen einschließlich etwaiger Sonderzahlungen zehn 
Prozent unter dem arithmetischen Mittel oder dem Median für 
den gleichen Zeitraum, was regelmäßig einem Besoldungsun-
terschied von mehr als einem Monatsgehalt entsprechen dürf-
te, ist dies nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts ein 
weiteres Indiz für eine verfassungswidrige Unteralimentation.

1.2	 Zweite Prüfungsstufe

Auf einer zweiten Prüfungsstufe sind nach den Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichts die Ergebnisse der ersten Prü-
fungsstufe mit den weiteren alimentationsrelevanten Kriterien 
im Rahmen einer Gesamtabwägung zusammenzuführen. Da-
für sind zunächst die Feststellungen der ersten Prüfungsstufe, 
insbesondere das Ausmaß der Über- oder Unterschreitung der 
Schwellenwerte, im Wege einer Gesamtbetrachtung zu würdi-
gen und etwaige Verzerrungen - insbesondere durch genauere 
Berechnungen - zu kompensieren. Den fünf Parametern der ers-
ten Prüfungsstufe kommt für die Gesamtabwägung eine Steu-
erungsfunktion hinsichtlich der Prüfungsrichtung und -tiefe zu. 
Sind danach mindestens drei Parameter der ersten Prüfungsstu-
fe erfüllt, besteht die Vermutung einer der angemessenen Betei-
ligung an der allgemeinen Entwicklung der wirtschaftlichen und 
finanziellen Verhältnisse und des Lebensstandards nicht genü-
genden und damit verfassungswidrigen Unteralimentation. Die-
se kann im Rahmen der Gesamtabwägung sowohl widerlegt als 
auch erhärtet werden. Werden umgekehrt bei allen Parametern 
die Schwellenwerte unterschritten, wird eine angemessene Ali-
mentation vermutet. Sind ein oder zwei Parameter erfüllt, müs-
sen die Ergebnisse der ersten Stufe, insbesondere das Maß der 
Über- beziehungsweise Unterschreitung der Parameter, zusam-
men mit den auf der zweiten Stufe ausgewerteten alimentations-
relevanten Kriterien im Rahmen der Gesamtabwägung einge-
hend gewürdigt werden.

Zu den auf der zweiten Prüfungsstufe zu untersuchenden ali-
mentationsrelevanten Kriterien zählen neben dem Ansehen des 
Amtes in der Gesellschaft sowie der vom Amtsinhaber gefor-
derten Ausbildung und Beanspruchung vor allem die besonde-
re Qualität der Tätigkeit und Verantwortung eines Richters oder 
Staatsanwalts, die Entwicklung der Qualifikation der eingestell-
ten Bewerber, der Vergleich mit den durchschnittlichen Bruttover-
diensten sozialversicherungspflichtig Beschäftigter mit vergleich-
barer Qualifikation und Verantwortung sowie die Entwicklungen 
im Bereich der Beihilfe und der Versorgung. In der Höhe der Ali-
mentation muss sich die besondere Qualität und Verantwortung 
eines Amtsträgers widerspiegeln. Die Alimentation bildet für das 
Gericht die Voraussetzung dafür, dass sich der Beamte ganz 
dem öffentlichen Dienst als Lebensberuf widmen und in rechtli-
cher und wirtschaftlicher Unabhängigkeit zur Erfüllung der dem 
Berufsbeamtentum vom Grundgesetz zugewiesenen Aufgabe, 
im politischen Kräftespiel eine stabile, gesetzestreue Verwal-
tung zu sichern, beitragen kann. Insoweit entfaltet das Alimenta-
tionsprinzip nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts (auch) 
eine Schutzfunktion für die Beamten. Diese Grundsätze gelten 
auch für Richter. Zu den hergebrachten Grundsätzen des Rich-
teramtsrechts, die der Gesetzgeber darüber hinaus zu beach-
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ten hat, zählt insbesondere der Grundsatz der sachlichen und 
persönlichen Unabhängigkeit. Nach Artikel 97 Abs. 1 des Grund-
gesetzes sind Richter "unabhängig und nur dem Gesetze un-
terworfen". Diese sachliche Unabhängigkeit ist gewährleistet, 
wenn der Richter seine Entscheidungen frei von Weisungen fäl-
len kann. Die sachliche Unabhängigkeit wird durch die Garantie 
der persönlichen Unabhängigkeit in Artikel 97 Abs. 2 des Grund-
gesetzes institutionell gesichert. Die richterliche Unabhängigkeit 
muss auch durch die Besoldung der Richter gewährleistet wer-
den. Die Art und Weise der Regelung von Besoldung und Ver-
sorgung des Richters sind von ganz erheblicher Bedeutung für 
das innere Verhältnis zu seinem Amt und für die Unbefangenheit, 
mit der er sich seine richterliche Unabhängigkeit bewahrt. Durch 
die Festlegung der Besoldung in angemessener Höhe wird ge-
währleistet, dass der Richter unabhängig nach Gesetz und Ge-
wissen entscheiden kann.

Ob die Alimentation ihre qualitätssichernde Funktion erfüllt, zeigt 
sich für das Gericht vor diesem Hintergrund auch daran, ob es in 
dem betreffenden Land gelingt, überdurchschnittlich qualifizierte 
Kräfte - da die Entscheidung die Besoldungsordnung R betraf - 
für den höheren Justizdienst anzuwerben. Gradmesser für die 
fachliche Qualifikation der eingestellten Richter und Staatsanwäl-
te sind nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts vorrangig 
die Ergebnisse in der Ersten Prüfung und der Zweiten Staats-
prüfung. Sinkt - auch im Vergleich zu den Ergebnissen aller Ab-
solventen im Vergleichszeitraum - das Notenniveau über einen 
Zeitraum von fünf Jahren in erheblicher Weise oder werden die 
Voraussetzungen für die Einstellung in den höheren Justizdienst 
spürbar herabgesetzt, kann man in der Regel davon ausgehen, 
dass die Ausgestaltung der Besoldung nicht genügt, um die At-
traktivität des Dienstes eines Richters oder Staatsanwalts zu 
gewährleisten. Das Gleiche gilt, wenn in größerem Umfang Be-
werber zum Zuge kommen, die nicht in beiden Examina ein Prä-
dikatsexamen ("vollbefriedigend" oder besser) erreicht haben.

Zugleich muss sich nach Auffassung des Bundesverfassungsge-
richts die Amtsangemessenheit der Alimentation, um ihre quali-
tätssichernde Funktion zu erfüllen, auch durch ihr Verhältnis zu 
den Einkommen bestimmen, die für vergleichbare oder auf der 
Grundlage vergleichbarer Ausbildung erbrachte Tätigkeiten au-
ßerhalb des öffentlichen Dienstes erzielt werden. Ob die Alimen-
tation in einem Amt, das für überdurchschnittlich qualifizierte Kräf-
te attraktiv sein soll, angemessen ist, zeigt auch ein Vergleich 
der Besoldungshöhe mit den durchschnittlichen Bruttoverdiens-
ten sozialversicherungspflichtig Beschäftigter mit vergleichba-
rer Qualifikation und Verantwortung in der Privatwirtschaft, wo-
bei die Besonderheiten des Status und des beamtenrechtlichen 
Besoldungs- und Versorgungssystems nicht außer Acht gelas-
sen werden dürfen.

Die Amtsangemessenheit der Alimentation ist für das Gericht fer-
ner im Lichte des Niveaus der Beihilfeleistungen zu bewerten. Die 
Gewährung von Beihilfen findet ihre Grundlage in der Fürsorge-
pflicht des Dienstherrn. Das gegenwärtige System der Beihilfe 
ist zwar nicht Bestandteil der verfassungsrechtlich geschulde-
ten Alimentation; von Verfassungs wegen muss die amtsange-
messene Alimentation lediglich die Kosten einer Krankenversi-
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cherung decken, die zur Abwendung krankheitsbedingter, durch 
Leistungen aufgrund der Fürsorgepflicht nicht ausgeglichener 
Belastungen erforderlich ist. Die Alimentation ist aber dann nicht 
mehr ausreichend, wenn die Krankenversicherungsprämien, die 
zur Abwendung krankheitsbedingter und nicht von der Beihil-
fe ausgeglichener Belastungen erforderlich sind, einen solchen 
Umfang erreichen, dass der angemessene Lebensunterhalt des 
Richters, Beamten oder Versorgungsempfängers nicht mehr ge-
währleistet ist. Das Prinzip der amtsangemessenen Alimentation 
verlangt, eine Auszehrung der allgemeinen Gehaltsbestandteile 
durch krankheitsbezogene Aufwendungen zu verhindern. Bei ei-
ner solchen Sachlage kann daher eine entsprechende Korrektur 
der Besoldungs- und Versorgungsgesetze, die das Alimentations-
prinzip konkretisieren, verfassungsrechtlich geboten sein. Glei-
ches gilt, wenn eine Vielzahl zeitlich gestaffelter, für sich genom-
men verfassungsrechtlich nicht zu beanstandender Einschnitte 
des Gesetzgebers im Beihilfebereich das für den sonstigen Le-
bensunterhalt des Richters oder Staatsanwalts zur Verfügung 
stehende Einkommen unangemessen reduzieren.

Versorgung und Besoldung sind Teilelemente des einheitlichen 
Tatbestands der Alimentation und nach Ansicht des Bundesver-
fassungsgerichts schon bei Begründung des Richter- und Be-
amtenverhältnisses garantiert. Der Dienstherr ist gehalten, den 
Unterhalt der Richter und Staatsanwälte lebenslang - und da-
mit auch nach Eintritt in den Ruhestand - zu garantieren. Die-
ser Verpflichtung kommt er gegenwärtig durch Bereitstellung 
einer Vollversorgung nach. Richter und Staatsanwälte haben 
ihre Altersversorgung und die ihrer Hinterbliebenen nicht selbst 
zu veranlassen; stattdessen sind die Bruttobezüge der aktiven 
Richter und Staatsanwälte von vornherein - unter Berücksichti-
gung der künftigen Pensionsansprüche - niedriger festgesetzt. 
Kürzungen im Bereich des Versorgungsrechts haben zur Kon-
sequenz, dass die Amtsträger einen größeren Teil ihrer Bezüge 
zum Zwecke der privaten Altersvorsorge aufwenden müssen, 
um nicht übermäßige Einbußen ihres Lebensstandards bei Ein-
tritt in den Ruhestand hinnehmen zu müssen. Auch dies kann 
zu einer Unterschreitung der verfassungsrechtlich gebotenen 
Alimentation führen.

1.3	 Verfassungsrechtliche Rechtfertigung als dritte Prüfungsstufe

Ergibt die Gesamtschau, dass die als unzureichend angegriffene 
Alimentation grundsätzlich als verfassungswidrige Unteralimen-
tation einzustufen ist, bedarf es nach den Vorgaben des Bun-
desverfassungsgerichts in einem dritten Schritt der Prüfung, ob 
dies im Ausnahmefall verfassungsrechtlich gerechtfertigt sein 
kann. Der Grundsatz der amtsangemessenen Alimentation ist 
Teil der mit den hergebrachten Grundsätzen verbundenen insti-
tutionellen Garantie des Artikels 33 Abs. 5 des Grundgesetzes. 
Soweit er mit anderen verfassungsrechtlichen Wertentschei-
dungen oder Instituten kollidiert, ist er - wie dies auch sonst der 
Fall ist - entsprechend dem Grundsatz der praktischen Konkor-
danz im Wege der Abwägung zu einem schonenden Ausgleich 
zu bringen. Verfassungsrang hat dabei das Verbot der Neuver-
schuldung nach Artikel 109 Abs. 3 Satz 1 des Grundgesetzes. Da-
nach sind Haushalte von Bund und Ländern grundsätzlich ohne 
Einnahmen aus Krediten auszugleichen (sogenannte Schulden-
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bremse). Ausnahmsweise ist eine Neuverschuldung bei kon-
junkturellen Abweichungen von der Normallage (vergleiche Ar-
tikel 109 Abs. 3 Satz 2 1. Alternative des Grundgesetzes) sowie 
bei Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen 
zulässig (vergleiche Artikel 109 Abs. 3 Satz 2 2. Alternative des 
Grundgesetzes). Die Haushalte der Länder waren in den Haus-
haltsjahren 2011 bis 2019 so aufzustellen, dass im Haushalts-
jahr 2020 die Vorgabe aus Artikel 109 Abs. 3 Satz 5 des Grund-
gesetzes (keine strukturelle Nettokreditaufnahme) erfüllt wird 
(vergleiche Artikel 143d Abs. 1 Satz 4 des Grundgesetzes). Da-
bei mussten die Haushaltsgesetzgeber der Länder das Ziel der 
Haushaltskonsolidierung im Jahr 2020 im Blick behalten. Kon-
kretere Verpflichtungen zur Erreichung dieses Ziels ergeben sich 
aus Artikel 143d Abs. 1 Satz 4 des Grundgesetzes nicht. Der in 
Artikel 143d Abs. 1 Satz 4 des Grundgesetzes angelegten Vor-
wirkung des Verbots der strukturellen Nettokreditaufnahme hat 
der Haushaltsgesetzgeber auch bei der Anpassung der Bezüge 
der Richter und Staatsanwälte Rechnung zu tragen. Ungeach-
tet der Verschärfung der Regeln für die Kreditaufnahme durch 
die Neufassung des Artikels 109 Abs. 3 des Grundgesetzes ver-
mögen nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts indes al-
lein die Finanzlage der öffentlichen Haushalte oder das Ziel der 
Haushaltskonsolidierung den Grundsatz der amtsangemesse-
nen Alimentierung nicht einzuschränken. Andernfalls liefe nach 
der ständigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
die Schutzfunktion des Artikels 33 Abs. 5 des Grundgesetzes ins 
Leere. Auch das besondere Treueverhältnis verpflichtet Rich-
ter und Staatsanwälte nicht dazu, stärker als andere zur Kon-
solidierung öffentlicher Haushalte beizutragen. Eine Einschrän-
kung des Grundsatzes der amtsangemessenen Alimentierung 
aus rein finanziellen Gründen kann zur Bewältigung einer der in 
Artikel 109 Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes genannten Aus-
nahmesituationen jedoch in Ansatz gebracht werden, wenn die 
betreffende gesetzgeberische Maßnahme Teil eines schlüssi-
gen und umfassenden Konzepts der Haushaltskonsolidierung 
ist, das anhand einer aussagekräftigen Begründung in den Ge-
setzgebungsmaterialien - gegebenenfalls unter ergänzender He-
ranziehung der im Rahmen eines Konsolidierungs- oder Sanie-
rungshilfeverfahrens getroffenen Vereinbarungen - erkennbar 
sein muss. Ein solches Konzept setzt inhaltlich wenigstens die 
Definition eines angestrebten Sparziels sowie die nachvollzieh-
bare Auswahl der zu dessen Erreichung erforderlichen Maßnah-
men voraus. Vor dem Hintergrund der Wertungen des Artikels 3 
Abs. 1 des Grundgesetzes ist das notwendige Sparvolumen da-
bei gleichheitsgerecht zu erwirtschaften.

Jenseits des verfassungsrechtlich gebotenen Mindestmaßes, wie 
es sich aufgrund der oben dargestellten Gesamtschau ergibt, ge-
nießt die Alimentation nach Auffassung des Bundesverfassungs-
gerichts einen relativen Normbestandsschutz. Der Gesetzgeber 
darf hier Kürzungen oder andere Einschnitte in die Bezüge vor-
nehmen, wenn dies aus sachlichen Gründen gerechtfertigt ist. 
Kürzungen oder andere Einschnitte können durch solche Grün-
de sachlich gerechtfertigt werden, die im Bereich des Systems 
der Beamtenbesoldung liegen. Zu solchen systemimmanenten 
Gründen können finanzielle Erwägungen zwar hinzutreten; das 
Bemühen, Ausgaben zu sparen, kann aber nach Auffassung des 
Bundesverfassungsgerichts nicht als ausreichende Legitimation 
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für eine Kürzung der Besoldung angesehen werden, soweit sie 
nicht als Teil eines schlüssigen Gesamtkonzepts dem in Artikel 
109 Abs. 3 des Grundgesetzes verankerten Ziel der Haushalts-
konsolidierung dient.

2. 	Beschluss vom 4. Mai 2020, Az. 2 BvL 6/17, 2 BvL 7/17, 2 BvL 
8/17, zur Besoldung der Richter und Staatsanwälte im Land Nord-
rhein-Westfalen

Ausgehend von den zu den unter Nummer 1 bereits dargelegten 
Prämissen zum Alimentationsprinzip konkretisiert das Bundesver-
fassungsgericht in diesem Beschluss den Alimentationsbedarf für 
das dritte Kind und weitere Kinder.

Die verfassungsrechtlichen Maßstäbe zur amtsangemessenen 
Alimentation von Richtern und Beamten mit mehr als zwei unter-
haltsberechtigten Kindern hat das Bundesverfassungsgericht in 
seinen Beschlüssen vom 30. März 1977, Az. 2 BvR 1039/75, 2 BvR 
1045/75 (BVerfGE 44, 249), vom 22. März 1990, Az. 2 BvL 1/86 
(BVerfGE 81, 363) und vom 24. November 1998, Az. 2 BvL 26/91, 
2 BvL 5/96, 2 BvL 6/96, 2 BvL 7/96, 2 BvL 8/96, 2 BvL 9/96, 2 BvL 
10/96, 2 BvL 3/97, 2 BvL 4/97, 2 BvL 5/97, 2 BvL 6/97 (BVerfGE 
99, 300) konkretisiert. Der Besoldungsgesetzgeber hat danach 
die Besoldung so zu regeln, dass Richter und Beamte nicht vor 
die Wahl gestellt werden, entweder eine ihrem Amt angemesse-
ne Lebensführung aufrechtzuerhalten oder, unter Verzicht darauf, 
eine Familie zu haben und diese entsprechend den damit über-
nommenen Verpflichtungen angemessen zu unterhalten. Deshalb 
kann bei der Beurteilung und Regelung dessen, was eine amtsan-
gemessene Alimentation ausmacht, die Zahl der Kinder nach Auf-
fassung des Bundesverfassungsgerichts nicht ohne Bedeutung 
sein. Artikel 33 Abs. 5 des Grundgesetzes belässt dem Gesetz-
geber insoweit allerdings einen Gestaltungsspielraum. Das Bun-
desverfassungsgericht geht aufgrund der bisherigen Praxis des 
Besoldungsgesetzgebers davon aus, dass er die Grundbesol-
dung so bemisst, dass sie (zusammen mit den Familienzuschlä-
gen für den Ehepartner und die ersten beiden Kinder) in allen Stu-
fen der Besoldungsordnung im Wesentlichen amtsangemessen 
ist. Der Gesetzgeber überschreitet seinen Gestaltungsspielraum 
aber dann, wenn er den Richtern und Beamten zumutet, für den 
Unterhalt ihres dritten Kindes und weiterer Kinder auf die famili-
enneutralen Bestandteile ihres Gehalts zurückzugreifen, um den 
Bedarf ihrer Kinder zu decken. Die damit verbundene, mit wach-
sender Kinderzahl fortschreitende Auszehrung der familienneut-
ralen Gehaltsbestandteile ist nicht hinnehmbar, weil so die Rich-
ter und Beamten mit mehreren Kindern den ihnen zukommenden 
Lebenszuschnitt nicht oder nur zulasten ihrer Familie erreichen 
können. Bei der Bemessung des zusätzlichen Bedarfs, der für 
das dritte Kind und die weiteren Kinder entsteht und vom Dienst-
herrn über die Alimentation der Zwei-Kinder-Familie hinaus zu de-
cken ist, kann der Gesetzgeber von denjenigen Regelsätzen für 
den Kindesunterhalt ausgehen, die die Rechtsordnung in ande-
ren Regelungszusammenhängen zur Verfügung stellt. Allerdings 
sind diese Sätze auf die Befriedigung unterschiedlicher Bedürf-
nisse ausgerichtet. Ihre eingeschränkte Aussagekraft für die Höhe 
des den Richtern und Beamten von ihrem Dienstherrn geschulde-
ten amtsangemessenen Unterhalts hat der Gesetzgeber in Rech-
nung zu stellen. So sind etwa Bedarfssätze, die an dem äußersten 
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Mindestbedarf eines Kindes ausgerichtet sind, also insbeson-
dere die Leistungen der sozialen Grundsicherung, ihrem Zweck 
nach staatliche Hilfen zur Erhaltung eines Mindestmaßes sozia-
ler Sicherung. Die Alimentation der Richter und Beamten und ih-
rer Familien ist demgegenüber etwas qualitativ Anderes. Diesen 
Unterschied muss die Bemessung des Gehalts nach Ansicht des 
Bundesverfassungsgerichts deutlich werden lassen.

Dabei lässt ein um 15 Prozent über dem grundsicherungsrechtli-
chen Gesamtbedarf liegender Betrag den verfassungsgebotenen 
Unterschied zwischen der von der Grundsicherung zu leistenden 
Befriedigung eines äußersten Mindestbedarfs und dem den Rich-
tern und Beamten sowie ihren Familien geschuldeten Unterhalt 
nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts hinreichend deut-
lich werden. Diese Berechnungsmethode dient nicht dazu, die 
angemessene Höhe der Alimentation zu ermitteln, sondern die 
Grenze zur Unteralimentation. Führen die den Richtern und Be-
amten für ihr drittes und jedes weitere Kind gewährten Zuschlä-
ge jedoch nicht einmal zu einer Erhöhung des Nettoeinkommens 
um 115 Prozent des grundsicherungsrechtlichen Gesamtbedarfs 
für das hinzutretende Kind, überschreitet der Gesetzgeber den 
ihm zustehenden Gestaltungsspielraum.

Ob die Dienstbezüge noch amtsangemessen sind, beurteilt sich 
nach dem Nettoeinkommen. Daher steht es dem Gesetzgeber 
frei, das von der Verfassung vorgegebene Ziel durch eine entspre-
chende Bemessung der Bruttobezüge - etwa in Gestalt eines kin-
derbezogenen Familienzuschlags - zu erreichen, die Richter und 
Beamten an einem allgemein gewährten Kindergeld teilhaben zu 
lassen, steuerrechtlich die durch den Kindesunterhalt verminder-
te Leistungsfähigkeit auszugleichen oder diese und weitere Mög-
lichkeiten miteinander zu verbinden.

Es wird den durch Artikel 33 Abs. 5 des Grundgesetzes gewährleis-
teten Besonderheiten des Beamtenverhältnisses nach Auffassung 
des Bundesverfassungsgerichts nicht gerecht, in der Zuwendung 
kinderbezogener Gehaltsbestandteile ein "Beamtenprivileg" oder 
ein "doppeltes Kindergeld" zu sehen. Das Beamtenverhältnis ist 
kein Dienstvertrag im herkömmlichen Sinne, insbesondere ist es 
kein entgeltliches Arbeitsverhältnis, aufgrund dessen eine nach 
Inhalt, Zeit und Umfang begrenzte Arbeitsleistung geschuldet wird 
und als Entgelt dafür ein Anspruch auf Entlohnung erwächst. Das 
Beamtenverhältnis begründet vielmehr für den Beamten und den 
Dienstherrn je selbstständige Pflichten. Diese folgen unmittelbar 
aus dem Gesetz, sie werden nicht vertraglich vereinbart. Der Be-
amte hat die Pflicht, dem Dienstherrn seine Arbeitskraft zur Verfü-
gung zu stellen. Der Dienstherr ist verpflichtet, dem Beamten den 
amtsangemessenen Unterhalt für sich und seine Familie zu ge-
währen. Die Berücksichtigung der Kinderzahl bei der Besoldung 
ist daher kein "Beamtenprivileg", sondern Inhalt der geschulde-
ten Alimentation. Das Bundesverfassungsgericht verlangt gerade 
keine Besserstellung der Kinder von Richtern und Beamten. Sei-
ne Rechtsprechung zum steuerfreien Existenzminimum bezieht 
sich vielmehr auf alle Kinder. Der Gesetzgeber wäre nicht gehin-
dert, den Bedürfnissen von kinderreichen Familien generell in ei-
ner Weise Rechnung zu tragen, die jegliche Besserstellung von 
Beamten gegenüber anderen Erwerbstätigen vermeidet.
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Dass bei der Berechnung des für alle Besoldungsgruppen gleich 
hohen Mindestmehrbetrags davon ausgegangen wird, dass der 
Richter oder Beamte die Familie allein unterhält, ist ein aus der 
bisherigen Besoldungspraxis und der hierzu ergangenen Recht-
sprechung abgeleiteter Kontrollmaßstab (vergleiche Beschluss 
des Bundesverfassungsgerichts vom 4. Mai 2020, Az. 2 BvL 4/18, 
in juris Rn. 47). Es handelt sich nicht um ein Abbild der Wirklich-
keit oder das vom Bundesverfassungsgericht befürwortete Leit-
bild der Beamtenbesoldung, sondern um eine Bezugsgröße, die 
eine spezifische Funktion bei der Bemessung der Untergrenze 
der Familienalimentation erfüllt. Sie stellt sicher, dass der Fami-
lie für das dritte und jedes weitere Kind der am Grundsicherungs-
niveau orientierte Mindestmehrbetrag auch dann zur Verfügung 
steht, wenn der andere Elternteil gar nichts zum Familieneinkom-
men beisteuern kann, etwa weil behinderte Kinder oder betagte 
Großeltern dauernder Pflege bedürfen oder er selbst dauerhaft 
arbeitsunfähig erkrankt oder gar verstorben ist. Für andere Fami-
lienformen nachteilige Auswirkungen sind damit nicht verbunden.

Diese in den früheren Entscheidungen des Bundesverfassungs-
gerichts entwickelten verfassungsrechtlichen Maßstäbe bedür-
fen insofern einer Aktualisierung, als die Regelungen zu der als 
Vergleichsmaßstab herangezogenen sozialen Grundsicherung 
seither grundlegend umgestaltet worden sind und auch bei der 
Berechnung des Nettoeinkommens neue Aspekte berücksichtigt 
werden müssen.

Das zur Bestimmung der Mindestalimentation herangezogene 
Grundsicherungsniveau umfasst – wie bereits unter Nummer 1 
dargestellt – alle Elemente des Lebensstandards und wird auch 
in dieser Entscheidung vom Bundesverfassungsgericht zugrunde 
gelegt. Dies gilt insbesondere für die Regelsätze nach den §§ 20 
und 23 Nr. 1 SGB II für die Eltern und die Kinder. Dabei darf nach 
Auffassung des Bundesverfassungsgerichts der Gesetzgeber den 
für volljährige Kinder einer Bedarfsgemeinschaft maßgeblichen 
Regelsatz der Regelbedarfsstufe 3 bei der Durchschnittsbildung 
außer Betracht lassen. Denn diese Regelbedarfsstufe kommt in 
der hier maßgeblichen Konstellation nur zum Tragen, wenn das 
dritte (oder vierte) Kind volljährig ist und zwei ältere Geschwister 
hat, die ebenfalls noch kindergeldberechtigt sind. Dies dürfte al-
lenfalls in seltenen Ausnahmefällen für einen nennenswerten Zeit-
raum der Fall sein, selbst wenn insgesamt eine erhebliche Zahl 
von Kindern auch nach Vollendung des 18. Lebensjahres noch 
kindergeldberechtigt sein sollte.

Im Unterschied zu der unter Nummer 1 dargestellten Entscheidung 
müssen für dritte und weitere Kinder die anzusetzenden Kosten 
der Unterkunft aus dem Wohngeldrecht abgeleitet werden. Um der 
verfassungsrechtlichen Zielsetzung, das Grundsicherungsniveau 
als Ausgangspunkt für die Festlegung der Untergrenze der Be-
amtenbesoldung zu bestimmen, gerecht zu werden, muss dabei 
der Bedarf für die Kosten der Unterkunft so erfasst werden, wie 
ihn das Sozialrecht definiert und die zuständigen Behörden tat-
sächlich anerkennen. Auch muss der Ansatz so bemessen sein, 
dass er auch in Kommunen mit durchschnittlich höheren Kosten 
der Unterkunft das Grundsicherungsniveau nicht unterschreitet.
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§ 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II sieht vor, dass Bedarfe für Unterkunft 
und Heizung in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen anerkannt 
werden, soweit diese angemessen sind. Solange nicht aufgrund 
des § 22a Abs. 1 in Verbindung mit § 22b Abs. 1 SGB II durch Sat-
zung (oder Verordnung) bestimmt wird, welche Kosten der Un-
terkunft beziehungsweise welche Wohnfläche entsprechend der 
Struktur des örtlichen Wohnungsmarktes als angemessen aner-
kannt werden, muss die Angemessenheit der Kosten nach der 
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts in einer mehrstufigen 
Einzelfallprüfung ermittelt werden: Zunächst ist die sogenannte 
abstrakte Angemessenheit der Miete zu bestimmen, für die es auf 
Wohnfläche, Wohnstandard (insbesondere Lage und Ausstattung) 
und örtliches Preisniveau ankommt. Nach der sogenannten Pro-
dukttheorie ist eine Unterkunft angemessen, deren Kosten dem 
Produkt aus angemessener Wohnfläche einerseits und dem im 
Vergleichsraum für Wohnungen einfachen Standards ermittelten 
Mietzins je Quadratmeter andererseits entspricht. Der Vergleichs-
raum ist ausgehend vom Wohnort zu bestimmen, wobei es dar-
auf ankommt, welche Orte aufgrund ihrer räumlichen Nähe, der 
Infrastruktur und insbesondere ihrer verkehrstechnischen Ver-
bundenheit einen insgesamt betrachtet homogenen Lebens- 
und Wohnbereich bilden. Dabei kann der Grundsicherungsemp-
fänger seinen Wohnort frei wählen. Nach einem Umzug über die 
Grenzen des kommunalen Vergleichsraums hinaus sind die an-
zusetzenden Kosten der Unterkunft nicht auf die Aufwendungen 
am bisherigen Wohnort begrenzt. Für die anzusetzende Wohn-
fläche legt das Bundesverfassungsgericht in diesem Beschluss 
einen Wert von 15 Quadratmeter für jedes Kind zugrunde. Der 
Quadratmeterpreis für Wohnungen einfachen Standards ist auf 
der Grundlage eines überprüfbaren, schlüssigen Konzepts zur 
Datenerhebung und -auswertung zu ermitteln, das die Gewähr 
dafür bietet, die Verhältnisse des örtlichen Wohnungsmarkts in 
einem bestimmten Zeitraum wiederzugeben. Überschreiten die tat-
sächlichen Aufwendungen den nach diesen Maßgaben bestimm-
ten abstrakt angemessenen Betrag, wird im Verfahren nach § 22 
Abs. 1 Satz 3 SGB II geprüft, ob im konkreten Einzelfall eine be-
darfsgerechte und kostengünstige Wohnung tatsächlich verfüg-
bar und zugänglich ist. Ist dies nicht der Fall, sind die höheren 
Kosten anzuerkennen.

Die von der Bundesagentur für Arbeit im unter Nummer 1 darge-
stellten Verfahren vom Bundesverfassungsgericht zugrunde ge-
legte statistische Auswertung ermöglicht nach Auffassung des 
Bundesverfassungsgerichts eine realitätsgerechte Erfassung der 
absoluten Höhe der grundsicherungsrechtlichen Kosten der Un-
terkunft für eine Familie. Im hier vorliegenden Sachverhalt geht 
es dem Bundesverfassungsgericht jedoch darum, den Mehrbe-
trag zu ermitteln, der einer Familie mit drei Kindern im Vergleich 
zu einer Familie mit zwei Kindern zugestanden wird. Es kommt 
also auf den relativen Unterschied der Kosten der Unterkunft an. 
Dieser kann mit Hilfe der von der Bundesagentur für Arbeit vorge-
legten Daten, denen eine Auflösung in 50-Euro-Schritten zugrun-
de liegt, nicht hinreichend genau bestimmt werden.

Für den Fall, dass belastbare Erhebungen zu den tatsächlich an-
gemessenen Kosten der Unterkunft für einen Vergleichsraum in 
einem bestimmten Zeitraum nicht vorliegen, hat das Bundesso-
zialgericht eine alternative Methode entwickelt, um die grundsi-
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cherungsrechtlichen Kosten der Unterkunft bemessen zu kön-
nen. In einer solchen Situation ist der für den jeweiligen Wohnort 
maßgebliche wohngeldrechtliche Miethöchstbetrag mit einem Si-
cherheitszuschlag von zehn Prozent den Berechnungen zugrun-
de zu legen, weil die Festsetzung aufgrund der abweichenden 
Zweckrichtung des Wohngeldes nicht mit dem Anspruch erfolgt, 
die realen Verhältnisse auf dem Markt stets zutreffend abzubil-
den. Das Wohngeld ist als Zuschuss ausgestaltet, dessen Höhe 
sich nach der Anzahl der Haushaltsmitglieder, der Bruttokaltmie-
te und dem Gesamteinkommen der Haushaltsmitglieder richtet, 
§ 4 des Wohngeldgesetzes (WoGG). Angesetzt wird die tatsäch-
lich gezahlte Miete, allerdings nur bis zu einem im Gesetz fest-
gelegten Höchstbetrag, der nach der Zahl der Haushaltsmitglie-
der und der Mietenstufe gestaffelt ist. Die Zugehörigkeit einer 
Gemeinde zu einer Mietenstufe richtet sich nach dem Mietenni-
veau. Das Mietenniveau ist die durchschnittliche prozentuale Ab-
weichung der Quadratmetermieten von Wohnraum in der fragli-
chen Gemeinde vom Durchschnitt der Quadratmetermieten des 
Wohnraums im Bundesgebiet (§ 12 WoGG). Die Höchstbeträ-
ge nach § 12 Abs. 1 WoGG sind seit dem Jahr 2016 nach § 39 
Abs. 1 WoGG in zweijährlichem Turnus zu überprüfen. Für Zeit-
räume, in denen die Wohngeldsätze nicht, wie es nunmehr vor-
gesehen ist, in einem engen Turnus von zwei Jahren aktualisiert 
werden, sondern über einen langen Zeitraum gleichbleiben, ver-
lieren die Wohngeldsätze nach Auffassung des Bundesverfas-
sungsgerichts ihren Realitätsbezug. Abhilfe schafft insofern eine 
Indexierung der Werte mit dem Mietpreisindex des Statistischen 
Landesamtes des jeweiligen Landes (hilfsweise: des Statistischen 
Bundesamtes). Weil die Anforderungen des Alimentationsprinzips 
für alle Richter und Beamte ohne Rücksicht auf ihren Dienstort 
eingehalten werden müssen, ist dabei auf die höchste im jewei-
ligen Land vorkommende Mietenstufe des Wohngeldrechts ab-
zustellen. Der Dienstherr kann nicht erwarten, dass Richter und 
Beamte ihren Wohnsitz an einem Ort nehmen, der durchschnitt-
liche Wohnkosten aufweist. Diese Überlegung entfernte sich un-
zulässig vom Grundsicherungsrecht, das die freie Wohnortwahl 
gewährleistet, insbesondere auch den Umzug in den Vergleichs-
raum mit den höchsten Wohnkosten. Unabhängig davon dürfen 
Beamte weder ihre Dienststelle noch ihren Wohnort beliebig wäh-
len. Der Bestimmung der Dienststelle durch den Dienstherrn kön-
nen nur schwerwiegende persönliche Gründe oder außergewöhn-
liche Härten entgegengehalten werden. Die Beamten sind zudem 
auch ohne ausdrückliche Anordnung einer Residenzpflicht ver-
pflichtet, ihre Wohnung so zu nehmen, dass die ordnungsmäßige 
Wahrnehmung ihrer Dienstgeschäfte - insbesondere der pünktli-
che Dienstantritt - nicht beeinträchtigt wird.

Ob die Dienstbezüge der Richter und Beamten den Anforderun-
gen des Alimentationsprinzips entsprechend ausreichen, um den 
sich für das dritte und jedes weitere Kind ergebenden alimentati-
onsrechtlichen Mindestbedarf zu decken, beurteilt sich nach Auf-
fassung des Bundesverfassungsgerichts nach dem Nettomehr-
betrag, also dem Unterschied in der Besoldung, die Richtern und 
Beamten der gleichen Besoldungsgruppe mit zwei Kindern einer-
seits und mit der fraglichen Kinderzahl andererseits tatsächlich 
zur Verfügung steht. Weil es dem Gesetzgeber freisteht, wie er 
das von der Verfassung vorgegebene Ziel erreicht, und hier un-
terschiedliche Wege denkbar sind, ist das Nettoeinkommen unter 
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Berücksichtigung des Kindergelds zu ermitteln. Bezugspunkt ist 
dabei das Gehalt als Ganzes. Neben dem Grundgehalt sind daher 
solche Bezügebestandteile zu berücksichtigen, die allen Beamten 
einer Besoldungsgruppe gewährt werden. Dabei ist - wenn diese 
Besoldungsgruppe Erfahrungsstufen kennt - das Grundgehalt der 
Endstufe maßgeblich. Damit ist sichergestellt, dass der Mehrbe-
trag der Nettoalimentation auch bei dem höchsten für die Besol-
dungsgruppe relevanten Steuersatz den Abstand zum Grundsi-
cherungsniveau wahrt.

Vom Bruttoeinkommen abzuziehen sind die Steuern (Einkommen-
steuer und Solidaritätszuschlag) abzuziehen. Dabei ist auch die 
Abzugsfähigkeit der Kosten der Kranken- und Pflegeversicherung 
als Sonderausgaben zu berücksichtigen. In den bisher ergange-
nen Entscheidungen hat das Bundesverfassungsgericht bei der 
Ermittlung des Nettoeinkommens die Kirchensteuer in Abzug ge-
bracht. Heutzutage kann jedoch nach Auffassung des Bundesver-
fassungsgerichts nicht mehr davon ausgegangen werden, dass 
die Kirchensteuer "gewöhnlich" anfällt. Das wäre aber Voraus-
setzung für eine derartige Pauschalierung. Auch der Bundesge-
setzgeber geht seit dem Jahr 2005 nicht mehr davon aus, dass 
eine deutliche Mehrheit von Arbeitnehmern einer Kirchensteuer 
erhebenden Kirche angehört (vergleiche Bundestags-Drucksa-
che 15/1515, S. 86).

Das Bundesverfassungsgericht gestattet bei den Berechnun-
gen für alle Besoldungsgruppen vereinfachend davon auszuge-
hen, dass die steuerliche Freistellung des Einkommensbetrags in 
Höhe der Existenzminima der Kinder einschließlich der Bedarfe 
für Betreuung und Erziehung oder Ausbildung durch die Auszah-
lung von Kindergeld bewirkt wird; dieses ist dem Einkommen hin-
zuzurechnen. Zwar kann sich der Ansatz des Kinderfreibetrags 
auch bei der Bemessung der Einkommensteuer bei Beamten und 
Richtern höherer Besoldungsgruppen als (geringfügig) günstiger 
erweisen (vergleiche § 31 Satz 4 EStG). Allerdings lässt sich die 
Besoldungsgruppe, ab der sich der Ansatz des Kinderfreibetrags 
als günstiger erweist, wegen der Abhängigkeit von den sich jährlich 
verändernden besoldungs- und steuerrechtlichen Verhältnissen 
nur von Jahr zu Jahr und mit erheblichem Aufwand ermitteln, auch 
weil sich mitunter eine Kombination aus Freibetrag und Kinder-
geld als günstiger erweist. Dem Besoldungsgesetzgeber ist eine 
genauere Betrachtung nicht verwehrt, wenn er den Umfang des 
grundsicherungsrechtlichen Mehrbedarfs ebenso exakt bestimmt.

Entsprechend der unter Nummer 1 dargestellten Verfahrenswei-
se sind schlussendlich auch in diesen Fällen bei der Ermittlung 
des maßgeblichen Nettoeinkommens die Kosten einer die Beihil-
feleistungen ergänzenden Krankheitskosten- und Pflegeversiche-
rung in Abzug zu bringen.

III.	Prüfung der Besoldung für das Jahr 2023 anhand des Beschlus-
ses des Bundesverfassungsgerichts vom 4. Mai 2020 (Az. 2 BvL 
4/18)

Die Besoldung nach dem Thüringer Besoldungsgesetz unter Ein-
beziehung der durch dieses Gesetz geregelten Maßnahmen ist an-
hand der vorbenannten Maßgaben zu prüfen, welche das Bundes-
verfassungsgericht in seinem Beschluss vom 4. Mai 2020, Az. 2 BvL 
4/18, dargelegt hat.



47

Drucksache 7/7122Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode 

1.	 Bestimmung der Abweichung der Besoldungsentwicklung von der 
Entwicklung der Tariflöhne (erster Parameter)

Nach den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts ist eine deut-
liche Differenz zwischen der Besoldungsentwicklung und den 
Tarifergebnissen im öffentlichen Dienst im betroffenen Land ein 
wichtiges Indiz für eine evidente Missachtung des Alimentations-
gebotes. Wird bei der Gegenüberstellung der Besoldungsentwick-
lung mit der Entwicklung der Tarifergebnisse im öffentlichen Dienst 
eine Abkoppelung der Bezüge der Amtsträger hinreichend deut-
lich sichtbar, steht dies im Widerspruch zur Orientierungsfunkti-
on der Tarifergebnisse. Dies ist in der Regel der Fall, wenn die 
Differenz zwischen den Tarifergebnissen und der Besoldungsent-
wicklung mindestens fünf Prozent des Indexwertes der erhöhten 
Besoldung beträgt.

Die Entwicklung der Grundgehaltssätze zuzüglich Sonderzahlun-
gen in Thüringen stellt sich für den zu betrachtenden Zeitraum 
2008 bis 2023 wie folgt dar.

Mit dem Thüringer Besoldungsneuregelungs- und -vereinfa-
chungsgesetz vom 24. Juni 2008 (GVBl. S. 134) erfolgte durch 
Landesrecht eine Zusammenfassung und Bereinigung des Be-
soldungsrechts. Sämtliche bisher das Besoldungsrecht in Thü-
ringen regelnde Gesetze wurden im Thüringer Besoldungsge-
setz vom 24. Juni 2008 (GVBl. S. 134, 350) zusammengeführt. 
Das Thüringer Sonderzahlungsgesetz trat gleichzeitig mit dem In-
krafttreten des Thüringer Besoldungsgesetz außer Kraft; stattdes-
sen wurden die Dienstbezüge um die jeweiligen Vomhundertsät-
ze der Sonderzahlung erhöht. Gleichzeitig erfolgte ab dem 1. Juli 
2008 zudem eine Anpassung der Bezüge um 2,9 Prozent (Arti-
kel 1 Anlagen 5 und 9 Thüringer Besoldungsneuregelungs- und 
-vereinfachungsgesetzes). Zudem wurde mit diesem Thüringer 
Besoldungsgesetz der Anwendungsbereich der allgemeinen Zu-
lage für die Beamten in den Laufbahnen des höheren Dienstes 
nicht mehr auf die Besoldungsgruppe A 13 begrenzt. Darüber hi-
naus wurde die allgemeine Zulage auch für Richter und Staats-
anwälte eingeführt. Diese Erweiterung diente dem Ausgleich für 
die in diesen Bereichen besonders einschneidende Verringerung 
der Sonderzahlung. Dies wurde bei den Berechnungen der Besol-
dungsentwicklung außer Betracht gelassen, um eine weitere Un-
terteilung in Gruppen zu vermeiden. Dieser Aspekt kann jedoch 
im Rahmen der Gesamtabwägung für diese Personengruppen 
berücksichtigt werden. 

Die Grundgehaltssätze wurden

	- ab dem 1. März 2009 um 40 Euro und auf dieser Grundlage 
um drei Prozent sowie ab dem 1. März 2010 um 1,2 Prozent 
aufgrund des § 2 Abs. 1 des Artikels 1 des Gesetzes zur An-
passung besoldungs- und versorgungsrechtlicher Regelungen 
sowie zur Änderung des Thüringer Verwaltungsfachhochschul-
gesetzes vom 19. Juni 2009 (GVBl. S. 425),

	- ab dem 1. Oktober 2011 um 1,5 Prozent und auf dieser Grund-
lage ab dem 1. April 2012 um 1,9 Prozent und auf dieser 
Grundlage um 17 Euro aufgrund des § 1 Abs. 1 des Artikels 
1 des Thüringer Gesetzes zur Anpassung der Besoldung und 
der Versorgung in den Jahren 2011 und 2012 sowie zur Än-
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derung besoldungs- und versorgungsrechtlicher Vorschriften 
vom 22. September 2011 (GVBl. S. 235),

	- ab dem 1. Oktober 2013 um 2,45 Prozent und auf dieser Grund-
lage ab dem 1. August 2014 um 2,75 Prozent aufgrund des 
§ 1 Abs. 1 des Artikels 1 des Thüringer Gesetzes zur Anpas-
sung der Besoldung und der Versorgung in den Jahren 2013 
und 2014 vom 19. September 2013 (GVBl. S. 266),

	- ab dem 1. September 2015 um 1,9 Prozent und auf dieser 
Grundlage ab dem 1. September 2016 um 2,1 Prozent mindes-
tens jedoch um den Vomhundertsatz, der einem Erhöhungs-
betrag von 75 Euro entspricht, jedoch um 0,2 vermindert ist 
aufgrund des § 1 Abs. 1 des Artikels 1 des Thüringer Geset-
zes zur Anpassung der Besoldung und der Versorgung in den 
Jahren 2015 und 2016 sowie zur Änderung weiterer dienst-
rechtlicher Vorschriften vom 6. November 2015 (GVBl. S. 152),

	- ab dem 1. Januar 2017 um 1,8 Prozent und auf dieser Grund-
lage ab dem 1. Januar 2018 um 2,35 Prozent aufgrund des 
§ 1 Abs. 1 des Artikels 1 des Thüringer Gesetzes zur Anpas-
sung der Besoldung und der Versorgung in den Jahren 2017 
und 2018 vom 13. September 2017 (GVBl. S. 161) und

	- ab dem 1. Januar 2019 um 3,2 Prozent und auf dieser Grund-
lage ab dem 1. Januar 2020 um 3,2 Prozent sowie auf dieser 
Grundlage ab dem 1. Januar 2021 um 1,4 Prozent aufgrund 
des § 1 Abs. 1 des Artikels 1 des Thüringer Gesetzes zur An-
passung der Besoldung und der Versorgung in den Jahren 
2019 bis 2021 vom 2. Juli 2019 (GVBl. S. 253)

	- ab dem 1. Dezember 2022 um 2,8 Prozent aufgrund des § 1 
Abs. 1 des Thüringer Gesetzes zur Anpassung der Besol-
dung und Versorgung im Jahr 2022 vom 15. November 2022 
(GVBl. S. 437)

erhöht. Einmalzahlungen wurden hierbei außer Betracht gelassen.

Für das Jahr 2023 wird die prozentuale Erhöhung um 3,25 Pro-
zent zum 1. Januar 2023 mit Artikel 1 §§ 1 und 2 dieses Geset-
zes geregelt.

Der Besoldungsindex wird aus der Multiplikation des Indexwer-
tes des Vorjahres mit einem die Besoldungserhöhung abbilden-
den Faktor ermittelt. Der Indexwert wurde zur Gewährleistung ei-
ner möglichst genauen Abbildung der Entwicklung bislang für fünf 
Gruppen von Besoldungsgruppen getrennt ermittelt. Dies ist ab 
dem Jahr 2020 nicht mehr erforderlich, da die linearen Anpassun-
gen für alle Besoldungsgruppen ab dem Jahr 2006 gleicherma-
ßen vorgenommen wurden. Der Indexwert ist daher ab dem Jahr 
2020 in allen fünf Gruppen identisch.

Auf der ersten Prüfungsstufe ist es nach Auffassung des Bundes-
verfassungsgerichts im Ausgangspunkt ausreichend, die vom Be-
soldungsgesetzgeber vorgenommenen linearen Anpassungen der 
Bezüge um den bestimmten Prozentwert zu erfassen. Soweit da-
durch unterjährige Besoldungsanpassungen dabei so behandelt 
werden, als seien sie zu Jahresbeginn erfolgt, stelle dies die Aus-
sagekraft des Parameters nicht in Frage. Dieser Umstand ist erst 
im Rahmen der Gesamtabwägung zu berücksichtigen. 

Danach ergibt sich für das Jahr 2023 folgende Berechnung:
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Jahr Erhöhung in Prozent Index
2008 Basis 100,00
2009 3 103,00
2010 1,2 104,24
2011 1,5 105,80
2012 1,9 107,81
2013 2,45 110,45
2014 2,75 113,49
2015 1,9 115,64
2016 2,1 118,07
2017 1,8 120,20
2018 2,35 123,02
2019 3,2 126,96
2020 3,2 131,02
2021 1,4 132,86
2022 2,8 136,58
2023 3,25 141,02
Steigerung (y) 41,02

Damit steigt die Besoldung (y) in den Jahren 2008 bis 2023 um 
41,02 Prozent.

Der Berechnung der Tarifentwicklung (x) wurden die zuletzt vom 
Statistischen Bundesamt in der Statistik "Verdienste im öffentli-
chen Dienst für Beamte und Tarifbeschäftigte bei Bund, Ländern 
und Gemeinden 2021/2022" vom 28. April 2021 auf Seite 42 ver-
öffentlichten Tariferhöhungen des Tarifvertrags für den öffentli-
chen Dienst der Länder zugrunde gelegt. Für das Jahr 2022 wur-
de die Tariferhöhung von 2,8 Prozent ebenfalls für das ganze Jahr 
voll berücksichtigt, obwohl die Tariferhöhung erst zum 1. Dezem-
ber 2022 wirksam wurde. Für das Jahr 2023 konnten noch keine 
Tariferhöhungen berücksichtigt werden, da für dieses Jahr noch 
kein Tarifergebnis vorliegt.

Jahr Erhöhung in Prozent Index
2008 Basis 100,00
2009 3 103,00
2010 1,2 104,24
2011 1,5 105,80
2012 1,9 107,81
2013 2,7 110,72
2014 3 114,04
2015 2,1 116,44
2016 2,3 119,12
2017 2 121,50
2018 2,35 124,35
2019 3,01 128,10
2020 3,12 132,09
2021 1,29 133,80
2022 2,8 137,54
2023 0 137,54
Steigerung (x) 37,54
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Damit stiegen die Tarifverdienste (x) in den Jahren 2008 bis 2023 
um 37,54 Prozent.

In einem weiteren Schritt wird für diesen Parameter die Relati-
on (r_Tarif) zwischen der Entwicklung der Tarifeinkommen im öf-
fentlichen Dienst (x) einerseits und der Besoldungsentwicklung 
(y) andererseits wie folgt berechnet (vergleiche Beschluss des 
Bundesverfassungsgerichts vom 4. Mai 2020, Az. 2 BvL 4/18, in 
juris Rn. 128):

Hiernach ergibt sich folgendes Ergebnis:

Zeitraum Besoldungs-
entwicklung

Tarifent-
wicklung

Vergleich Besol-
dung mit Tarif

2008 bis 2023 41,02 37,54 - 2,46

Damit wird der vom Bundesverfassungsgericht geforderte erste 
Parameter eingehalten.

2.	 Bestimmung der Abweichung der Besoldungsentwicklung von der 
Entwicklung des Nominallohnindex (zweiter Parameter)

Nach den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts ist eine deut-
liche Abweichung der Besoldungsentwicklung von der Entwicklung 
des Nominallohnindex im jeweils betroffenen Land ein weiteres In-
diz für eine evidente Missachtung des Alimentationsgebotes. Dies 
ist in der Regel der Fall, wenn die Differenz zwischen der Entwick-
lung des Nominallohnindex und der Besoldungsentwicklung bei 
Zugrundelegung eines Zeitraums von 15 Jahren bis zu dem je-
weils zu untersuchendem Zeitabschnitt mindestens fünf Prozent 
des Indexwertes der erhöhten Besoldung beträgt.

Entsprechend den Berechnungen für die Tarifentwicklung wurde 
für den zu betrachtenden 15-Jahres-Zeitraum die Entwicklung 
des Nominallohnindex ermittelt. Der Ermittlung wurden die vom 
Landesamt für Statistik im Bericht "Real- und Nominallohnindex 
in Thüringen 2020" im Juli 2021 auf Seite 17 für Thüringen veröf-
fentlichten Indizes zugrunde gelegt. Den Nominallohnindex für das 
Jahr 2021 hat das Landesamt für Statistik mit E-Mail vom 25. Ap-
ril 2022 mitgeteilt. Für die Jahre 2022 und 2023 wurde mangels 
vorhandener Daten die prozentuale Veränderung wie zum Jahr 
2021 angenommen.

Jahr Index Indexierung auf 100
2008 82,2 100,00
2009 82,8 100,73
2010 85,5 104,01
2011 87,9 106,93
2012 91,0 110,71
2013 92,6 112,65
2014 96,5 117,40
2015 100,0 121,65
2016 102,4 124,57
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Jahr Index Indexierung auf 100
2017 105,6 128,47
2018 109,1 132,73
2019 113,1 137,59
2020 113,3 137,83
2021 117,2 142,58
2022 121,2 147,42
2023 125,3 152,43
Steigerung (x) 52,43

Damit steigt der Nominallohnindex (x) in den Jahren 2008 bis 
2023 um 52,43 Prozent.

Für die Bestimmung der Abweichung der Besoldungsentwick-
lung von der Entwicklung des Nominallohnindex wird die Besol-
dungsentwicklung wie bei der Tariflohnentwicklung zugrunde ge-
legt, vergleiche Ausführungen nach Nummer 1.

In einem weiteren Schritt wird für diesen Parameter die Relation 
(r_Nominal) zwischen der Entwicklung des Nominallohnindex (x) 
einerseits und der Besoldungsentwicklung (y) andererseits wie 
folgt berechnet (vergleiche Beschluss des Bundesverfassungs-
gerichts vom 4. Mai 2020, Az. 2 BvL 4/18, in juris Rn. 128):

Hiernach ergibt sich folgendes Ergebnis:

Zeitraum Besoldungs-
entwicklung

Tarifent-
wicklung

Vergleich Besol-
dung mit Nominal-

lohnindex
2008 bis 2023 41,02 52,43 8,09

Damit wird der vom Bundesverfassungsgericht geforderte zwei-
te Parameter nicht eingehalten.

3.	 Bestimmung der Abweichung der Besoldungsentwicklung von der 
Entwicklung des Verbraucherpreisindex (dritter Parameter)

Eine deutliche Abweichung der Besoldungsentwicklung von der 
Entwicklung des Verbraucherpreisindex in dem jeweils betroffe-
nen Land ist nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts als drit-
ter Parameter ebenfalls ein Indiz für eine Verletzung des Kern-
gehalts der Alimentation. Dies ist in der Regel der Fall, wenn die 
Differenz zwischen der Entwicklung des Verbraucherpreisindex 
und der Besoldungsentwicklung bei Zugrundelegung eines Zeit-
raums von 15 Jahren bis zu dem jeweils zu untersuchenden Zeit-
abschnitt mindestens fünf Prozent des Indexwertes der erhöhten 
Besoldung beträgt.

Entsprechend der Berechnungen für die Tarifentwicklung wurde 
für den zu betrachtenden 15-Jahres-Zeitraum die Entwicklung des 
Verbraucherpreisindexes ermittelt. Der Ermittlung wurden die vom 
Landesamt für Statistik mit E-Mail vom 28. Januar 2021 zur Ver-
fügung gestellten Verbraucherpreisindizes für die Jahre 1993 bis 
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2020 für Thüringen mit der Basis 2015 = 100 sowie für das Jahr 
2021 der auf dessen Internetseite aufgeführte Wert zugrunde ge-
legt. Für das Jahr 2022 wurde aufgrund der Preisentwicklungen 
durch den Krieg in der Ukraine und den damit verbundenen Aus-
wirkungen aus Gründen der Vorsicht eine prozentuale Verände-
rung zum Vorjahr in Höhe von zehn Prozent angenommen. Glei-
ches gilt für das Jahr 2023. So ist in den ersten acht Monaten 
des Jahres 2022 der Verbraucherpreisindex (Gesamtindex), der 
bereits die steigenden Energiepreise berücksichtigt, im Achtmo-
natsdurchschnitt mit 117,2 Prozent im Vergleich zum Vorjahres-
durchschnitt von 109,7 Prozent um 6,8 Prozent gestiegen. Eine 
temporäre Dämpfung hat die Entwicklung durch die vom 1. Juni 
bis zum 31. August 2022 befristete Senkung der Energiesteuer 
auf Kraftstoffe und durch das so genannte "Neun-Euro-Ticket" er-
fahren. Die weitere Entwicklung des Indexes muss trotz der in den 
Artikeln 1 und 2 dieses Gesetzes geregelten Besoldungserhöhun-
gen und Zahlungen fortlaufend beobachtet werden.

Jahr Index Indexierung auf 100
2008 92,5 100,00
2009 92,6 100,11
2010 93,4 100,97
2011 95,3 103,03
2012 97,2 105,08
2013 98,5 106,49
2014 99,2 107,24
2015 100,0 108,11
2016 100,6 108,76
2017 102,1 110,38
2018 103,9 112,32
2019 105,4 113,95
2020 106,3 114,92
2021 109,7 118,59
2022 120,7 130,49
2023 132,8 143,57
Steigerung (x) 43,57

Damit steigt der Verbraucherpreisindex (x) in den Jahren 2008 
bis 2023 um 43,57 Prozent.

Für die Bestimmung der Abweichung der Besoldungsentwicklung 
von der Entwicklung des Verbraucherpreisindex wird die Besol-
dungsentwicklung wie der bei der Tariflohnentwicklung zugrunde 
gelegt, vergleiche Ausführungen zu Nummer 1.

In einem weiteren Schritt wird für diesen Parameter die Relation 
(r_Verbr) zwischen der Entwicklung des Verbraucherpreisindex 
(x) einerseits und der Besoldungsentwicklung (y) andererseits wie 
folgt berechnet (vergleiche Beschluss des Bundesverfassungsge-
richts vom 4. Mai 2020, Az. 2 BvL 4/18, in juris Rn. 128):
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Hiernach ergibt sich folgendes Ergebnis:

Zeitraum Besoldungs-
entwicklung

Entwicklung 
Verbrau-

cherpreisin-
dex

Vergleich Besol-
dung mit Verbrau-
cherpreisindexes

2008 bis 2023 41,02 43,57 1,81

Damit wird der vom Bundesverfassungsgericht geforderte dritte 
Parameter eingehalten.

4.	 Systeminterner Besoldungsvergleich (vierter Parameter)

Der systeminterne Besoldungsvergleich wird vom Bundesverfas-
sungsgericht unter zwei Aspekten betrachtet. Zum einen ist die 
Einhaltung des Abstandsgebots zwischen den einzelnen Besol-
dungsgruppen zu untersuchen. Zum anderen ist der Mindestab-
stand zum Grundsicherungsniveau zu diskutieren.

a)	 Einhaltung des Abstandsgebots zwischen den einzelnen Be-
soldungsgruppen

Neben der Missachtung des gebotenen Mindestabstands zum 
Grundsicherungsniveau in der untersten Besoldungsgruppe 
ergibt sich nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts die 
indizielle Bedeutung auch aus dem Umstand, dass es infolge 
unterschiedlich hoher linearer oder zeitlich verzögerter Besol-
dungsanpassungen zu einer deutlichen Verringerung der Ab-
stände zwischen zwei zu vergleichenden Besoldungsgruppen 
kommt. Ein im Rahmen der Gesamtabwägung zu gewichten-
des Indiz für eine unzureichende Alimentation liegt vor, wenn 
die Abstände um mindestens zehn Prozent in den zurücklie-
genden fünf Jahren abgeschmolzen wurden.

Als Ausgangsbasis für die Betrachtungen dienen die Grundge-
haltstabellen der Besoldungsordnung A der Jahre 2018 (gül-
tig ab 1. Januar 2018) und 2023 (gültig ab 1. Januar 2023) 
in Thüringen; diese sind in Anlage 1 dargestellt. Um die Ent-
wicklung des relativen Abstands der Grundgehaltssätze in den 
einzelnen Besoldungsgruppen in dem vorgegebenen Zeit-
raum betrachten zu können, muss in einem ersten Schritt je-
weils für die Jahre 2018 und 2023 der relative Abstand zwi-
schen den einzelnen Besoldungsgruppen ermittelt werden. 
Dieser ergibt sich, indem der Grundgehaltssatz einer Besol-
dungsgruppe durch den Grundgehaltssatz der nächstniedri-
geren Besoldungsgruppe dividiert wird. Diese Berechnung 
wird ebenfalls in Anlage 1 dargestellt.

Setzt man in einem zweiten Schritt diese Quotienten für die 
Grundgehaltssätze der Jahre 2018 und 2023 in Relation, er-
geben sich die Werte für die prozentuale Abweichung. Da-
raus ist erkennbar, dass keine Abweichungen im zehntel 
Prozentbereich bestehen. Gleiches gilt grundsätzlich für die 
Besoldungsgruppen der Besoldungsordnungen B, R, W und 
C; von einem Abdruck in Anlage 1 wird abgesehen. Einzige 
Ausnahme bildet – wie bereits bei der Berechnung für das 
Jahr 2022 – die Besoldungsgruppe W 3 mit einer Veränderung 
des Abstandes zur Besoldungsgruppe W 2 von 5,47 Prozent. 
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Für diese Besoldungsgruppe bestand nach alter Rechtslage 
noch im Jahr 2020 mit Blick auf den fünften Parameter eine 
als Indiz für eine verfassungswidrige Unteralimentation be-
trachtete Abweichung von -10 Prozent vom arithmetischen 
Mittel. Diese wurde durch die in § 67d Abs. 3 ThürBesG ge-
regelte Erhöhung des Grundgehaltssatzes ausgeglichen. Mit 
Wirkung zum 1. November 2021 wurde zudem durch Artikel 
3 Nr. 20 des Thüringer Gesetzes zur Einführung eines Alters-
geldes sowie zur Änderung versorgungs-, besoldungs- und 
anderer dienstrechtlicher Vorschriften vom 4. Oktober 2021 
(GVBl. S. 508) der Grundgehaltssatz der Besoldungsgrup-
pe W 3 um 360 Euro erhöht. Diese Besoldungserhöhungen 
haben den relativen Abstand zwischen den Grundgehalts-
sätzen in dieser Besoldungsgruppe erhöht. Dadurch wurde 
ein Indiz für eine verfassungswidrige Unteralimentation be-
seitigt, so dass diese positive Abweichung gerechtfertigt ist.

Auch die Betrachtung der Veränderung des Abstands der 
Grundgehaltssätze zwischen Besoldungsgruppen unter-
schiedlicher Besoldungsordnungen belegt die Einhaltung 
des vom Bundesverfassungsgericht geforderten Abstandsge-
bots. Zu einer beispielhaften Berechnung wird auf eine weite-
re Übersicht in Anlage 1 verwiesen. Im Vergleich zur auf den 
Seiten 94 bis 96 veröffentlichten Anlage 4 in der Drucksache 
7/3575 haben sich die Werte – wie bereits im Jahr 2022 – 
auf null verringert, was die konsequente Einhaltung des Ab-
standsgebots zwischen den Besoldungsgruppen belegt. Ein-
zige Ausnahme bildet auch in diesem Betrachtungszeitraum 
die Veränderung des Abstands der Grundgehaltssätze zwi-
schen den Besoldungsgruppen A 6 und W 3, welcher weiter-
hin bei 5,5 Prozent verbleibt und so lange bestehen bleiben 
wird, bis die vorbenannte Besoldungsanpassung in der Be-
soldungsgruppe W 3 außerhalb des Betrachtungszeitraums 
liegt. Auch dies ist die Folge der oben beschriebenen Geset-
zesänderungen zur Einhaltung des fünften Parameters und 
ist damit gerechtfertigt. 

Im Ergebnis ist damit die vom Bundesverfassungsgericht vor-
gegebene Grenze für die Änderung der Abstände in Höhe von 
zehn Prozent deutlich unterschritten, so dass das Abstands-
gebot zwischen den einzelnen Besoldungsgruppen nach dem 
Thüringer Besoldungsgesetz für den zu betrachtenden Zeit-
raum der Jahre 2018 bis 2023 gewahrt wird.

b)	 Einhaltung des Mindestabstands zum Grundsicherungsni-
veau im Jahr 2023

Die Einhaltung des Abstandsgebots erfordert die Einhaltung 
des Mindestabstands der untersten Besoldungsgruppe zum 
Grundsicherungsniveau. Dieser Mindestabstand wird unter-
schritten, wenn die Nettoalimentation unter Berücksichtigung 
der familienbezogenen Bezügebestandteile und des Kinder-
gelds um weniger als 15 Prozent über dem Grundsicherungs-
niveau liegt. Als Bezugsgröße für die weiteren Betrachtungen 
dient dabei auch die vom Bundesverfassungsgericht heran-
gezogene vierköpfige Alleinverdienerfamilie. 

aa)	 	Ermittlung des alimentationsrelevanten Grundsiche-
rungsniveaus
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Das alimentationsrelevante Grundsicherungsniveau ist 
anhand der Regelsätze, der Kosten der Unterkunft, der 
Kosten für Bildung und Teilhabe, der Kinderbetreuungs-
kosten und der Berücksichtigung sogenannter "Sozialta-
rife" zu ermitteln, vergleiche Ausführungen zu Abschnitt 
II Nr. 1.1 Buchst. d Doppelbuchst. bb.

aaa)	Regelsätze

Die zu berücksichtigenden Regelsätze sind vom 
Bundesgesetzgeber pauschaliert worden und 
richten sich nach § 8 RBEG in Verbindung mit 
der Anlage zu § 28 SGB XII. Das Regelbedarfs-
ermittlungsgesetz wird nach § 20 Abs. 1a SGB II 
in entsprechender Weise auch für die Anpassung 
des Regelbedarfs von Beziehern der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch 
Sozialgesetzbuch zugrunde gelegt. Für die in einer 
Bedarfsgemeinschaft zusammenlebenden Partner 
gilt nach § 20 Abs. 4 SGB II die Regelbedarfsstu-
fe 2. Diese ist mit Wirkung zum 1. Januar 2022 um 
drei Euro durch die Regelbedarfsstufen-Fortschrei-
bungsverordnung 2022 vom 13. Oktober 2021 
(BGBl. I S. 4674) angehoben worden und beträgt 
nunmehr 404 Euro pro Erwachsenen. Der Regie-
rungsentwurf für das Bürgergeld-Gesetz sieht vor, 
ab dem 1. Januar 2023 den Regelsatz für einen al-
leinstehenden Erwachsenen auf 502 Euro und für 
den volljährigen Partner auf 451 Euro anzuheben. 
Diese Regelsätze werden in den nachfolgenden 
Betrachtungen bereits berücksichtigt.

Für Kinder richtet sich die Zuordnung zu einer Re-
gelbedarfsstufe nach dem Lebensalter, wobei auf 
die vom Bundesverfassungsgericht etablierte Be-
rechnungsmethode zurückgegriffen wird, bei der 
die Regelsätze mit der Anzahl der für die einzel-
nen Regelbedarfsstufen relevanten Lebensjahre 
gewichtet werden. Da die Bedarfe der Kinder al-
tersabhängig ausgestaltet sind, wird für die weite-
re Berechnung ein gewichteter Durchschnitt, das 
heißt die Summe der Produkte aus Regelbedarfs-
satz und Verweildauer in Jahren dividiert durch 18, 
gebildet. Bei der Berechnung wurden die mit Wir-
kung zum 1. Januar 2022 durch die Regelbedarfs-
stufen-Fortschreibungsverordnung 2022 erhöhten 
Beträge berücksichtigt. Hiernach erhöhte sich für 
die Kinder im Alter von 14 bis 17 Jahren der Satz 
von 373 Euro auf 376 Euro. Bei Kindern zwischen 
6 und 13 Jahren stieg der Regelsatz von 309 Euro 
auf 311 Euro und bei Kindern bis einschließlich fünf 
Jahren erhöhten sich die monatlichen Leistungen 
von 283 Euro auf 285 Euro. Der Regierungsent-
wurf für das Bürgergeld-Gesetz sieht vor, ab dem 
1. Januar 2023 den Regelsatz für ein Kind im Alter 
von 14 bis 17 Jahren auf 420 Euro, für ein Kind im 
Alter von 6 bis 13 Jahren auf 348 Euro und für bis 
zu fünfjährige Kinder auf 318 Euro anzuheben. Im 
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Ergebnis der gewichteten Berechnung ist ein Be-
trag von 316,78 Euro pro Kind zu berücksichtigen. 
Die Bundesregierung hat verlautbart, im Jahr 2023 
die Kindergrundsicherung grundlegend zu refor-
mieren. Nähere Erkenntnisse zu Umfang und In-
krafttreten liegen hierzu noch nicht vor. Allerdings 
soll der Sofortzuschlag nach § 72 Abs. 1 SGB II in 
Höhe von monatlich 20 Euro pro Kind, welcher ab 
dem Monat Juli 2022 gezahlt wird, als Einstieg in 
die neue Kindergrundsicherung dienen, vergleiche 
hierzu unter Dreifachbuchst. eee. Dieser wird da-
her trotz Erhöhung der Regelsätze in der weiteren 
Betrachtung ergänzend berücksichtigt.

bbb)	Kosten der Unterkunft

Die Bedarfe für Unterkunft und Heizung werden 
nach § 22 Abs. 1 Satz 1 SGB II in Höhe der tat-
sächlichen Aufwendungen anerkannt, soweit die-
se angemessen sind. Hinsichtlich dieser Kosten 
greift das Bundesverfassungsgericht auf die von 
der Bundesagentur für Arbeit statistisch ermittel-
ten Werte zurück. Es erkennt dabei an, dass die 
Höhe der grundsicherungsrechtlichen Kosten der 
Unterkunft realitätsgerecht erfasst werden, wenn 
die von der Bundesagentur für Arbeit länderspezi-
fisch erhobenen Kosten über die tatsächlich aner-
kannten Bedarfe (95 Prozent-Perzentil) zugrunde 
gelegt werden. Auf diese Weise werden die tat-
sächlich als angemessen anerkannten Kosten der 
Unterkunft (§ 22 Abs. 1 SGB II) erfasst, während 
zugleich Ausreißer, die auf besonderen Ausnah-
mefällen beruhen mögen, außer Betracht bleiben. 
Damit wird auch nach Ansicht des Bundesverfas-
sungsgerichts auf abstrakte Weise sichergestellt, 
dass die auf dieser Basis ermittelte Mindestbesol-
dung unabhängig vom Wohnort des Beamten aus-
reicht, um eine angemessene Wohnung bezahlen 
zu können.

Da die statistischen Werte der Bundesagentur für 
Arbeit auch ein "95 Prozent-Perzentil Kosten für 
Unterkunft und Heizung insgesamt" enthalten, in 
dem neben den laufenden Unterkunftskosten be-
reits die Kosten für die Heizung enthalten sind, 
wird auch weiterhin auf diesen, mit einer realitäts-
gerechten Methodik ermittelten Wert zurückgegrif-
fen. Die Bundesagentur für Arbeit hat mit E-Mail an 
das Thüringer Finanzministerium vom 17. Mai 2022 
die Werte für Thüringen für das Jahr 2021 übermit-
telt. Die jeweils aktuellen Werte für die Jahre 2022 
und 2023 liegen derzeit noch nicht vor. Mit Blick 
auf die steigenden Kosten insbesondere für Hei-
zung wurde für das Jahr 2022 für die Prüfung des 
Mindestabstands im Thüringer Gesetz zur Anpas-
sung der Besoldung und Versorgung im Jahr 2022 
und zur Änderung besoldungs- und versorgungs-
rechtlicher Vorschriften bereits vorsorglich ein Wert 
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in Höhe von 950 Euro zugrunde gelegt. Hinsicht-
lich der weiteren signifikant steigenden Energie-
kosten, die sich überwiegend erst zu Beginn der 
Heizperiode beziehungsweise im Jahr 2023 reali-
sieren werden, liegt insbesondere bei der Bewer-
tung der angemessenen Kosten für Unterkunft und 
Heizung eine Ausnahmesituation vor. So kann nicht 
bis zum Vorliegen der entsprechenden Werte der 
Bundesagentur für Arbeit zugewartet werden, son-
dern es ist mit Blick auf die auch in dieser Situation 
zu gewährleistende verfassungsgemäße Alimenta-
tion eine belastbare Prognose für das Jahr 2023 
abzugeben und besoldungsrechtlich umzusetzen. 
Anhaltspunkte hierzu geben die Inflationsprogno-
sen der Wirtschaftsinstitute. Das Ifo-Institut erwar-
tet nach seiner Pressemitteilung vom 12. Septem-
ber 2022 für das kommende Jahr ein Schrumpfen 
der Wirtschaftsleistung und einen Anstieg der Ver-
braucherpreise von durchschnittlich 9,3 Prozent 
(www.ifo.de/pressemitteilung/2022-09-12/ifo-ins-
titut-erwartet-rezession-und-inflation). Ausschlag-
gebend dürfte dabei nach Ansicht des Instituts die 
Entwicklung der kommenden Monate sein. Die 
Energieversorger würden nach Angaben des In-
stituts zu Jahresbeginn ihre Strom- und Gasprei-
se spürbar an die hohen Beschaffungskosten an-
passen, womit die Inflationsrate im ersten Quartal 
2023 sogar auf etwa 11 Prozent steigen werde. 
Erst im Jahr 2024 werde sich die Konjunktur all-
mählich wieder normalisieren und die Inflationsra-
te auf 2,4 Prozent sinken. Auch das Leibnitz-Insti-
tut für Wirtschaftsforschung Halle sagt nach seiner 
Pressemitteilung vom 8. September 2022 eine In-
flation von 9,5 Prozent voraus (www.iwh-halle.de/
presse/pressemitteilungen/detail/konjunktur-aktu-
ell-energiekrise-in-deutschland/). Nach dem Kieler 
Institut für Weltwirtschaft werde laut seiner Medien-
information vom 8. September 2022 bei weiterhin 
hoch bleibenden Preisen für Strom und Gas die 
Inflationsrate im kommenden Jahr bei 8,7 Prozent 
liegen (www.ifw-kiel.de/de/publikationen/medien-
informationen/2022/herbstprognose-ifw-kiel-ho-
he-energiepreise-druecken-deutsche-wirtschaft-
in-rezession/). 

Die im Auftrag des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Klimaschutz von der Projektgruppe Ge-
meinschaftsdiagnose erstellte und am 29. Septem-
ber 2022 veröffentlichte Gemeinschaftsdiagnose 
Nr. 2/2022, so genanntes Herbstgutachten, dort Sei-
te 40 (www.iwh-halle.de/publikationen/detail/ener-
giekrise-inflation-rezession-wohlstandsverlust/?tx_
iwh_publicationProzent5BcontrollerProzent5D=P
ublication&cHash=6224075fdc57d673430a325f8
ad73085), stellt schlussendlich fest, dass im kom-
menden Jahr sich die Teuerung mit 8,8 Prozent im 
Jahresdurchschnitt wohl sogar noch weiter erhö-
hen werde. Die stark steigenden Gas- und Strom-
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preise dürften in der ersten Jahreshälfte 2023 ihre 
volle Wirkung entfalten. Für das Jahr 2024 gingen 
die Institute davon aus, dass sich die Inflation wie-
der beruhigen und nur noch leicht oberhalb der von 
der Europäischen Zentralbank anvisierten Rate von 
zwei Prozent liegen werde.

Mit Blick auf diese Prognosen und unter Berück-
sichtigung der Umstände, dass die Heizperiode 
noch bevorsteht, die Verbraucher allerdings ihren 
Energieverbrauch und sonstigen Konsum so weit 
wie möglich senken werden und die Bundesregie-
rung und der Gesetzgeber durch Instrumentarien 
in den Energiemarkt eingreifen, ist mit einen Si-
cherheitszuschlag für die weiteren Berechnungen 
für das Jahr 2023 eine Verbraucherpreissteige-
rung von zehn Prozent anzunehmen. Für die Er-
mittlung der Kosten der Unterkunft und Heizung 
bedeutet dies, dass sich damit ausgehend vom 
Wert des angenommenen 95 Prozent-Perzentils 
für des Jahr 2022 in Höhe von 950 Euro eine Stei-
gerung um 95 Euro auf 1.045 Euro zu berücksich-
tigen ist. Zur Sicherstellung eines Puffers ist die-
ser Wert auf 1.050 Euro aufzurunden.

ccc)	 Kosten für Bildung und Teilhabe

Bezüglich der Berechnungsmethodik und der Er-
mittlung der Kosten für Bildung und Teilhabe wird 
auf die Ausführungen auf den Seiten 50 bis 52 der 
Drucksache 7/3575 verwiesen. Bedingt durch die 
Corona-Pandemie sind aktuelle Erhebungen wei-
terhin nur eingeschränkt aussagekräftig, da die 
Nutzung einzelner Leistungen durch pandemie-
bedingte Einschränkungen nicht oder nur teilweise 
durchgeführt werden konnten. Dies gilt insbeson-
dere mit Blick auf die Ausgaben für Schulausflüge 
und Klassenfahrten sowie für Mittagsverpflegung. 
Anders als für die zu berücksichtigenden Kosten 
für die Ausstattung mit persönlichem Schulbedarf 
nach § 28 Abs. 3 SGB II in Verbindung mit § 34 
Abs. 3 Satz 1 SGB XII und für die Teilhabe am so-
zialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft 
nach § 28 Abs. 3 SGB II in Verbindung mit § 28 
Abs. 7 Satz 1 SGB II bestehen für diese Kosten-
arten zudem keine gesetzlichen Pauschalbeträge. 
Insoweit ist es für die Prognose für das Jahr 2023 
sachgerecht, bezüglich der Ermittlung der Kosten 
für Bildung und Teilhabe auf die für 2022 ermittel-
ten Ausgaben zurückzugreifen und mit Ausnahme 
der gesetzlich geregelten Pauschalbeträge auf-
grund der unter Dreifachbuchstabe bbb dargestell-
ten Entwicklung der Verbraucherpreise eine an die 
Inflationsrate angelehnte pauschale Kostenstei-
gerung um 10 Prozent anzunehmen. Danach sind 
pro Kind monatlich 80,59 Euro zu berücksichtigen. 
Für das Jahr 2024 ist sodann gegebenenfalls die-
ser Wert an die derzeit noch nicht bekannten re-
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formierten Regelungen der Kindergrundsicherung 
anzupassen.

ddd)	Kosten der Kinderbetreuung

Von erheblicher Bedeutung für die realitätsgerech-
te Ermittlung des den Grundsicherungsempfängern 
gewährleisteten Lebensstandards sind in diesem 
Zusammenhang ferner die Kosten für die Kinder-
betreuung. Um einen validen Gebührenwert für die 
Berechnung der Kosten für die Kindertagesstätten 
pro Kind zugrunde legen zu können, der nach den 
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts auch 
bei einer großen Varianz möglichst alle typischen 
Höhen von Elternbeiträgen abdeckt, wird weiterhin 
auf das 95 Prozent-Perzentil der landesweit ermit-
telten Durchschnittswerte der nach § 30 Abs. 4 des 
Thüringer Kindergartengesetzes (ThürKigaG) er-
fassten Elternbeiträge abgestellt. Hierzu wird auf 
die Ausführungen in der Drucksache 7/3575 auf 
den Seiten 52 bis 57 verwiesen. Diese dort dar-
gestellte Berechnungsmethodik wird beibehalten. 
Nach den vom Ministerium für Bildung, Jugend 
und Sport veröffentlichten Durchschnittswerten der 
nach § 30 Abs. 4 ThürKigaG erfassten Elternbeiträ-
ge für das Kindergartenjahr 2022/2023 (erstellt am 
28. Juli 2022) ergibt sich ein Landesdurchschnitt je 
Platz und Monat in Höhe von 148,03 Euro; der Ma-
ximalbetrag beträgt 250 Euro und der Minimalbe-
trag beträgt 46 Euro. Das aus diesen veröffentlich-
ten Daten errechnete 95 Prozent-Perzentil beträgt 
197,08 Euro. Unter Berücksichtigung der Gewich-
tung nach § 1 Abs. 7 ThürKigaG in Verbindung mit 
§ 45 Abs. 2 Satz 1 des Thüringer Schulgesetzes 
und der linearen Erhöhung des Perzentilwertes für 
das Jahr 2024 ergibt sich damit für das Gesamt-
jahr 2023 ein zu berücksichtigender Wert in Höhe 
von 2.396 Euro pro Kind. Mit Blick auf den Vorjah-
resbetrag in Höhe von 2.350 Euro entspricht dies 
einer Erhöhung um etwa zwei Prozent.

Bezüglich der Hortkosten sind keine Änderungen 
eingetreten, so dass diese Werte auch für das Jahr 
2023 fortgeschrieben wurden.

Der Sonderausgabenabzug nach § 10 Abs. 1 
Nr. 5 Satz 1 EStG ist kostenmindernd zu berück-
sichtigen. Da die Kosten für die Betreuung in Kin-
dertagesstätten und die Hortbetreuung nur in 
bestimmten Altersstufen anfallen, ist der vom Bun-
desverfassungsgericht angewandte gewichtete 
Durchschnitt zu bilden. Für das Jahr 2023 ist des-
sen Ermittlung in Anlage 2 dargestellt. 

eee)	Berücksichtigung sonstiger alimentationsrelevan-
ter Sozialtarife

Das Bundesverfassungsgericht fordert für die Er-
mittlung des alimentationsrelevanten Grundsiche-
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rungsbedarfs neben der Berücksichtigung von Kin-
derbetreuungskosten ferner die Berücksichtigung 
von weiteren genannten "Sozialtarifen", vergleiche 
Abschnitt II Nr. 1.1 Buchst. d Doppelbuchst. bb. 
Auch solche Leistungen sind danach bei der Ermitt-
lung der verfassungsgemäßen Alimentation zu be-
rücksichtigen, weil es sich nach der Auffassung des 
Bundesverfassungsgerichts um Bedürfnisse han-
delt, deren Erfüllung die öffentliche Hand für jeder-
mann als so bedeutsam erachtet, dass sie Grund-
sicherungsempfängern entsprechende Leistungen 
mit Rücksicht auf ihre wirtschaftliche Lage kosten-
frei oder zumindest vergünstigt zur Verfügung stellt 
und hierfür öffentliche Mittel einsetzt.

Der Besoldungsgesetzgeber ist danach gefordert, 
die Entwicklung der Lebensverhältnisse zu beob-
achten, um Art und Ausmaß der geldwerten Vortei-
le zu ermitteln und die Höhe der Besoldung diesen 
kontinuierlich im gebotenen Umfang anzupassen. 
Das Gericht konstatiert hierbei aber auch, dass die-
se gewährten Vorteile überwiegend regional und 
auch nach den Lebensumständen der Betroffenen 
höchst unterschiedlich ausfallen, so dass es für 
die Gerichte kaum möglich ist, hierzu Feststellun-
gen zu treffen. Vor dieser Aufgabe steht allerdings 
auch der Besoldungsgesetzgeber, welcher die un-
terschiedlichen Sozialtarife zur Ermittlung des ali-
mentationsrelevanten Grundsicherungsbedarfs 
einer typisierenden Betrachtung zuführen muss.

Für die weitere – wie in den Vorjahren angestellte 
typisierte Betrachtung – wurden hierbei die im Ver-
gleich zur Stadt Erfurt höheren und damit typisie-
rend zugrunde zulegenden Sozialtarife der Stadt 
Jena aktualisiert (Stand: 15. September 2022). 
Die Rabattgewährungen haben sich danach im 
Vergleich zur letzten Erhebung lediglich geringfü-
gig geändert. Im Ergebnis sind für die Stadt Jena 
Sozialtarife in Höhe von 10,60 Euro pro Monat für 
die Ermittlung des alimentationsrelevanten Grund-
sicherungsbedarfs zu berücksichtigen. Zu den Ein-
zelheiten wird auf die Anlage 3 verwiesen.

Die Befreiung von der Rundfunkbeitragspflicht stellt 
ebenso wie die Sozialtarife für die Grundsiche-
rungsempfänger einen geldwerten Vorteil dar. Der 
für das Jahr 2023 zu entrichtende Beitrag beträgt 
monatlich 18,36 Euro und wird bei der Ermittlung 
des alimentationsrelevanten Grundsicherungsbe-
darfs berücksichtigt.

Ferner wird der Sofortzuschlag von monatlich 20 
Euro pro Kind nach § 72 Abs. 1 SGB II berück-
sichtigt. Dieser bezweckt, die Chancen für Kin-
der und Jugendliche zu verbessern, bis die Kin-
dergrundsicherung als Unterstützung umgesetzt 
wird. Hiernach ergeben sich für das Jahr 2023 zu 
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berücksichtigende Zahlungen pro Kind von insge-
samt 240 Euro. 

fff)	 Ermittlung des alimentationsrelevanten Grundsi-
cherungsbedarfs

Der unter den Dreifachbuchstaben aaa bis eee er-
mittelte alimentationsrelevante Grundsicherungs-
bedarf für eine vierköpfige Familie für das Jahr 
2023 stellt sich damit aus derzeitiger Sicht wie 
folgt dar:

Bestandteil Betrag 
in Euro

Regelsatz für zwei Erwachsene 902,00
Regelsatz für zwei Kinder (Bedarfs-
stufen 4, 5 und 6 altersgewichtet, 
gerundet auf volle Euro) 708,00
Kosten der Unterkunft und Heizung 
(95 Prozent-Perzentil) 1.050,00
Bildung und Teilhabe nach § 28 
SGB II für 2 Kinder (gewichtet auf 
die Totalperiode von 18 Jahren) 161,18
Kinderbetreuungskosten für zwei 
Kinder (gewichtet auf die Totalperi-
ode von 18 Jahren) 85,34
zu berücksichtigende Sozialtarife 10,60
Berücksichtigung der Rundfunkbei-
tragsbefreiung 18,36
Zwischensumme (Monatsbetrag) 2.935,48
hiervon das Zwölffache (Jahresbe-
trag) 35.225,76
zuzüglich Sofortzuschlag für zwei 
Kinder in Höhe von monatlich 20 
Euro nach § 72 Abs. 1 SGB II 480,00
alimentationsrelevanter Grundsi-
cherungsbedarf 35.705,76

bb)	 Ermittlung der Nettoalimentation

Dem unter Doppelbuchstabe aa ermittelten alimentati-
onsrelevanten Grundsicherungsniveau ist die Nettoali-
mentation gegenüberzustellen, die einer vierköpfigen 
Familie auf Grundlage der untersten Besoldungsgrup-
pe im Jahr 2023 zu Verfügung steht. Bezugspunkt ist 
dabei das Gehalt als Ganzes. Neben dem Grundgehalt 
sind daher solche Bezügebestandteile zu berücksichti-
gen, welche allen Beamten dieser Besoldungsgruppe 
gewährt werden. Danach sind nach dem Thüringer Be-
soldungsgesetz das Grundgehalt, die allgemeine Zula-
ge sowie der Familienzuschlag Stufe 1 und die kinder-
bezogenen Stufen der Familienzuschläge für das erste 
und das zweite Kind zu berücksichtigen. Maßgeblich ist 
dabei die niedrigste vom Dienstherrn für aktive Beamte 
beziehungsweise Richter ausgewiesene Besoldungs-
gruppe, wobei auf die niedrigste Erfahrungsstufe abzu-
stellen ist. Dies ist seit dem 1. Januar 2020 die Besol-
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dungsgruppe A 6, Erfahrungsstufe 2. In Bezug auf den 
Grundgehaltssatz, der Stellenzulage und der Familien-
zuschläge wurde die lineare Anpassung nach Artikel 1 
§ 1 Abs. 1 und 2 dieses Gesetzes berücksichtigt.

Von der Summe des Bruttobetrags ist die Lohn- bezie-
hungsweise Einkommensteuer abzuziehen, welche sich 
nach § 32a EStG berechnet. Berücksichtigt wurde hier-
bei die Anhebung des Grundfreibetrags auf 10.632 Euro 
mit Wirkung vom 1. Januar 2023 aufgrund des Artikels 2 
Nr. 2 des von der Bundesregierung am 14. Septem-
ber 2022 beschlossenen Entwurfs eines Inflationsaus-
gleichsgesetzes. Diese Anhebung erhöht damit zusätz-
lich den Abstand zum Grundsicherungsniveau. Nach 
dieser Vorschrift bemisst sich die tarifliche Einkommen-
steuer nach dem zu versteuernden Einkommen. Sie be-
trägt im Veranlagungszeitraum 2023 vorbehaltlich der 
§§ 32b, 32d, 34, 34a, 34b und 34c EStG jeweils in Euro 
für zu versteuernde Einkommen 
1.	 bis 10.632 Euro (Grundfreibetrag): 0;
2.	 von 10.633 Euro bis 15.786 Euro: (967,21 • y + 

1.400) • y; 
3.	 von 15.787 Euro bis 61.971 Euro: (195,19 • z + 2.397) 

• z + 978,49; 
4.	 von 61.972 Euro bis 277.825 Euro: 0,42 • x – 

9.815,21; 
5.	 von 277.826 Euro an: 0,45 • x – 18.149,96. 

Die Größe "y" ist ein Zehntausendstel des den Grund-
freibetrag übersteigenden Teils des auf einen vollen Eu-
robetrag abgerundeten zu versteuernden Einkommens. 
Die Größe "z" ist ein Zehntausendstel des 15.786 Euro 
übersteigenden Teils des auf einen vollen Euro-Betrag 
abgerundeten zu versteuernden Einkommens. Die Grö-
ße "x" ist das auf einen vollen Euro-Betrag abgerunde-
te zu versteuernde Einkommen. Der sich ergebende 
Steuerbetrag ist auf den nächsten vollen Eurobetrag 
abzurunden."

Bei der Berechnung der Einkommensteuer wurde neben 
dem Werbungskostenpauschbetrag nach § 9a Satz 1 
Nr. 1 Buchst. a EStG in Höhe von 1 200 Euro, der im 
Rahmen des Sonderausgabenabzugs nach § 10 Abs. 1 
Nr. 3 Buchst. a EStG maximal abzugsfähige Beitrags-
anteil der Kosten der Kranken- und Pflegeversicherung 
nach dem Bürgerentlastungsgesetz als sogenannter 
BEG-Anteil berücksichtigt. Maßgebend sind hierfür die 
entsprechenden übermittelten Daten des Verbandes der 
Privaten Krankenversicherung e. V. (PKV-Verband) so-
wie entsprechende Prognosen über die Kostenentwick-
lung. Ferner wurde der Sonderausgabenabzug für die 
Kosten der Kinderbetreuung nach § 10 Abs. 1 Nr. 5 EStG 
berücksichtigt. Dem so ermittelten Nettoeinkommen sind 
die Kindergeldbeträge für zwei Kinder hinzuzurechnen. 
Diese werden nach Artikel 2 Nr. 8 des von der Bundes-
regierung am 14. September 2022 beschlossenen Ent-
wurfs eines Inflationsausgleichsgesetzes zum 1. Janu-
ar 2023 für das erste bis dritte Kind auf jeweils 237 Euro 
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angehoben. Abzuziehen sind die Kosten der privaten 
Kranken- und Pflegeversicherung, welche wie der BEG-
Anteil aus den oben genannten Daten des PKV-Verban-
des ermittelt wurden. Der PKV-Verband hat zuletzt mit E-
Mail vom 27. Juli 2022 die endgültigen Werte für die zu 
berücksichtigenden Kranken- und Pflegeversicherungs-
beiträge für das Jahr 2020 und die vorläufigen Werte für 
das Jahr 2021 übermittelt. Ausgehend von den vorläu-
figen Werten für das Jahr 2021 wurden die Kosten der 
privaten Kranken- und Pflegeversicherung prognostisch 
und zur Bildung eines Puffers mit einer jährlichen Erhö-
hung von fünf Prozent fortgeschrieben. Hinzuzurechnen 
sind die nach § 3 Nr. 11c EStG steuerfreien Sonderzah-
lungen im Jahr 2023 zur Abmilderung der gestiegenen 
Verbraucherpreise in Höhe von insgesamt 3.000 Euro 
nach Artikel 1 § 3 Abs. 1 dieses Gesetzes. 

Das nach diesen Maßgaben ermittelte verfügbare Net-
toeinkommen für eine vierköpfige Alleinverdienerfami-
lie für das Jahr 2023 stellt sich unter Berücksichtigung 
der mit den Artikeln 1 und 2 dieses Gesetzes vorgenom-
menen Anpassungen zum 1. Januar 2023 und der Son-
derzahlungen damit aus derzeitiger Sicht wie folgt dar:

Bestandteil Betrag 
in Euro

Bruttobezüge 43.715,88
Werbungskostenpauschbetrag nach 
§ 9a Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a EStG -1.200,00
Kranken- und Pflegeversicherung als 
BEG-Anteil pro Jahr -6.787,92
Sonderausgabenabzug Betreuungskos-
ten -817,63
Zwischensumme (zu versteuerndes Ein-
kommen) auf volle Euro abgerundet 34.910,00
Einkommensteuer nach Splitting -2.767,00
Nettoeinkommen (Differenz Bruttobezü-
ge und Einkommensteuer nach Splitting) 40.948,88
Kindergeld 5.688,00
Kosten der privaten Kranken- und Pfle-
geversicherung -8.214,84
Sonderzahlung zur Abmilderung der ge-
stiegenen Verbraucherpreise nach Arti-
kel 1 § 3 Abs. 1 dieses Gesetzes 3.000,00
verfügbares Nettoeinkommen 41.422,04

Nach der Ermittlung des hier maßgebenden Nettoein-
kommens ist dieses dem Grundsicherungsniveau ge-
genüberzustellen. Unter Berücksichtigung der vor-
handenen Daten und Schätzungen ergibt sich danach 
Folgendes:

Damit wird der Mindestabstand für das Jahr 2023 aus 
heutiger Sicht für eine vierköpfige Beamtenfamilie, bei 
der ein Erwachsener als Alleinverdiener Beamter in der 
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Besoldungsgruppe A 6 ist, eingehalten. Zudem wahrt das 
relative Verhältnis zwischen dem Nettoeinkommen in der 
Besoldungsgruppe A 6 und dem Grundsicherungsniveau 
mit circa 116 Prozent den gleichen Abstand wie im Jahr 
2022. Damit ist nicht zu besorgen, dass sich Grundsi-
cherung und Besoldung im Jahr 2023 weiter annähern.

cc)	 Kontrollberechnungen für kinderlos Alleinstehende und 
kinderlose Ehepaare

Entsprechende Berechnungen für die kinderlos allein-
stehenden Beamten in der Besoldungsgruppe A 6 und 
die kinderlosen Ehepaare, bei denen ein Ehegatte Be-
amter in der Besoldungsgruppe A 6 ist, haben ergeben, 
dass die Nettobesoldung deutlich mehr als 15 Prozent 
über dem Grundsicherungsniveau für vergleichbare 
Haushalte in der Grundsicherung liegt. Als kinderlos im 
Sinne dieser Gesetzesbegründung gelten alle Beamte 
ohne im Familienzuschlag berücksichtigungsfähige Kin-
der. Die Ermittlung des alimentationsrelevanten Grund-
sicherungsbedarfs, des verfügbaren Nettoeinkommens 
und des Mindestabstands zur Grundsicherung stellt sich 
für diese Personen wie folgt dar.

aaa)	Kinderlos alleinstehender Beamter

Der Grundsicherungsbedarf für einen kinderlos al-
leinstehenden Beamten ermittelt sich für das Jahr 
2023 wie folgt:

Bestandteil Betrag 
in Euro

Regelsatz für einen alleinlebenden 
Erwachsenen 502,00
Kosten der Unterkunft und Hei-
zung* (95 Prozent-Perzentil), Er-
höhung des prognostischen Wer-
tes für das Jahr 2022 in Höhe von 
498,24 Euro um 10 Prozent und 
Aufrundung auf den nächsten vol-
len Zehnerbetrag 550,00
zu berücksichtigende Sozialtarife 9,00
Berücksichtigung der Rundfunkbei-
tragsbefreiung 18,36
Zwischensumme (Monatsbetrag) 1.079,36
hiervon das Zwölffache (Jahres-
betrag) = alimentationsrelevanter 
Grundsicherungsbedarf 12.952,32

*	 95 Prozent-Perzentil der Kosten für Unterkunft und 
Heizung für das Jahr 2021, ermittelt für die jeweili-
ge Personengruppe für Thüringen gemäß E-Mail der 
Bundesagentur für Arbeit, Statistik-Service Ost vom 
17. Mai 2022

Für die Ermittlung der Nettoalimentation ergibt sich 
in Anwendung der mit den Artikeln 1 und 2 dieses 
Gesetzes vorgenommenen Anpassungen zum 
1. Januar 2023 und der Sonderzahlungen folgen-
des Ergebnis:
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Bestandteil Betrag 
in Euro

Bruttobezüge 32.137,56
Werbungskostenpauschbetrag 
nach § 9a Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a 
EStG -1.200,00
Kranken- und Pflegeversicherung 
als BEG-Anteil pro Jahr* -4.681,68
Zwischensumme (zu versteuern-
des Einkommen) auf volle Euro ab-
gerundet 26.255,00
Einkommensteuer -3.701,00
Nettoeinkommen (Differenz Brutto-
bezüge und Einkommensteuer) 28.436,56
Kosten der privaten Kranken- und 
Pflegeversicherung* -5.772,12
Sonderzahlung zur Abmilderung 
der gestiegenen Verbraucherprei-
se nach Artikel 1 § 3 Abs. 1 dieses 
Gesetzes 1.000,00
verfügbares Nettoeinkommen 23.664,44

*	 vergleiche E-Mail des Verbandes der Privaten Kran-
kenversicherung e. V vom 27. Juli 2022; anteilige 
Berücksichtigung nach Beihilfebemessungssatz der 
Krankenversicherungsbeiträge ohne Beihilfe (100 Pro-
zent) für das Alter 30 für das Jahr 2021 zuzüglich der 
Beiträge für die Pflegeversicherung, fortgeschrieben 
um eine jährliche Erhöhung um fünf Prozent

Nach der Ermittlung des hier maßgebenden Net-
toeinkommens ist dieses dem Grundsicherungsni-
veau gegenüberzustellen. Unter Berücksichtigung 
der vorhandenen Daten und Schätzungen ergibt 
sich danach Folgendes:

Damit wird der Mindestabstand für das Jahr 2023 
für einen alleinstehenden und kinderlosen Beam-
ten der Besoldungsgruppe A 6 aus derzeitiger Sicht 
deutlich eingehalten. Zudem wird gewährleistet, 
dass sich auch für diese Beamtengruppe das Ver-
hältnis von Nettoeinkommen in der Besoldungs-
gruppe A 6 und dem Grundsicherungsniveau in 
etwa auf dem Niveau der Vorjahre bewegt. Damit 
ist auch für diese Beamtengruppe nicht zu besor-
gen, dass sich Grundsicherung und Besoldung im 
Jahr 2023 weiter annähern. 

bbb)	Kinderloses Ehepaar

Der Grundsicherungsbedarf für ein kinderloses 
Ehepaar ermittelt sich für das Jahr 2023 wie folgt:

Bestandteil Betrag 
in Euro

Regelsatz für zwei Erwachsene 902,00
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Bestandteil Betrag 
in Euro

Kosten der Unterkunft und Hei-
zung* (95 Prozent-Perzentil), Er-
höhung des prognostischen Wer-
tes für das Jahr 2022 in Höhe von 
655,53 Euro um 10 Prozent und 
Aufrundung auf den nächsten vol-
len Zehnerbetrag 730,00
zu berücksichtigende Sozialtarife 9,00
Berücksichtigung der Rundfunkbei-
tragsbefreiung 18,36
Zwischensumme (Monatsbetrag) 1.659,36
hiervon das Zwölffache (Jahresbetr
ag)=alimentationsrelevanter Grund-
sicherungsbetrag 19.912,32

*	 95 Prozent-Perzentil der Kosten für Unterkunft und 
Heizung für das Jahr 2021, ermittelt für die jeweili-
ge Personengruppe für Thüringen gemäß E-Mail der 
Bundesagentur für Arbeit, Statistik-Service Ost vom 
17. Mai 2022

Für die Ermittlung der Nettoalimentation ergibt sich 
in Anwendung der mit den Artikeln 1 und 2 dieses 
Gesetzes vorgenommenen Anpassungen zum 
1. Januar 2023 und der Sonderzahlungen folgen-
des Ergebnis:

Bestandteil Betrag 
in Euro

Bruttobezüge 34.124,64
Werbungskostenpauschbetrag 
nach § 9a Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a 
EStG -1.200,00
Kranken- und Pflegeversicherung 
als BEG-Anteil pro Jahr* -7.657,18
Zwischensumme (zu versteuern-
des Einkommen) auf volle Euro ab-
gerundet 25.267,00
Einkommensteuer nach Splitting -637,00
Nettoeinkommen (Differenz Brut-
tobezüge und Einkommensteuer 
nach Splitting) 33.487,64
Kosten der privaten Kranken- und 
Pflegeversicherung* -9.406,56
Sonderzahlung zur Abmilderung 
der gestiegenen Verbraucherprei-
se nach Artikel 1 § 3 Abs. 1 dieses 
Gesetzes 2.000,00
verfügbares Nettoeinkommen 26.081,08

*	 vergleiche E-Mail des Verbandes der Privaten Kran-
kenversicherung e. V vom 27. Juli 2022; anteilige 
Berücksichtigung nach Beihilfebemessungssatz der 
Krankenversicherungsbeiträge ohne Beihilfe (100 
Prozent) für das Alter 30 für das Jahr 2021 zuzüglich 
Beiträge für die Pflegeversicherung, fortgeschrieben 
um eine jährliche Erhöhung um fünf Prozent
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Damit wird der Mindestabstand für das Jahr 2023 
für ein kinderloses Ehepaar, bei dem ein Ehe-
partner als Alleinverdiener Beamter der Besol-
dungsgruppe A 6 ist, aus derzeitiger Sicht deutlich 
eingehalten. Des Weiteren wird auch für diese Be-
amtengruppe gewährleistet, dass sich das Verhält-
nis von Nettoeinkommen in der Besoldungsgruppe 
A 6 und dem Grundsicherungsniveau in etwa auf 
dem Niveau der Vorjahre bewegt. Damit ist auch 
hier nicht zu besorgen, dass sich Grundsicherung 
und Besoldung im Jahr 2023 weiter annähern.

ccc)	 Ergebnis 

Aufgrund der deutlichen Abstände der Nettoalimen-
tation dieser Personengruppen zum alimentations-
relevanten Grundsicherungsbedarf wird für diese 
Beamten der Besoldungsgruppe A 6 mit Blick auf 
den vierten Parameter eine verfassungsgemäße 
Alimentation gewährt. 

5.	 Quervergleich der Besoldung nach dem Thüringer Besoldungs-
gesetz mit der Besoldung des Bundes und der anderen Länder 
(fünfter Parameter)

Als fünfter Parameter bildet für das Bundesverfassungsgericht 
schließlich der Quervergleich mit der Besoldung des Bundes und 
der anderen Länder ein weiteres Indiz für die Bestimmung des 
Kerngehalts der Alimentation. Wegen der spezifischen Aussage-
kraft sind dabei sowohl das arithmetische Mittel als auch der Me-
dian als Bezugspunkt heranzuziehen.

Für alle Besoldungsordnungen liegen derzeit die aktuellen Län-
dervergleiche für das Jahr 2022 noch nicht vor. Daher wird im 
Folgenden nochmals der Vergleich für das Jahr 2021 dargestellt. 
Nach der Durchschau der derzeit geplanten Besoldungsände-
rungen in anderen Ländern sind dort im Jahr 2022 keine signifi-
kanten Änderungen vorgenommen worden, welche eine erhebli-
che Abweichung der Thüringer Werte vom Ergebnis für das Jahr 
2021 begründen könnten. So wurde insbesondere die Übernah-
me des Tarifergebnisses aus der Tarifvereinigung der Länder von 
allen Ländern zeit- und wirkungsgleich umgesetzt. Ferner sind im 
Jahr 2022 auch keine verfassungsgerichtlichen Entscheidungen 
ergangen, welche die Alimentation einzelner Besoldungsgrup-
pen in einzelnen Ländern für verfassungswidrig erklärt haben, 
so dass diese bei der nachfolgenden Betrachtung unberücksich-
tigt bleiben müssen.

Die ausgewiesenen Durchschnittswerte und Mediane für das Jahr 
2021 wurden, wie vom Bundesverfassungsgericht gefordert, ohne 
die jeweilige Besoldung in Thüringen errechnet. Aus dem Ver-

Nach der Ermittlung des hier maßgebenden Net-
toeinkommens ist dieses dem Grundsicherungsni-
veau gegenüberzustellen. Unter Berücksichtigung 
der vorhandenen Daten und Schätzungen ergibt 
sich danach Folgendes:
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gleich mussten keine Besoldungen herausgerechnet werden, de-
ren Verfassungswidrigkeit durch das Bundesverfassungsgericht 
bereits festgestellt wurde.

Besol-
dungs-
gruppe

Thürin-
gen Be-
trag in 
Euro

Durch-
schnitt 

Betrag in 
Euro

Abwei-
chung 
vom 

Durch-
schnitt in 
Prozent

Median 
Betrag in 

Euro

Abwei-
chung 

vom Me-
dian in 
Prozent

A 6 35.954 35.992 -0,11 35.684 0,76
A 7 38.376 38.314 0,16 38.217 0,42
A 8 41.685 41.551 0,32 41.392 0,71
A 9 (mD) 44.777 44.754 0,05 44.540 0,53
A 9 (gD) 44.881 44.855 0,06 44.658 0,50
A 10 49.575 49.978 -0,81 49.701 -0,25
A 11 55.150 55.421 -0,49 55.114 0,06
A 12 60.724 60.939 -0,35 60.622 0,17
A 13 (gD) 67.358 67.563 -0,30 67.250 0,16
A 13 (hD) 67.358 67.563 -0,30 67.250 0,16
A 14 74.165 73.453 0,97 73.108 1,45
A 15 83.583 82.909 0,81 82.529 1,28
A 16 92.970 92.326 0,70 91.909 1,15
B 2 96.651 96.186 0,48 95.830 0,86
B 3 102.272 101.850 0,41 101.461 0,80
B 4 108.159 107.766 0,37 107.359 0,75
B 5 114.914 114.562 0,31 114.126 0,69
B 6 121.292 120.982 0,26 120.515 0,64
B 7 127.497 127.224 0,21 126.731 0,60
B 8 133.964 133.731 0,17 133.209 0,57
B 9 141.993 141.723 0,19 140.956 0,74
B 10 166.927 167.410 -0,29 166.567 0,22
R 1 85.717 84.904 0,96 84.480 1,46
R 2 93.360 92.732 0,68 92.298 1,15
R 3 102.272 101.921 0,34 101.461 0,80
R 4 108.159 107.639 0,48 107.186 0,91
R 5 114.914 114.640 0,24 114.126 0,69
R 6 121.292 121.060 0,19 120.515 0,64
R 7 127.497 127.452 0,04 126.897 0,47
R 8 133.964 133.809 0,12 133.209 0,57

Aus der Übersicht ist erkennbar, dass die in Thüringen gewährte 
Besoldung weit überwiegend knapp über dem Durchschnitt und 
Median der Besoldung des Bundes und der anderen Länder be-
wegt. Die größte Abweichung nach unten besteht bei der Besol-
dungsgruppe A 10 mit -0,81 Prozent beim Durchschnitt und mit 
-0,25 Prozent beim Median. Die größte Abweichung vom Durch-
schnitt nach oben besteht bei der Besoldungsgruppe A 14 mit 
0,97 Prozent und beim Median bei der Besoldungsgruppe R 1 mit 
1,46 Prozent. Damit werden die verfassungsgerichtlichen Vorga-
ben des Quervergleichs für die Besoldungsordnungen A, B und 
R eingehalten.
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Für die Besoldungsgruppe W 3 bestand noch im Jahr 2020 eine 
als Indiz für eine verfassungswidrige Unteralimentation betrachte-
te Abweichung von -10 Prozent vom arithmetischen Mittel. Diese 
wurde durch die in § 67d Abs. 3 ThürBesG geregelte Erhöhung 
des Grundgehaltssatzes ausgeglichen. Mit Wirkung zum 1. No-
vember 2021 wurde zudem durch Artikel 3 Nr. 20 des Thüringer 
Gesetzes zur Einführung eines Altersgeldes sowie zur Änderung 
versorgungs-, besoldungs- und anderer dienstrechtlicher Vor-
schriften der Grundgehaltssatz der Besoldungsgruppe W 3 um 
360 Euro erhöht. Der Ländervergleich für die Besoldungsordnun-
gen W und C stellt sich für das Jahr 2021 danach wie folgt dar:

Besol-
dungs-
gruppe

Thürin-
gen Be-
trag in 
Euro

Durch-
schnitt 

Betrag in 
Euro

Abwei-
chung 
vom 

Durch-
schnitt in 
Prozent

Median 
Betrag in 

Euro

Abwei-
chung 

vom Me-
dian in 
Prozent

C 1 67.358 67.193 0,25 67.118 0,36
C 2 81.794 81.182 0,75 80.742 1,30
C 3 90.947 90.368 0,64 89.887 1,18
C 4 104.208 103.941 0,26 103.401 0,78
W 1 57.592 59.310 -2,90 57.614 -0,04
W 2 73.940 77.164 -4,18 75.750 -2,39
W 3 79.752 88.161 -9,54 86.859 -8,18

Die größte Abweichung nach unten besteht beim Durchschnitt und 
dem Median weiterhin bei der Besoldungsgruppe W 3 mit -9,54 
Prozent beziehungsweise -8,18 Prozent. Diese noch hohe Ab-
weichung liegt darin begründet, dass die Erhöhung des Grund-
gehaltssatzes nur für zwei Monate des Jahres 2021 wirksam war. 
Für die Berechnung ab dem Jahr 2022 wirkt sich die Besoldungs-
erhöhung ganzjährig aus. Unter Zugrundelegung der Daten des 
Jahres 2021 ergäbe sich dann lediglich eine Abweichung von 
-5,45 Prozent vom Mittelwert und von -4,04 Prozent vom Medi-
an. Im Ergebnis werden damit die verfassungsgerichtlichen Vor-
gaben des Quervergleichs auch für die Besoldungsordnungen C 
und W deutlich eingehalten.

Ausgehend davon werden prognostisch die verfassungsgericht-
lichen Vorgaben des fünften Parameters auch für das Jahr 2023 
eingehalten.

6.	 Gesamtabwägung

Auf der zweiten Prüfungsstufe sind die Ergebnisse der ersten Stu-
fe mit den weiteren alimentationsrelevanten Kriterien im Rahmen 
einer Gesamtabwägung zusammenzuführen. 

Da im Ergebnis der weiteren Prüfung, wie bereits beim Thüringer 
Gesetz zur Gewährleistung einer verfassungsgemäßen Alimen-
tation sowie über die Gewährung einer Anerkennungsleistung für 
ehemalige angestellte Professoren neuen Rechts vom 2. Novem-
ber 2021 (GVBl. S. 547) und beim Thüringer Gesetz zur Anpas-
sung der Besoldung und Versorgung im Jahr 2022 und zur Än-
derung besoldungs- und versorgungsrechtlicher Vorschriften, der 
vom Bundesverfassungsgericht geforderte zweite Parameter (Ver-
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gleich Besoldung mit Nominallohnindex) nicht eingehalten wird, 
ist eine Gesamtabwägung durchzuführen. In diese sind die Er-
gebnisse der Prüfung der fünf Parameter und weitere Aspekte in 
eine Gesamtbetrachtung einzubeziehen. 

In Bezug auf die Entwicklung des ersten Parameters ist anzumer-
ken, dass dieser Wert erstmals seit dem Zeitraum 1993 bis 2008 
im negativen Bereich liegt. Das bedeutet, dass durch dieses Ge-
setz in dem zu betrachtenden Zeitraum 2008 bis 2023 die Besol-
dungsentwicklung die Tarifentwicklung überholt, mithin die Besol-
dung der Tarifentwicklung vorauseilt. Dies wird vor allem durch 
die in Artikel 1 § 1 dieses Gesetzes vorgesehene tarifunabhängi-
ge lineare Erhöhung um 3,25 Prozent bewirkt. Auch wenn nach 
Artikel 2 Nr. 1 Buchst. b dieses Gesetzes die Möglichkeit besteht, 
künftige tarifumsetzungsbedingte Besoldungsanpassungen auf die 
in Artikel 1 dieses Gesetzes geregelten Anpassungen anzurech-
nen, soweit trotz Anrechnung die verfassungsgemäße Alimenta-
tion gewährleistet bleibt, belegen die Artikel 1 bis 3 dieses Ge-
setzes mit ihren Regelungen, dass nicht allein Tarifanpassungen 
das ausschlaggebende Element für die Besoldungsanpassungen 
sind. Vielmehr folgt die Besoldung künftig mit der erforderlichen 
Einhaltung des Mindestabstands vordergründig sozialrechtlichen 
Regelungen oder tatsächlichen Kostensteigerungen im Bereich 
der Grundsicherung (Kosten der Unterkunft und Heizung, Kosten 
für Bildung und Teilhabe, Kinderbetreuungskosten sowie Berück-
sichtigung von Sozialtarifen), welche unabhängig von einem Tari-
fergebnis mit Blick auf Artikel 33 Abs. 5 des Grundgesetzes gege-
benenfalls weitere Besoldungsanpassungen erfordern. 

In Bezug auf den zweiten Parameter ist weiterhin anzumerken, 
dass von dessen Nichteinhaltung insbesondere die neuen Bun-
desländer betroffen sind. So sind nach Auskunft des Präsidenten 
des Landesamtes für Statistik in seinem Schreiben an das Finanz-
ministerium vom 2. Juni 2021, Az. 2-13/71, bei der Betrachtung 
der Zeitreihen deutliche Unterschiede in der Entwicklung zu den 
alten Bundesländern zu verzeichnen. Dies kann nach Auffassung 
des Landesamtes darauf zurückzuführen sein, dass das bishe-
rige Verdienstniveau in den alten beziehungsweise neuen Bun-
desländern sehr unterschiedlich war. In den letzten Jahren sei 
es das erklärte Ziel gewesen, diese Unterschiede anzupassen. 
In der Folge sei deshalb festzustellen, dass die Wachstumsraten 
des Nominallohnindexes zum Vorjahr in den neuen Ländern, so 
auch in Thüringen, höhere Werte ausweisen als die entsprechen-
den Entwicklungen in den alten Bundesländern. 

Zudem wird die Nichteinhaltung des Parameters noch dadurch ver-
stärkt, dass bei der Besoldungsentwicklung der Anstieg des Besol-
dungsniveaus infolge der Ost-West-Anpassungen nach Maßgabe 
des Bundesverfassungsgerichts nicht in die Gegenüberstellung mit 
der Entwicklung des Nominallohnindexes einzubeziehen ist, wel-
che jedoch im Nominallohnindex enthalten sind, vergleiche hier-
zu den Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 17. No-
vember 2015, Az. 2 BvL 19/09, in juris Rn. 128. 

Hinsichtlich des dritten Parameters ist zu berücksichtigen, dass 
dieser seit dem Betrachtungszeitraum 2003 bis 2018 wieder ei-
nen positiven Wert aufweist. Das bedeutet, dass die Verbraucher-
preise deutlicher als die Besoldungsanpassung steigen. Hierbei 
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ist aber zu beachten, dass dieses Gesetz mit den inflationsbe-
dingten Sonderzahlungen in einer Größenordnung in Höhe von 
1.000 bis 3.000 Euro ein temporäres besoldungsrechtliches Ele-
ment vorsieht, das zweckbestimmt diese Preisentwicklung zumin-
dest dämpfen soll. Auch wenn diese nicht unerheblichen Sonder-
zahlungen bei der Ermittlung des dritten Parameters trotz gleicher 
Zielrichtung nicht einzubeziehen sind, so sind sie dennoch im Rah-
men der Gesamtabwägung mit Blick auf die Gewährleistung ei-
ner verfassungsgemäßen Alimentation zu Gunsten dieser zu be-
rücksichtigen. Überdies besteht mit einem Wert von 1,81 für den 
dritten Parameter noch ein erheblicher Puffer, dessen Verände-
rung es aber weiter zu beobachten gilt. 

Zum vierten Parameter sind in diesem Rahmen keine gesonder-
ten Anmerkungen erforderlich. 

Hinsichtlich des fünften Parameters ist für die Gesamtbetrachtung 
in den Blick zu nehmen, dass die Besoldung in den meisten Besol-
dungsgruppen leicht überdurchschnittlich ist, mithin sich Thüringen 
im Bundesschnitt auf einem anzuerkennenden Niveau befindet. 

Folgende weitere alimentationsrelevante Aspekte sind in die Ge-
samtabwägung einzubeziehen:

Mit Blick auf die qualitätssichernde Funktion der Alimentation for-
dert das Bundesverfassungsgericht insbesondere, diese auch in 
Relation zu den Einkommen zu sehen, die für vergleichbare oder 
auf der Grundlage vergleichbarer Ausbildung erbrachter Tätigkei-
ten außerhalb des öffentlichen Dienstes erzielt werden. Ob die 
Alimentation in einem Amt, das für überdurchschnittlich qualifi-
zierte Kräfte attraktiv sein soll, angemessen ist, zeige auch ein 
Vergleich mit den durchschnittlichen Bruttoverdiensten sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigter mit vergleichbarer Qualifikation 
und Verantwortung in der Privatwirtschaft, wobei die Besonder-
heiten des Status und des beamtenrechtlichen Besoldungs- und 
Versorgungssystems nicht außer Acht gelassen werden dürfen. 
Diese vom Bundesverfassungsgericht in einem Nebensatz be-
nannten Besonderheiten zeichnen aber gerade die Eigenart des 
beamtenrechtlichen Status aus und fallen derart erheblich ins Ge-
wicht, dass ihre Bedeutung nicht in einem bloßen Nebensatz be-
nannt werden kann. Ein Vergleich der Bruttobesoldung leidet be-
reits daran, dass die Gehälter in der Privatwirtschaft anders als 
beim Statusamt nicht auf Dauer angelegt sind oder einer Stetig-
keit unterliegen. So trägt der Arbeitnehmer teilweise auch das un-
ternehmerische Risiko seines Arbeitgebers, das sich neben erfor-
derlicher Kurzarbeit mit den damit verbundenen Konsequenzen 
im schlimmsten Fall in der Insolvenz seines Arbeitgebers manifes-
tieren kann. Die derzeitige Krisensituation belegt, dass einzelne 
- zuvor als krisensicher geglaubte - Wirtschaftszweige auch unver-
schuldet in existenzbedrohende oder sogar existenzvernichtende 
Schieflagen geraten können. Insoweit stellen höhere Bruttogehäl-
ter in der Privatwirtschaft – auch für gut bezahlte Spitzenkräfte – 
lediglich eine Momentaufnahme dar.

Das Beamtenverhältnis ist hingegen, abgesehen von der diszip-
linarrechtlichen Maßnahme der Entfernung aus dem Dienst, vom 
Lebenszeitprinzip gekennzeichnet. Die Alimentation des Beamten 
besitzt dabei einen relativen Normbestandsschutz. Der Gesetz-
geber darf zwar Kürzungen oder andere Einschnitte in die Bezü-
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ge vornehmen. Hierfür ist aber ein schlüssiges Gesamtkonzept 
erforderlich, das aber in der Regel in seinen finanziellen Auswir-
kungen mit Blick auf Artikel 109 Abs. 3 des Grundgesetzes für den 
Beamten nicht an die Risiken für die Arbeitnehmer in der Privat-
wirtschaft heranreichen dürfte.

Soweit das Bundesverfassungsgericht die Bruttoverdienste mit 
vergleichbaren Beschäftigten in der Privatwirtschaft in Relati-
on setzt, sind weitere beamtenrechtliche Besonderheiten, die ei-
nem Arbeitnehmer in der Privatwirtschaft nicht zuteil werden, als 
finanzieller oder zumindest geldwerter Vorteil in die Betrachtung 
einzubeziehen. Dies betrifft vordergründig die beamtenrechtliche 
Versorgung, die in ihren Leistungen mit denen der gesetzlichen 
Rentenversicherung oder der der berufsständischen Versorgungs-
werke zu vergleichen wäre.

Ein Abstand zu den Bruttobezügen in der Privatwirtschaft recht-
fertigt sich insbesondere durch die auskömmliche Altersvorsorge 
des Dienstherrn für die Beamten und Richter in Form der Beam-
tenversorgung im Vergleich zum System der gesetzlichen Ren-
tenversicherung. Die Alterssicherung der Angestellten in der Pri-
vatwirtschaft in der gesetzlichen Rentenversicherung wird durch 
die Beitragsbemessungsgrenze begrenzt. Insbesondere in gut 
verdienenden Bereichen wird somit nicht das ganze Entgelt als 
Berechnungsgrundlage für den Erwerb von Rentenansprüchen 
herangezogen, so dass es vor allem beim Fehlen einer betrieb-
lichen Altersvorsorge erforderlich ist, private Vorsorge für das Al-
ter zu treffen, um auch nach dem aktiven Beschäftigungsverhält-
nis eine adäquate Lebensführung beibehalten zu können. Diese 
private Vorsorge muss aus dem Arbeitsentgelt finanziert werden.

Dem gegenüber wirkt sich jede Erhöhung der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge beispielsweise durch Bezügeanpassungen oder 
Beförderungen unmittelbar auf die Höhe der Beamtenversor-
gung aus. Die Versorgungsbezüge werden auch zeitgleich mit 
den Dienstbezügen der Besoldungsberechtigten nach § 4 Thür-
BeamtVG erhöht. Zudem führen Beförderungen zu einer Anhe-
bung des gesamten Versorgungsanspruchs, weil sich die Höhe 
der Beamtenversorgung grundsätzlich nach dem zuletzt erreich-
ten Amt bemisst. Bis zu einem Höchstruhegehaltssatz von 71,75 
Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge gibt es somit auch 
für höhere Besoldungsgruppen keine Begrenzung der erwerbba-
ren Versorgungsansprüche der Höhe nach, so dass es insoweit 
keiner zusätzlichen privaten Vorsorge bedarf, um eine amtsan-
gemessene Lebensführung auch nach Eintritt in den Ruhestand 
zu ermöglichen.

Insbesondere bei angehenden Juristen, die sich zu Beginn ihrer 
Laufbahn für den höheren Justiz- und Verwaltungsdienst oder 
aber für eine Tätigkeit als Rechtsanwalt entscheiden, muss fer-
ner in den Blick genommen werden, dass aufgrund des derzeit 
noch bestehenden niedrigen Zinsniveaus und der sich daraus ab-
leitenden versicherungsmathematischen Berechnung der Ren-
tenleistung eines Rechtsanwaltsversorgungswerks eine an die 
Beamtenversorgung heranreichende Altersversorgung aus heu-
tiger Sicht regelmäßig nicht zu erreichen wäre. So werden auch 
bei dem derzeit noch sehr niedrigen Zinsniveau künftig viele be-
rufsständische Versorgungswerke, bedingt durch ihre meist risi-
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koaversen Kapitalanlagerichtlinien Überlegungen anstellen müs-
sen, zur Einhaltung der versicherungsmathematischen Vorgaben 
entweder ihre Beiträge zu erhöhen oder ihre Leistungen zu kür-
zen. Auch dies ist ein nicht zu vernachlässigender Aspekt, der sich 
aufgrund der andersartigen Finanzierung der Altersvorsorgesys-
teme für die freien Berufe ergibt.

Ferner sind für alle Beamten bei dem Vergleich der Bruttogehälter 
beispielsweise personalvertretungsrechtliche Aspekte zu berück-
sichtigen, die den Beamten im Einzelfall oder aber auch dienst-
stellenbezogen zuteil werden. An dieser Stelle ist beispielsweise 
die Mitbestimmung nach den §§ 69 bis 82b des Thüringer Perso-
nalvertretungsgesetzes zu erwähnen, die zwar auch in der Privat-
wirtschaft im Rahmen der Betriebsverfassung zur Geltung kommt, 
jedoch nicht in allen Bereichen oder in diesem Maße. Gleiches gilt 
für die Realisierung von Homeoffice-, Teilzeit- und Elternzeitmodel-
len sowie für das Gesundheitsmanagement. Diese Möglichkeiten 
stellen im öffentlichen Dienst eine Selbstverständlichkeit dar. Sie 
finden aber in der Privatwirtschaft aus tatsächlichen oder rechtli-
chen Gründen nicht stets im gleichen Umfang Anwendung. Auch 
dieser Aspekt spricht in einer wertenden Betrachtung zugunsten 
des Beamtenstatus und belegt, dass die Besoldung für sich ge-
nommen zwar ein zentraler, aber nicht der alleinig ausschlagge-
bende Punkt ist, welcher eine Beamtenlaufbahn von einer Tätig-
keit in der Privatwirtschaft unterscheidet.

Des Weiteren ist im Rahmen der Gesamtabwägung zu berück-
sichtigen, dass der Landtag im Zusammenhang mit der Verab-
schiedung des Thüringer Gesetzes zur Gewährleistung einer ver-
fassungsgemäßen Alimentation sowie über die Gewährung einer 
Anerkennungsleistung für ehemalige angestellte Professoren neu-
en Rechts am 22. Oktober 2021 zwei flankierende Beschlüsse ge-
fasst hat. Mit Beschluss in der Drucksache 7/4295 "Modernisierung 
und Neuordnung der Beamtenbesoldung in Thüringen" fordert der 
Landtag die Landesregierung auf, das Besoldungsrecht in Thü-
ringen einer Evaluierung zu unterziehen mit dem Ziel, das Besol-
dungsgefüge dahin gehend neu zu ordnen, dass eine dauerhafte 
und stabile angemessene Besoldung umgesetzt, der Beamten-
dienst im Freistaat attraktive Bedingungen bereithält und die Be-
soldung leistungsorientierte Elemente vorsieht. Die Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichts sind dabei nicht zur Berechnung und 
Begründung der Angemessenheit, sondern lediglich zur Kontrolle 
heranzuziehen. Des Weiteren wird die Landesregierung aufgefor-
dert, zur Erarbeitung von Grundsätzen, Zielen und Lösungsansät-
zen zur Modernisierung des Thüringer Beamtenrechts die Thü-
ringer Interessenvertreter beziehungsweise -verbände wie zum 
Beispiel den Thüringer Beamtenbund, den Deutschen Gewerk-
schaftsbund sowie den Thüringischen Landkreistag und den Ge-
meinde- und Städtebund Thüringen einzubeziehen. Über das Er-
gebnis ist dem Landtag bis zum 31. Dezember 2022 zu berichten. 
Die Ergebnisse der derzeit vom Finanzministerium durchgeführ-
ten Evaluation, verbunden mit einer Berichtspflicht an den Besol-
dungsgesetzeber, bieten sodann eine Grundlage, durch geeignete 
Besoldungsinstrumente die Attraktivität der Besoldung in Thürin-
gen nachhaltig zu steigern.

Ferner fordert der Landtag mit Beschluss in der Drucksache 
7/4296 "Sicherstellung einer verfassungsgemäßen Alimentati-
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on und Steigerung der Attraktivität des öffentlichen Dienstes" die 
Landesregierung auf, neben der ohnehin bestehenden Pflicht zur 
Gewährleistung einer verfassungsgemäßen Alimentation das Be-
soldungsgefüge zu evaluieren. Hierbei sollen strukturelle Verände-
rungen zur Verbesserung der Attraktivität und der Zukunftsfähigkeit 
des Freistaats Thüringen geprüft werden. Bei der Evaluation sind 
der Thüringer Beamtenbund und der Deutsche Gewerkschafts-
bund im Rahmen der vertrauensvollen Zusammenarbeit einzu-
beziehen; über das Ergebnis unterrichtet die Landesregierung 
den Landtag bis zum 31. Dezember 2022. Des Weiteren wird die 
Landesregierung aufgefordert, für die Bürger des Freistaats und 
für die Unternehmer den engagierten und motivierten öffentlichen 
Dienst in Thüringen weiterzuentwickeln und für die Beamten kon-
krete Leistungsanreize mit Hilfe aller Instrumente einer modernen 
Personal- und Verwaltungsführung zu schaffen, um so die Attrak-
tivität des öffentlichen Dienstes in Thüringen weiter zu steigern. 
Dafür soll perspektivisch ein Gesetzentwurf erarbeitet werden.

Des Weiteren hat der Landtag mit Beschluss in der Drucksache 
7/4871 vom 2. Februar 2022 festgestellt, "dass die Thüringer Lan-
desverwaltung eine an den aktuellen Bedingungen orientierte, vo-
rausschauende Personalplanung sowie Nachwuchs- und Fach-
kräftegewinnung benötigt. Stellenmehrungen können bestehende 
Probleme im öffentlichen Dienst nicht lösen, wie die Zahl unbe-
setzter Stellen in der Landesverwaltung zeigt. Um die Thüringer 
Landesverwaltung zukunftsfest aufstellen zu können, braucht es 
ein fortgeschriebenes Personalentwicklungskonzept. Gerade mit 
Blick auf die absehbaren Schwierigkeiten bei der Aufstellung zu-
künftiger Landeshaushalte werden klare Handlungslinien bei der 
künftigen Personalplanung und -entwicklung benötigt. Aufbauend 
auf einer klaren Aufgabenkritik müssen unter Einbeziehung der 
bestehenden Stellenpotenziale sowie der Möglichkeiten der Ver-
waltungsdigitalisierung Effizienzsteigerungen gehoben und Strate-
gien für die Personalplanung erarbeitet werden. Ein verbindliches 
Personalentwicklungskonzept sollte substanziell zur Steuerung 
der Personalausgaben beitragen. Neben den durch die öffentli-
che Hand vorgehaltenen Leistungen sind dabei die demographi-
sche Gesamtentwicklung der Thüringer Bevölkerung, die Bevöl-
kerungsdichte, besondere räumliche Bedingungen (u. a. Fläche, 
Infrastruktur) und die Aufgabenverteilung zwischen Land und Kom-
munen einzubeziehen."

Daher hat der Landtag die Landesregierung mit Beschluss in der 
Drucksache 7/4964 vom 4. Februar 2022 zur Fortschreibung und 
Weiterentwicklung der Personalentwicklungskonzeption aufgefor-
dert. Danach soll ein fortlaufender Kommunikationsprozess im 
und mit dem Haushalts- und Finanzausschuss gestartet werden, 
der neben quartalsweisen Berichten über den aktuellen Bearbei-
tungs- und Sachstandsstand in einem umfassenden Personalent-
wicklungskonzept Ende des Jahres 2023 mündet. Zu den Einzel-
heiten wird auf die vorbenannte Drucksache verwiesen.

Auch diese Beschlüsse greifen viele Aspekte auf, deren Betrach-
tung die auch das Bundesverfassungsgericht mit Blick auf die 
qualitätssichernde Funktion der Alimentation fordert. Damit wird 
sichergestellt, dass diese hinsichtlich der Gewährung einer ver-
fassungsgemäßen Alimentation künftig noch weiter in den Fokus 
rücken. Zudem werden nichtmonetäre Aspekte des Dienstrechts, 
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welche den Beamtenstatus oder beispielsweise die Arbeitsbedin-
gungen betreffen, hierbei zu berücksichtigen sein, um das öffent-
liche Dienstrecht in seiner Gesamtheit zukunftsfähig zu gestalten. 

Das ferner vom Bundesverfassungsgericht in diesem Zusammen-
hang herangezogene Niveau der Beihilfeleistungen spricht an die-
ser Stelle für eine Amtsangemessenheit der Alimentation. So ist 
nach dem Beihilferecht in Thüringen eine Auszehrung der allge-
meinen Gehaltsbestandteile durch krankheitsbezogene Aufwen-
dungen nicht zu besorgen.

In der Gesamtschau ist damit festzuhalten, dass mit den Artikeln 1 
und 2 dieses Gesetzes bis auf die Nichteinhaltung des zweiten 
Parameters Regelungen vorgesehen sind, die eine amtsange-
messene Alimentation im Jahr 2023 gewährleisten. Die Wirkun-
gen der Nichteinhaltung des zweiten Parameters werden derzeit 
durch die erheblich zugunsten der Besoldung sprechenden Werte 
des dritten Parameters zumindest teilweise kompensiert. Zudem 
ist die qualitätssichernde Funktion der Alimentation in Thüringen 
gegeben und wird mit einer Evaluation derzeit fortentwickelt. Die-
se zeichnet sich neben der im Ländervergleich überdurchschnitt-
lichen Besoldung in den Eingangsämtern auch durch die beste-
henden Beihilferegelungen aus. Die Verfassungsgemäßheit der 
Alimentation nach dem Thüringer Besoldungsgesetz wird damit 
durch die Artikel 1 und 2 dieses Gesetz gewährleistet.

IV.	Prüfung der Besoldung für das Jahr 2023 anhand des Beschlus-
ses des Bundesverfassungsgerichts vom 4. Mai 2020 (Az. 2 BvL 
6/17, 2 BvL 7/17, 2 BvL 8/17)

Regelungen des Thüringer Besoldungsgesetzes für das dritte Kind 
und weitere Kinder sind anhand der Vorgaben des Beschlusses des 
Bundesverfassungsgerichts vom 4. Mai 2020, Az. 2 BvL 6/17, 2 BvL 
7/17, 2 BvL 8/17, zu überprüfen. 

1. 	Ermittlung des alimentationsrechtlichen Mehrbedarfs für das Jahr 
2023

Der zu berücksichtigende Regelbedarf für das dritte Kind ergibt 
sich entsprechend der gewichteten Berechnung für das erste und 
das zweite Kind, vergleiche Abschnitt III Nr. 4 Buchst. b Doppel-
buchst. aa Dreifachbuchst. aaa.

Die zu berücksichtigende Kaltmiete wird für diese Berechnung aus 
den Wohngeldsätzen nach § 12 Abs. 1 des Wohngeldgesetzes 
(WoGG) vom 24. September 2008 (BGBl. I S. 1856) in der jeweils 
geltenden Fassung in Verbindung mit Anlage 1 des Wohngeldge-
setzes abgeleitet. Maßgebend ist hier die höchste vorgesehene 
Mietenstufe in Thüringen. Diese wird in der Stadt Jena erreicht, 
die seit dem 1. Januar 2016 nach § 1 Abs. 3 der Wohngeldverord-
nung (WoGV) in der Fassung vom 19. Oktober 2001 (BGBl. I S. 
2722) in der jeweils geltenden Fassung in Verbindung mit der An-
lage zur Wohngeldverordnung der Mietenstufe IV zugeordnet ist. 

Danach ergibt sich auch für das Jahr 2023 nach § 23 Abs. 2 WoGV 
für eine vierköpfige Familie ein zu berücksichtigender Betrag in 
Höhe von 825 Euro und für eine fünfköpfige Familie ein Betrag 
von 944 Euro. Dies ergibt eine Differenz für die fünfte hinzutreten-
de Person in Höhe von 119 Euro. Für eine sechste hinzutreten-
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de Person sieht das Wohngeldgesetz hingegen einen gesondert 
ausgewiesenen Betrag von 114 Euro vor, der damit nicht durch 
Subtraktion ermittelt werden muss. Im Vergleich zu den Berech-
nungen in den Vorjahren, vergleiche Seite 63 der Drucksache 
7/3575, wurde zum 1. Januar 2022 das Wohngeld zum ersten Mal 
automatisch an die Mieten- und Einkommensentwicklung ange-
passt. Damit behält das Einkommen nach Abzug der Wohnkosten 
dieselbe reale Kaufkraft wie bisher. So wurden nach § 23 Abs. 1 
WoGV die monatlichen Höchstbeträge für Miete und Belastung 
nach Anlage 1 des Wohngeldgesetzes zum 1. Januar 2022 um 
2,788 Prozent erhöht. Die Erhöhungen werden nach § 43 Abs. 4 
Satz 3 WoGG jeweils bis unter 0,50 Euro auf den nächsten vollen 
Eurobetrag abgerundet sowie ab 0,50 Euro auf den nächsten vol-
len Euro-Betrag aufgerundet. Aufgrund der Aktualität dieser Wer-
te besteht mit Blick auf die Kaltmiete, welche nicht der aktuellen 
Preissteigerung wie die Energiekosten unterliegt, ein hinreichen-
der Realitätsbezug. Zudem wurde der vom Bundesverfassungs-
gericht in seinem Beschluss vom 4. Mai 2020, Az. 2 BvL 6/17, 2 
BvL 7/17, 2 BvL 8/17, in juris Rn. 75, für erforderlich gehaltene 
Sicherheitszuschlag in Höhe von zehn Prozent berücksichtigt.

Für die Heizkosten wurde die vom Bundesverfassungsgericht 
im oben genannten Beschluss angewandte Fläche in Höhe von 
15 qm für jede weitere haushaltsangehörige Person berücksichtigt 
und anhand des derzeit lediglich für das Jahr 2021 vorliegenden 
Heizspiegels für Deutschland nach Maßgabe der Berechnung des 
Bundesverfassungsgerichts die Kosten ermittelt. Um die Heizkos-
ten für das Jahr 2023 aus diesem Wert realitätsgerecht ableiten 
zu können, wurde der für das Jahr 2022 zugrunde gelegte Wert 
aufgrund der derzeit signifikant gestiegenen Energiepreise eben-
falls um einen inflationsbedingten Sicherheitszuschlag von zehn 
Prozent erhöht, vergleiche Abschnitt III Nr. 4 Buchst. b Doppel-
buchst. aa Dreifachbuchst. bbb. Dieser Betrag wurde auf einen 
vollen durch fünf teilbaren Eurobetrag aufgerundet.

Bei der Berücksichtigung der Sozialtarife ist zu beachten, dass 
im Vergleich zur Berechnung für eine vierköpfige Familie ledig-
lich die Tarife für ein weiteres Kind zu berücksichtigen wären. Vie-
le in den Städten Erfurt und Jena vorgesehenen Sozialtarife, bei-
spielsweise für Bäder und Bibliotheken, gewähren Kindern aus 
Familien mit Grundsicherung keine gegenüber anderen Kindern 
weitergehende Vergünstigung. Für die Berücksichtigung wurde 
aber dennoch pauschaliert ein Viertel des Betrags für eine vier-
köpfige Familie – auf einen vollen Eurobetrag aufgerundet – un-
ter Ausschöpfung aller diesbezüglichen Erkenntnismöglichkeiten 
berücksichtigt.

Die Kosten für Bildung und Teilhabe nach § 28 SGB II wurden, be-
zogen auf ein Kind als gewichteter Durchschnitt, wie auch beim 
ersten und zweiten Kind, berücksichtigt, vergleiche Abschnitt III 
Nr. 4 Buchst. b Doppelbuchst. aa Dreifachbuchst. ccc. Hinsicht-
lich der Kinderbetreuungskosten wurden für das dritte Kind und 
weitere Kinder jeweils Betreuungskosten für Kindergarten und 
Hort durch die Bildung der Differenz zwischen den Kosten für 
drei Kinder und für zwei Kinder ermittelt, vergleiche Abschnitt III 
Nr. 4 Buchst. b Doppelbuchst. aa Dreifachbuchst. ddd. Auch an 
dieser Stelle wurde der Sonderausgabenabzug für die Kinderbe-
treuungskosten nach § 10 Abs. 1 Nr. 5 EStG berücksichtigt. Zur 
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sachgemäßen Ermittlung der tatsächlichen Steuerersparnis an-
hand des individuellen Grenzsteuersatzes ermitteln sich danach 
die auf 18 Jahre gewichteten Kosten für das dritte Kind aus der 
Differenz der auf 18 Jahre gewichteten Kosten für drei Kinder und 
der Kosten für zwei Kinder. Bezüglich der Ermittlung wird auf die 
Anlage 4 verwiesen. Danach ergeben sich gewichtete Betreuungs-
kosten in Höhe von 35,59 Euro für das dritte Kind.

Für das Jahr 2023 ist der Sofortzuschlag nach § 72 Abs. 1 SGB II 
von monatlich 20 Euro pro Kind einzubeziehen, vergleiche Ab-
schnitt III Nummer 4 Buchst. b Doppelbuchst. aa Dreifachbuchst. 
eee.

Hiernach ergibt sich für das dritte Kind folgender alimentations-
rechtlicher Mehrbedarf:

Bestandteil Betrag in 
Euro

Regelsatz für ein Kind (Bedarfsstufen 4, 5 und 6 al-
tersgewichtet) 354,00
Kaltmiete (Wohngeldunterschied zwischen 4. und 5. 
Person) mit Sicherheitszuschlag von zehn Prozent 130,90
Heizkosten pro Monat bezogen auf 15 Quadratmeter, 
der zugrunde gelegte Wert für das Jahr 2022 wurde 
um einen Sicherheitszuschlag in Höhe von zehn Pro-
zent erhöht und aufgerundet auf den nächsten durch 
fünf teilbaren Betrag 35,00
Sozialtarife 3,00
Bildung und Teilhabe nach § 28 SGB II für ein Kind 
(gewichtet auf die Totalperiode von 18 Jahren) 80,39
Kinderbetreuungskosten für das dritte Kind (gewich-
tet auf die Totalperiode von 18 Jahren) 35,59
Sofortzuschlag für Kinder nach § 72 Abs. 1 SGB II in 
Höhe von monatlich 20 Euro 20,00
Monatsbetrag 658,88
alimentationsrechtlicher Mehrbetrag (115 Prozent des 
Monatsbetrags) 757,71

Die Ermittlung des alimentationsrechtlichen Mehrbedarfs für das 
vierte Kind und weitere Kinder unterscheidet sich gegenüber dem 
dritten Kind lediglich bezüglich der anzusetzenden Kaltmiete und 
der Höhe der Kinderbetreuungskosten. Anstatt des beim dritten 
Kind anzusetzenden Differenzbetrags (Wohngeldunterschied zwi-
schen der vierten und fünften Person) ist beim vierten Kind der im 
Wohngeldgesetz explizit ausgewiesene Wohngeldbetrag für eine 
weitere Person zu berücksichtigen und um den erforderlichen Si-
cherheitszuschlag in Höhe von zehn Prozent zu erhöhen. Hinsicht-
lich der Kinderbetreuungskosten ermitteln sich die auf 18 Jahre 
gewichteten Kosten für das vierte Kind und Kinder aus der Dif-
ferenz der auf 18 Jahre gewichteten Kosten für vier Kinder und 
der Kosten für drei Kinder. Der sich hieraus errechnende Betrag 
in Höhe von 35,74 Euro wurde entsprechend der Berechnung in 
Anlage 4 ermittelt.

Hiernach ergibt sich für das vierte Kind folgender alimentations-
rechtlicher Mehrbedarf:
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Bestandteil Betrag in 
Euro

Regelsatz für ein Kind (Bedarfsstufen 4, 5 und 6 al-
tersgewichtet) 354,00
Kaltmiete (Wohngeldunterschied zwischen 5. und 6. 
Person) mit Sicherheitszuschlag von zehn Prozent 125,40
Heizkosten pro Monat bezogen auf 15 Quadratmeter, 
der zugrunde gelegte Wert für das Jahr 2022 wurde 
um einen Sicherheitszuschlag in Höhe von zehn Pro-
zent erhöht und aufgerundet auf den nächsten durch 
fünf teilbaren Betrag 35,00
Sozialtarife 3,00
Bildung und Teilhabe nach § 28 SGB II für ein Kind 
(gewichtet auf die Totalperiode von 18 Jahren) 80,39
Kinderbetreuungskosten für das vierte Kind (gewich-
tet auf die Totalperiode von 18 Jahren) 35,74
Sofortzuschlag für Kinder nach § 72 Abs. 1 SGB II in 
Höhe von monatlich 20 Euro 20,00
Monatsbetrag 653,53
alimentationsrechtlicher Mehrbetrag (115 Prozent des 
Monatsbetrags) 751,56

2. 	Ermittlung des monatlichen Mehrbetrags der Nettoalimentation 
im Jahr 2023

Der monatliche Mehrbetrag der Nettoalimentation für das dritte 
Kind errechnet sich aus der Differenz zwischen der Jahresnetto-
alimentation eines Beamten oder Richters mit drei Kindern und 
der Jahresnettoalimentation eines Beamten oder Richters mit zwei 
Kindern sowie für das vierte Kind aus der Differenz der Jahres-
nettoalimentation bei vier Kindern und der Jahresnettoalimenta-
tion bei drei Kindern. Neben dem Grundgehalt sind dabei solche 
Bezügebestandteile zu berücksichtigen, die allen Beamten oder 
Richtern einer Besoldungsgruppe gewährt werden. Maßgeblich 
ist bei dieser Betrachtung – wenn die Besoldungsgruppe Erfah-
rungsstufen kennt – die höchste Erfahrungsstufe. 

Im Rahmen der Ermittlung der Jahresnettoalimentation muss fer-
ner darauf geachtet werden, dass anders als bei der Ermittlung des 
Mindestabstands nach dem Beschluss des Bundesverfassungs-
gerichts vom 4. Mai 2020, Az. 2 BvL 4/18, nicht die niedrigste Be-
soldungsgruppe Ausgangspunkt der Betrachtung ist, sondern für 
alle Besoldungsgruppen unmittelbar und gleichermaßen der mo-
natliche Mehrbetrag der Nettoalimentation eigenständig ermittelt 
werden muss. Insoweit ergibt sich für das Thüringer Besoldungs-
gesetz eine Bandbreite von der Besoldungsgruppe A 6 bis zur Be-
soldungsgruppe B 10. Aufgrund der betragsmäßig weit differie-
renden Grundgehaltssätze wirken sich auch steuerliche Aspekte 
unterschiedlich aus. So nimmt das Finanzamt nach § 31 EStG eine 
sogenannte Günstigerprüfung zwischen Kindergeld und Kinder-
freibetrag vor. Das Bundesverfassungsgericht stellt in seiner vor-
benannten Entscheidung zutreffend fest, dass sich der Kinderfrei-
betrag bei der Bestimmung der Mindestalimentation (aufgrund des 
hier zu berücksichtigenden Einkommensniveaus) nicht günstiger 
auswirkt, vergleiche Beschluss des Bundesverfassungsgerichts 
vom 4. Mai 2020, Az. 2 BvL 4/18, in juris Rn. 79. Deshalb wurde 
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diesbezüglich stets das Kindergeld bei der Bestimmung der Net-
toalimentation hinzugerechnet.

Anders verhält es sich allerdings bei der Bestimmung der Fami-
lienzuschläge für das dritte Kind und weitere Kinder, weil diese 
für alle Besoldungsgruppen ermittelt werden müssen. Das Bun-
desverfassungsgericht führt in seiner Entscheidung vom 4. Mai 
2020, Az. 2 BvL 6/17, 2 BvL 7/17, 2 BvL 8/17, deren Berechnun-
gen sich lediglich auf die Besoldungsgruppe R 2 bezogen, in ju-
ris Rn. 71 hierzu aus:

"Nach wie vor kann bei den Berechnungen für alle Besoldungs-
gruppen vereinfachend davon ausgegangen werden, dass die 
steuerliche Freistellung des Einkommensbetrags in Höhe der Exis-
tenzminima der Kinder einschließlich der Bedarfe für Betreuung 
und Erziehung oder Ausbildung durch die Auszahlung von Kin-
dergeld bewirkt wird; dieses ist dem Einkommen hinzuzurechnen 
(vergleiche BVerfGE 81, 363 <380>; 99, 300 <321>). Zwar kann 
sich der Ansatz des Kinderfreibetrags auch bei der Bemessung 
der Einkommensteuer bei Beamten und Richtern höherer Besol-
dungsgruppen als (geringfügig) günstiger erweisen (vergleiche 
§ 31 Satz 4 EStG). Allerdings lässt sich die Besoldungsgruppe, 
ab der sich der Ansatz des Kinderfreibetrags als günstiger erweist, 
wegen der Abhängigkeit von den sich jährlich verändernden besol-
dungs- und steuerrechtlichen Verhältnissen nur von Jahr zu Jahr 
und mit erheblichem Aufwand ermitteln, auch weil sich mitunter 
eine Kombination aus Freibetrag und Kindergeld als günstiger er-
weist. Dem Besoldungsgesetzgeber ist eine genauere Betrach-
tung nicht verwehrt, wenn er den Umfang des grundsicherungs-
rechtlichen Mehrbedarfs ebenso exakt bestimmt."

Die pauschale Berücksichtigung des Kindergeldes auch bei hö-
heren Besoldungsgruppen, in denen sich der Kinderfreibetrag 
als günstiger erweist, bewirkt, dass eine mögliche Steuererspar-
nis durch den Kinderfreibetrag der Nettoalimentation nicht hinzu-
gerechnet wird. Im Ergebnis wird in diesen Besoldungsgruppen 
die Nettoalimentation als zu niedrig ausgewiesen mit der Folge, 
dass sich der Abstand zum alimentationsrelevanten Grundsiche-
rungsbedarf für das dritte Kind - und damit auch der zu ermitteln-
de kinderbezogene Zuschlag für das dritte Kind - erhöht. Daher 
ist die Günstigerprüfung nach § 31 EStG in die weitere Betrach-
tung einzubeziehen. Die Ermittlung des Abstands zwischen dem 
aus dem Grundsicherungsniveau abgeleiteten Mehrbedarf für das 
dritte Kind und dem Mehrbetrag der Nettoalimentation für das drit-
te Kind sowie gegebenenfalls erforderliche Anpassungen müssen 
daher besoldungsgruppenübergreifend erfolgen. Hierbei müssen 
in mehreren Schritten und individuell für jedes Jahr und jedes Kind 
entsprechende Berechnungen erfolgen.

Im Folgenden wird die Ermittlung der entsprechenden Beträge für 
das dritte Kind für das Jahr 2023 dargestellt.

In einem ersten Schritt wird das zu versteuernde Einkommen bei 
zwei Kindern ermittelt; diese Ermittlung ist in Anlage 5 dargestellt. 
In Spalte 2 wird beginnend mit einem Betrag in Höhe von 25.000 
Euro in 5.000-Euro-Schritten das Grundgehalt bis zu einem Be-
trag in Höhe von 165.000 Euro ausgewiesen. Diese Spanne deckt 
das Grundgehalt der Besoldungsgruppen A 6 bis B 10 nebst Zu-
lagen ab. Hinzukommen der Familienzuschlag der Stufe 1 sowie 
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die kinderbezogenen Familienzuschläge für das erste und zwei-
te Kind (Spalte 3), woraus sich das Jahresbrutto errechnet (Spal-
te 4). Abzuziehen sind der Werbungskosten-Pauschbetrag nach 
§ 9a Satz 1 Nr. 1 Buchst. a EStG (Spalte 5) und die Kosten der 
Kranken- und Pflegeversicherung (Spalte 6, in Höhe des soge-
nannten BEG-Anteils nach § 10 Abs. Nr. 3 EStG für eine vierköp-
fige Familie. Die entsprechenden Daten einer Mitteilung des Ver-
bandes der Privaten Krankenversicherung e. V. aus der E-Mail 
an das Finanzministerium vom 27. Juli 2022 entnommen und für 
das Jahr 2023 um eine jährliche Erhöhung um 5 Prozent fortge-
schrieben. Ferner wird der auf 18 Jahre gewichtete Betrag der 
Sonderausgaben für Kinderbetreuungskosten nach § 10 Abs. 1 
Nr. 5 EStG für zwei Kinder (Spalte 7) abgabenmindernd berück-
sichtigt. Im Ergebnis wird so das auf volle Eurobeträge abgerun-
dete zu versteuernde Einkommen ermittelt.

In einem zweiten Schritt erfolgt nunmehr die Ermittlung des verfüg-
baren monatlichen Nettobetrags bei zwei Kindern differenzierend 
nach der Berücksichtigung von Kindergeld, vergleiche Anlage 6, 
oder der Kinderfreibeträge, vergleiche Anlage 7. Ausgangspunkt 
in Anlage 6 ist das in Anlage 5, Spalte 8 ermittelte zu versteuern-
de Einkommen, welches nochmals in Anlage 6, Spalte 2 abgebil-
det ist. Hieraus berechnet sich die Einkommensteuer (Splittingta-
rif) (Spalte 3) und der Solidaritätszuschlag (Spalte 4), bei dessen 
Berechnung stets die Kinderfreibeträge zu berücksichtigen sind. 
Unter Abzug der vorgenannten Positionen und unter Hinzurech-
nung der Sonderzahlungen zur Abmilderung der gestiegenen 
Verbraucherpreise von insgesamt 3.000 Euro nach Artikel 1 § 3 
Abs. 1 dieses Gesetzes errechnet sich die Jahresnettoalimenta-
tion (Spalte 5), welcher das Kindergeld für zwei Kinder (Spalte 6) 
hinzugerechnet wird und die Kosten der Privaten Kranken- und 
Pflegeversicherung für eine vierköpfige Familie (Spalte 7) abge-
zogen werden. Im Ergebnis ermittelt sich die verfügbare Jahres-
nettoalimentation (Spalte 8) beziehungsweise der entsprechen-
de Monatsbetrag (Spalte 9).

In Anlage 7 ist das verfügbare Monatsnettoeinkommen bei aus-
schließlicher Berücksichtigung der Kinderfreibeträge ermittelt. Aus-
gangspunkt ist auch an dieser Stelle das in Anlage 5, Spalte 8 
ermittelte zu versteuernde Einkommen, welches nochmals in An-
lage 7, Spalte 2 abgebildet ist. Spalte 3 enthält den für das Jahr 
2023 maßgebenden Kinderfreibetrag in Höhe von 8.548 Euro nach 
dem Entwurf des Inflationsausgleichsgesetzes, der bei zwei Kin-
dern doppelt zu berücksichtigen ist, um das zu versteuernde Ein-
kommen (nach Kinderfreibeträgen -Spalte 4-) zu ermitteln. Zieht 
man hiervon die Einkommensteuer (Splittingtarif) (Spalte 5) so-
wie den Solidaritätszuschlag (Spalte 6) ab und rechnet die Son-
derzahlung von insgesamt 3.000 Euro nach Artikel 1 § 3 Abs. 1 
dieses Gesetzes hinzu, erhält man das Nettoeinkommen (Spal-
te 7). An dieser Stelle wird kein Kindergeld hinzugerechnet, son-
dern nur die Kosten der Privaten Kranken- und Pflegeversicherung 
für eine vierköpfige Familie (Spalte 8) abgezogen. Im Ergebnis 
ermittelt sich die verfügbare Jahresnettoalimentation (Spalte 9) 
beziehungsweise der entsprechende Monatsbetrag (Spalte 10).

In einem dritten Schritt wird das zu versteuernde Einkommen bei 
drei Kindern ermittelt. Diese Ermittlung ist in Anlage 8 dargestellt; 
Anlage 8 hat dieselbe Struktur wie Anlage 5. Abweichend von An-



81

Drucksache 7/7122Thüringer Landtag - 7. Wahlperiode 

lage 5 wurde in Anlage 8, Spalte 3 der kinderbezogene Familien-
zuschlag für das dritte Kind hinzugerechnet sowie in den Spalten 6 
und 7 die erhöhten Beträge für die Sonderausgaben aufgrund der 
Berücksichtigung des hinzutretenden dritten Kindes berücksich-
tigt. Im Ergebnis wird auch in Anlage 8, Spalte 8 das zu versteu-
ernde Einkommen ausgewiesen.

In einem vierten Schritt wird, analog zum zweiten Schritt, der ver-
fügbare monatliche Nettobetrag bei drei Kindern differenzierend 
nach der Berücksichtigung von Kindergeld (vergleiche Anlage 9) 
oder der Kinderfreibeträge (vergleiche Anlage 10) ermittelt. Die-
se sind wie in den Anlagen 6 und 7 aufgebaut und unterscheiden 
sich lediglich in den für das hinzutretende dritte Kind erhöhten Be-
trägen (weiterer Kinderfreibetrag, weiterer Kindergeldanspruch für 
das dritte Kind, erhöhte Krankenversicherungskosten).

Aufgrund dieser vorbereitenden Berechnungen kann nunmehr in 
einem weiteren Schritt der Mehrbetrag für das dritte Kind ermit-
telt und mit dem alimentationsrelevanten Grundsicherungsbedarf 
für das dritte Kind verglichen werden; dies ist in Anlage 11 darge-
stellt. Diese enthält in Spalte 2 das in Anlage 9, Spalte 9 ermittelte 
verfügbare monatliche Nettoeinkommen bei ausschließlicher Be-
rücksichtigung von Kindergeld und in Spalte 3 das in Anlage 10, 
Spalte 10 ermittelte verfügbare monatliche Nettoeinkommen bei 
ausschließlicher Berücksichtigung der Kinderfreibeträge. In Anla-
ge 11, Spalte 4 wurde die sogenannte Günstigerprüfung nach § 31 
EStG vorgenommen, indem jeweils der Wert aus der Spalte 2 von 
dem der Spalte 3 subtrahiert wurde. In Spalte 4 wechseln in den 
Zeilen 12 und 13 (grau markiert) die Beträge das Vorzeichen. Das 
bedeutet, dass sich für diesen konkreten Fall ab dieser Nettoali-
mentation die Berücksichtigung des Kinderfreibetrages günstiger 
auswirkt als die Berücksichtigung von Kindergeld. In Spalte 5 ist 
der Mehrbetrag für das dritte Kind bei der ausschließlichen Be-
rücksichtigung von Kindergeld ausgewiesen. Dieser ergibt sich 
aus der Differenz des jeweiligen Betrags der verfügbaren Netto-
alimentation aus Anlage 9 und der aus Anlage 6. Vom so ermit-
telten Mehrbetrag in Spalte 5 wurde nunmehr der alimentations-
relevante Grundsicherungsbedarf (Spalte 6) abgezogen und die 
Differenz in Spalte 7 ausgewiesen. Aus Letzterer ist ersichtlich, 
dass der Abstand nicht in allen Zeilen, mithin nicht in allen Besol-
dungsgruppen eingehalten wird. In Spalte 8 ist, analog zu Spal-
te 5, der Mehrbetrag für das dritte Kind bei der ausschließlichen 
Berücksichtigung der Kinderfreibeträge ausgewiesen. Dieser er-
gibt sich aus der Differenz des jeweiligen Betrags der verfügbaren 
Nettoalimentation aus Anlage 10 und der aus Anlage 7. Vom so 
ermittelten Mehrbetrag in Spalte 8 wurde nunmehr der alimenta-
tionsrelevante Grundsicherungsbedarf (Spalte 6) abgezogen und 
die Differenz in Spalte 9 ausgewiesen. Auch aus dieser Spalte ist 
ersichtlich, dass bei der Berücksichtigung der Kinderfreibeträge 
der Abstand in keiner Zeile, mithin in keiner Besoldungsgruppe 
eingehalten wurde.

In einem sechsten und letzten Schritt ist ein für alle Besoldungs-
gruppen einheitlicher monatlicher Bruttobetrag zu ermitteln, der 
unter Hinzurechnung zur jeweiligen Bruttobesoldung unter Beach-
tung der Günstigerprüfung das Abstandsgebot in allen Zeilen der 
Tabelle wahrt. Ein solcher kann durch die Anwendung des Itera-
tionsverfahrens ermittelt werden, indem durch schrittweise Erhö-



82

Thüringer Landtag - 7. WahlperiodeDrucksache 7/7122
hung der Bruttoalimentation die Werte in den Spalten 7 und 9 in 
den positiven Bereich rücken. Durch Anwendung der Iteration er-
gibt sich im konkreten Fall ein monatlicher Bruttobetrag in Höhe 
von 58 Euro. Die Wirkungen dieser Erhöhung sind in Anlage 12 
dargestellt. Anlage 12 hat die gleiche Struktur wie Anlage 11, 
enthält aber die Werte, die sich bei einer monatlichen Erhöhung 
des kinderbezogenen Familienzuschlags für das dritte Kind um 
58 Euro ergeben würden. Aus Anlage 12 ist ersichtlich, dass die 
Günstigerprüfung (Spalte 4) von Zeile 11 zu Zeile 12 (grau mar-
kiert) vom Kindergeld zugunsten des Kinderfreibetrags umschlägt, 
mithin für alle höheren Besoldungen die Berücksichtigung der Kin-
derfreibeträge günstiger ist. In den grau markierten Bereichen der 
Spalte 7 (Zeilen 1 bis 12) und der Spalte 9 (Zeilen 11 bis 29) sind 
durch die Erhöhung um monatlich 58 Euro brutto nunmehr durch-
weg positive Zahlen enthalten, womit erwiesen ist, dass dieser 
Betrag erforderlich und ausreichend ist, um in allen Besoldungs-
gruppen eine auf das dritte Kind bezogenen verfassungsgemä-
ße Alimentation zu gewährleisten.

Die gleiche komplexe Berechnung ist mit den entsprechenden 
Werten für das vierte Kind und weitere Kinder durchzuführen. Die 
Ermittlung des maßgeblichen Wertes in Höhe von 67 Euro ist in 
den Anlagen 13 bis 20 dargestellt. 

Bei den Berechnungen für das Jahr 2023 wurde auch an dieser 
Stelle die Anhebung des Grundfreibetrags durch das Inflations-
ausgleichsgesetz auf 10.632 Euro mit Wirkung vom 1. Januar 
2023 berücksichtigt.

Hiernach wird für das dritte Kind mit dem bislang für dieses gel-
tenden kinderbezogenem Bestandteil des Familienzuschlags, wel-
cher aufgrund der linearen Besoldungsanpassung zum 1. Janu-
ar 2023 auf 775,86 Euro erhöht werden soll und dem temporär 
für das Jahr 2023 vorgesehenen monatlichen Erhöhungsbetrag 
in Höhe von 58 Euro, der verfassungsrechtlich erforderliche Ab-
stand zwischen dem aus dem Grundsicherungsniveau abgeleite-
ten Mehrbedarf für das dritte Kind und dem Mehrbetrag der Net-
toalimentation für das dritte Kind aus heutiger Sicht eingehalten.

Entsprechendes gilt für das vierte Kind mit dem bislang für dieses 
geltenden kinderbezogenem Bestandteil des Familienzuschlags, 
welcher aufgrund der linearen Anpassung zum 1. Januar 2023 auf 
750,39 Euro erhöht werden soll und dem temporär für das Jahr 
2023 vorgesehenen monatlichen Erhöhungsbetrag in Höhe von 
67 Euro. Der verfassungsrechtlich erforderliche Abstand zwischen 
dem aus dem Grundsicherungsniveau abgeleiteten Mehrbedarf 
für das vierte Kind und dem Mehrbetrag der Nettoalimentation für 
das vierte Kind wird damit aus heutiger Sicht eingehalten.

V.	 Gesamtergebnis

Im Ergebnis wird nach dem derzeitigen Erkenntnisstand durch die 
Artikel 1 und 2 dieses Gesetz eine verfassungsgemäße Alimentati-
on gewährleistet.
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B. Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Artikel 1 (Thüringer Gesetz zur Gewährleistung einer ver-
fassungsgemäßen Alimentation im Jahr 2023)

Mit Artikel 1 werden besoldungsrechtliche Maßnahmen umgesetzt, 
die sich insbesondere aus der Beachtung der vom Bundesverfas-
sungsgericht mit seinem Beschluss vom 4. Mai 2020, Aktenzeichen 
2 BvL 4/18 vorgegebenen Beobachtungspflicht bezüglich der tat-
sächlichen Lebensverhältnisse und der damit korrespondierenden 
Anpassungspflicht ergeben (in juris Randnummer 53 und 71). Dies 
gilt für das Jahr 2023 vor allem wegen signifikanter steuer- und so-
zialrechtlicher Änderungen und der Inflationsentwicklung, die jeweils 
maßgeblichen Einfluss auf den Mindestabstand (vierter Parameter) 
haben und damit gesetzgeberisches Handeln erfordern. Dabei müs-
sen neben den steuer- und sozialrechtlichen Änderungen vor allem 
die tatsächlichen Änderungen in ihrem Ausmaß richtig erfasst und 
mit geeigneten Besoldungsinstrumenten im Thüringer Besoldungs-
gesetz abgebildet werden, um so den Mindestabstand zur Grundsi-
cherung zu wahren.

Maßgeblichen Einfluss auf den Mindestabstand hat zum einen der 
Regierungsentwurf für das Bürgergeld-Gesetz. Dieser sieht ab dem 
1. Januar 2023 die Anhebung des Regelsatzes für einen alleinste-
henden Erwachsenen auf 502 Euro und für volljährige Partner auf 
451 Euro vor. Des Weiteren werden die Regelbedarfsätze für Kinder 
angehoben. So steigt ab dem 1. Januar 2023 der Regelsatz für ein 
Kind im Alter von 14 bis 17 Jahren auf 420 Euro, für ein Kind im Al-
ter von 6 bis 13 Jahren auf 348 Euro und für bis zu fünfjährige Kin-
der auf 318 Euro. 

Zum anderen ist im Rahmen des Entlastungspaketes III der von der 
Bundesregierung am 14. September 2022 beschlossene Entwurf ei-
nes Inflationsausgleichsgesetzes bei der Ermittlung des Mindestab-
stands zu beachten. So soll nach Artikel 2 Nr. 8 dieses Entwurfs zum 
1. Januar 2023 das Kindergeld für das erste bis dritte Kind auf jeweils 
237 Euro angehoben werden. Zudem wird durch Artikel 2 Nr. 2 des 
vorbenannten Entwurfs zum Zwecke des Abbaus der kalten Progres-
sion der Grundfreibetrag ein weiteres Mal angehoben und die Ein-
kommensteuerformel des § 32a EStG angepasst.

In tatsächlicher Hinsicht steigen zudem die Kosten insbesondere für 
Heizung und Strom erheblich. Zwar beabsichtigt die Bundesregierung 
und der Bundesgesetzgeber in diesem Bereich mit der Absenkung 
der Umsatzsteuer auf Gas und mit erwogenen Eingriffen in den Markt 
nachzusteuern. Nach den derzeitigen Prognosen wird die Inflation im 
Jahr 2023 dennoch bei zehn Prozent liegen. Hierzu wird auf die Aus-
führungen unter Teil A Abschnitt III Nr. 4 Buchst. b Doppelbuchst. aa 
Dreifachbuchst. bbb verwiesen. Dies bedingt vor allem einen signi-
fikant höheren Ansatz bei den Kosten der Unterkunft und Heizung.

Alimentationsrechtlicher Ausgangs- und Anknüpfungspunkt für die 
besoldungsrechtliche Abbildung dieser Änderungen bleibt nach den 
verfassungsrechtlichen Vorgaben die vierköpfige Beamtenfamilie. Bei 
der Wahl des anzupassenden Besoldungsbestandteils zur Gewähr-
leistung einer verfassungsgemäßen Alimentation ist allerdings zu be-
achten, dass die Inflation und insbesondere steigende Energiekosten 
den Privathaushalt grundsätzlich unabhängig vom Kinderstatus belas-
ten, da zunächst ein Grundumsatz an Energie verbraucht wird. Das 
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Ohne gesetzgeberisches Tätigwerden würde dadurch der Mindest-
abstand zur Grundsicherung erheblich unterschritten und damit ab 
dem Jahr 2023 keine verfassungsgemäße Alimentation gewährleis-
tet werden. 

Hinzutreten von Kindern erhöht zwar den Energieverbrauch insge-
samt; es führt aber allenfalls zu einer degressiven Kostensteigerung 
und spielt daher in Relation zum Grundumsatz für den Gesamtum-
satz eine eher untergeordnete Rolle. Entsprechendes gilt auch für 
andere Bereiche, soweit diese – wie beispielsweise die Kosten für 
Bildung und Teilhabe beziehungsweise die Kinderbetreuungskosten – 
nicht ausschließlich und eindeutig den Kindern zuzurechnen sind. 
Diese Verteilung ist bei der Änderung bestehender beziehungswei-
se Implementierung neuer Besoldungsbestandteile zu beachten. Hin-
sichtlich der Erhöhung der Regelsätze ist unter dem Gesichtspunkt 
der Konnexität auch zu berücksichtigen, dass diese für die Erwach-
senen in einem anderen Umfang als für die Kinder angehoben wur-
den. Der Schwerpunkt der besoldungsrechtlichen Maßnahmen kann 
und darf daher bei diesem Gesetz – anders als beim Gesetz über die 
Gewährleistung einer verfassungsgemäßen Alimentation sowie über 
die Gewährung einer Anerkennungsleistung für ehemalige angestellte 
Professoren neuen Rechts, bei welchem in Bezug auf den Mindest-
abstand die Besoldungsanpassung kinderinduziert war – nicht bei 
den kinderbezogenen Bestandteilen des Familienzuschlags liegen.

Ausgangspunkt für die weitere Betrachtung ist damit das der vierköp-
figen Alleinverdienerfamilie im Jahr 2023 unter Berücksichtigung der 
Anpassung um 2,8 Prozent ab 1. Dezember 2022 zur Verfügung ste-
hende Nettoeinkommen. Für das Jahr 2023 ergäbe sich ohne wei-
tere besoldungsrechtliche Maßnahmen danach folgendes Ergebnis:

Bestandteil Betrag in 
Euro

Bruttobezüge 42.339,84
Werbungskostenpauschbetrag nach § 9a Abs. 1 Nr. 1 
Buchst. a EStG -1.200,00
Kranken- und Pflegeversicherung als BEG-Anteil pro 
Jahr -6.787,92
Sonderausgabenabzug Betreuungskosten -817,63
Zwischensumme (zu versteuerndes Einkommen) auf 
volle Euro abgerundet 33.534,00
Einkommensteuer nach Splitting -2.431,00
Nettoeinkommen (Differenz Bruttobezüge und Einkom-
mensteuer nach Splitting) 39.908,84
Kindergeld 5.688,00
Kosten der privaten Kranken- und Pflegeversicherung -8.214,84
verfügbares Nettoeinkommen 37.382,00

Nach der Ermittlung des hier maßgebenden Nettoeinkommens ist 
dieses dem Grundsicherungsniveau für das Jahr 2023 gegenüber-
zustellen. Hierzu wird auf die Ausführungen unter Teil A Abschnitt III 
Nr. 4 Buchst. b Doppelbuchst. aa Dreifachbuchst. fff verwiesen. Da-
nach ergibt sich folgendes Verhältnis:
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Im Hinblick auf die derzeit erheblich gestiegenen Verbraucherpreise 
ist den Beamten und Richtern eine auf das Jahr 2023 begrenzte mo-
natliche Sonderzahlung zur Abmilderung zu gewähren. Diese Son-
derzahlungen können nach § 3 Nr. 11c EStG als Zuschüsse zum oh-
nehin geschuldeten Arbeitslohn bis zu einem Betrag von 3.000 Euro 
steuerfrei gewährt werden. Zur Einhaltung des Mindestabstands und 
eines – wie auch schon für das Jahr 2022 berücksichtigten und auf-
grund der Unsicherheit der weiteren Entwicklung zwingend zu im-
plementierenden – Puffers sind daher in einem ersten Schritt zum 
Ausgleich der Inflation für die vierköpfige Familie dem Umfang an-
gemessene steuerfreie Sonderzahlungen von insgesamt 3.000 Euro 
vorgesehen. Diese wirken sich auf den Mindestabstand zur Grund-
sicherung folgendermaßen aus:

Da durch dieses Besoldungsinstrument der Mindestabstand zur 
Grundsicherung noch nicht eingehalten wird, ist in einem zweiten 
Schritt eine lineare Besoldungsanpassung vorzunehmen. Diese ist 
so zu bemessen, dass einschließlich des vorbenannten ausreichen-
den Puffers in der jetzigen volatilen Situation mögliche Kostensteige-
rungen und andere Risiken aufgefangen und so der Mindestabstand 
auch bei möglicherweise erst im Jahr 2023 eintretenden kostenre-
levanten Ereignissen gewahrt werden kann. Diesbezüglich bietet es 
sich an, den Wert des Abstandes von der Grundsicherung des Jah-
res 2022 in Höhe von 116 Prozent auch für das Jahr 2023 zugrun-
de zu legen. Hierdurch wird zugleich sichergestellt, dass – neben 
der Einhaltung des Mindestabstands – sich die Grundsicherung und 
die Besoldung in der Besoldungsgruppe A 6 auch unter Berücksich-
tigung der erheblichen Änderungen in der Grundsicherung im Ver-
gleich zum Jahr 2022 im gleichen relativen Abstand bewegen. An-
sonsten bestünde die Gefahr, dass sich das Besoldungsniveau trotz 
Einhaltung des Mindestabstands weiter an das Grundsicherungsni-
veau annähert. Daher sind die alimentationsrelevanten Besoldungs-
bestandteile linear um 3,25 Prozent anzuheben. Dieser Wert wurde 
durch Iterationsrechnung bestimmt. Die lineare Erhöhung ist zudem 
mit Blick auf die unbedingte Wahrung des Abstandsgebots bei allen 
Besoldungsgruppen und in allen Familienkonstellationen ausnahms-
los vorzusehen. 

Hiernach stellt sich die Nettoalimentation für die vierköpfige Allein-
verdienerfamilie unter Berücksichtigung der Sonderzahlungen und 
der linearen Anpassung um 3,25 Prozent im Jahr 2023 wie folgt dar:

Bestandteil Betrag in 
Euro

Bruttobezüge 43.715,88
Werbungskostenpauschbetrag nach § 9a Abs. 1 Nr. 1 
Buchst. a EStG -1.200,00
Kranken- und Pflegeversicherung als BEG-Anteil pro 
Jahr -6.787,92
Sonderausgabenabzug Betreuungskosten -817,63
Zwischensumme (zu versteuerndes Einkommen) auf 
volle Euro abgerundet 34.910,00
Einkommensteuer nach Splitting -2.767,00
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Bestandteil Betrag in 
Euro

Nettoeinkommen (Differenz Bruttobezüge und Einkom-
mensteuer nach Splitting) 40.948,88
Kindergeld 5.688,00
Kosten der privaten Kranken- und Pflegeversicherung -8.214,84
Sonderzahlung zur Abmilderung der gestiegenen Ver-
braucherpreise nach § 3 Abs. 1 dieses Gesetzes 3.000,00
verfügbares Nettoeinkommen 41.422,04

*	 vergleiche zu den einzelnen Bestandteilen die Erläuterungen unter sie-
he Teil A Abschnitt III Nr. 4 Buchst. b Doppelbuchst. bb

Nach der Ermittlung des hier maßgebenden Nettoeinkommens ist 
dieses dem Grundsicherungsniveau (siehe Teil A Abschnitt III Nr. 4 
Buchst. b Doppelbuchst. aa Dreifachbuchst. fff gegenüberzustellen. 
Danach ergibt sich folgendes Verhältnis:

Damit wird aus derzeitiger Sicht für eine vierköpfige Familie durch 
die Sonderzahlungen von insgesamt 3.000 Euro im Jahr 2023 und 
die lineare Erhöhung der Besoldung um 3,25 Prozent zum 1. Janu-
ar 2023 der Mindestabstand zur Grundsicherung einschließlich ei-
nes Puffers eingehalten.

Die nächste tarifumsetzungsbedingte Besoldungsanpassung wird 
auf die lineare Erhöhung um 3,25 Prozent insoweit angerechnet, als 
eine verfassungsgemäße Alimentation gewährleistet bleibt. Entspre-
chendes gilt hinsichtlich der mit diesem Gesetz vorgesehenen Son-
derzahlungen, soweit bei der nächsten Tarifeinigung vergleichbare 
inflationsbedingte Sonderzahlungen vorgesehen werden. Auf die Be-
gründung zu Artikel 2 wird verwiesen.

Zu § 1

Die Bestimmung legt die prozentuale Höhe der Anpassung, die an-
zupassenden Bezüge sowie den Anpassungszeitpunkt fest.

Zu § 2

In Absatz 1 wird die Anpassung weiterer alimentationsrelevanter 
Bezüge geregelt, beispielsweise Emeritenbezüge, Zuschüsse zum 
Grundgehalt für Professoren der Besoldungsordnung C.

In Absatz 2 wird klargestellt, dass die prozentuale Anpassung auch 
für Versorgungsempfänger gilt. 

Durch Absatz 3 werden die kinder- und pflegebezogenen Zuschüs-
se, die Überleitungsausgleiche mit Ausnahme des Unfallausgleichs in 
der Anlage des Thüringer Beamtenversorgungsgesetzes angehoben.

Zu § 3

Mit § 3 wird die Rechtsgrundlage für die Gewährung besoldungs-
gruppenunabhängiger monatlicher Sonderzahlungen im Jahr 2023 
zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise geschaffen. Auf 
die Ausführungen zu Artikel 1 wird verwiesen.
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Die monatliche Sonderzahlung stellt keinen ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn im Sinne des § 8 Abs. 4 Satz 1 EStG dar, da die Leis-
tung nicht auf den Anspruch auf Arbeitslohn angerechnet, der An-
spruch auf Arbeitslohn nicht zugunsten der Leistung herabgesetzt, 
die verwendungs- oder zweckgebundene Leistung nicht anstelle ei-
ner bereits vereinbarten künftigen Erhöhung des Arbeitslohns ge-
währt und bei Wegfall der Leistung der Arbeitslohn nicht erhöht wird. 
Vielmehr stellt die Sonderzahlung einen neuen, zusätzlich zu der 
ohnehin geschuldeten gesetzlich geregelten Besoldung (§ 2 Abs. 1 
ThürBesG) und mit Ablauf des Jahres 2023 ersatzlos wegfallenden 
Besoldungsbestandteil dar. Die monatliche Zahlweise wurde dabei 
korrespondierend zu den monatlich fälligen Abschlagszahlungen zu 
den Energiekosten gewählt. Zudem entfällt dadurch das Erfordernis 
einer Stichtagsregelung für die Anspruchsvoraussetzungen. Durch 
die monatliche Zahlweise soll aber gerade keine Erwartungshaltung 
hervorgerufen werden, wonach diese Zahlung auch über den 31. De-
zember 2023 hinaus geleistet wird. Denn dann wäre die Sonderzah-
lung nach § 8 Abs. 4 Satz 1 Nr. 4 EStG möglicherweise ohnehin ge-
schuldeter Lohn.

Die insgesamt 3.000 Euro betragenden und im Umfang angemes-
senen Sonderzahlungen im Jahr 2023 für eine vierköpfige Alleinver-
dienerfamilie setzen sich zum einen aus einem Betrag in Höhe von 
jeweils insgesamt 1.000 Euro Sonderzahlung im Jahr 2023 für den 
alleinverdienenden Beamten und für dessen Ehegatten zusammen. 
Diese Beträge sind auch für eine kinderlose Familie, in der der Be-
amte Alleinverdiener ist, vorgesehen. Zum anderen ergibt sich aus 
der Zuordnung der Sonderzahlung in Höhe von insgesamt 3.000 
Euro im Jahr 2023 zu einer vierköpfigen Familie und einer Sonder-
zahlung von insgesamt 2.000 Euro im Jahr 2023 zu einem kinderlo-
sen Beamtenehepaar als Differenz interpolierend ein Betrag für die 
Sonderzahlungen von insgesamt 500 Euro im Jahr für jedes der zwei 
Kinder einer vierköpfigen Familie.

Mithin sind bei einer vierköpfigen Familie ein Anteil an der Sonder-
zahlung in Höhe von insgesamt 2.000 Euro im Jahr für die Erwach-
senen und lediglich ein Anteil an der Sonderzahlung in Höhe von 
insgesamt 1.000 Euro im Jahr den beiden Kindern zuzurechnen. 
Diese Verteilung spiegelt die inflationsbedingten Anpassungen in 
der Grundsicherung in einem angemessenen Verhältnis wider. Die 
Konnexität zwischen den sich ändernden Grundsicherungsbestand-
teilen (erwachsenen- oder kinderbezogen) und den jeweils korres-
pondierenden Besoldungsbestandteilen (erwachsenen- oder kinder-
bezogen) wird gewahrt. 

Für eine kinderlose Beamtenfamilie, bei der der Beamte der Allein-
verdiener ist, wird durch die Sonderzahlungen und die lineare Er-
höhung der Besoldung neben der Wahrung des Mindestabstands 
auch für diese Beamtengruppe gewährleistet, dass sich das Verhält-
nis von Nettoeinkommen und alimentationsrelevantem Grundsiche-
rungsbedarf mit etwa 131 Prozent in etwa auf dem Niveau der Vor-
jahre bewegt und damit auch bei dieser Familienkonstellation keine 
signifikante Annäherung der Alimentation an das Niveau der Grund-
sicherung eintritt. Hinsichtlich der Darstellung der Nettoalimentation 
wird auf die entsprechende Darstellung unter Teil A  Abschnitt III Num-
mer 4 Buchst. b Doppelbuchst. cc Dreifachbuchst. bbb verwiesen. 
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Für einen kinderlos alleinstehenden Beamten wird durch die vorge-
sehene Sonderzahlung in Höhe von insgesamt 1.000 Euro im Jahr 
2023 und die lineare Erhöhung der Besoldung neben der Wahrung 
des Mindestabstands gewährleistet, dass sich auch für diese Beam-
tengruppe das Verhältnis von Nettoeinkommen und alimentations-
relevantem Grundsicherungsbedarf mit etwa 182,7 Prozent in etwa 
auf dem Niveau der Vorjahre bewegt und damit auch beim kinder-
los alleinstehenden Beamten keine signifikante Annäherung der Ali-
mentation an das Niveau der Grundsicherung eintritt. Hinsichtlich der 
Darstellung der Nettoalimentation wird auf die entsprechende Dar-
stellung Teil A  Abschnitt III Nr. 4 Buchst. b Doppelbuchst. cc Drei-
fachbuchst. aaa verwiesen. 

Die Staffelung der Höhe der Sonderzahlungen nach Personengrup-
pen (kinderlos Alleinstehende, kinderloses Beamtenehepaar und 
Beamtenehepaar mit einem oder zwei Kindern) und die lineare Er-
höhung der Grundgehälter stehen in einem angemessenen Verhält-
nis zueinander. Mit Blick auf die für das Jahr 2024 prognostizierte 
sinkende Inflation werden sich aus jetziger Sicht insbesondere die 
Kosten für Unterkunft und Heizung sowie die allgemeine Preisent-
wicklung normalisieren. Insoweit besteht aus heutiger Sicht kein be-
soldungsrechtliches Erfordernis, die derzeitige wirtschaftliche Situa-
tion ausschließlich über eine dauerhaft wirkende lineare Anpassung 
abzubilden. Andererseits ist mit Blick in die Zukunft von keiner Absen-
kung der Regelsätze auszugehen, so dass sich diese Bestandteile 
des alimentationsrelevanten Grundsicherungsbedarfs betragsmäßig 
verstetigen werden. Insoweit ist es gerechtfertigt, diese Bestandteile 
dauerhaft durch eine lineare Anpassung der Besoldung abzubilden.

Absatz 1 enthält Regelungen über den anspruchsberechtigten Per-
sonenkreis im aktiven Bereich, den Zeitraum und die Höhe der mo-
natlichen Sonderzahlung. Diese besteht aus dem Grundbetrag und 
– soweit im Einzelfall einschlägig – Sonderbeträgen nach den Sät-
zen 3 und 4. Der Grundbetrag beträgt 83,33 Euro monatlich für den 
Anspruchsberechtigten. Für den Ehegatten oder eingetragenen Le-
benspartner wird dem Beamten oder Richter nach Satz 3 ein Sonder-
betrag in Höhe von 83,33 Euro gewährt; es sei denn, diesem wird der 
Familienzuschlag Stufe 1 nur zur Hälfte gewährt. Durch den Verweis 
auf § 38 Abs. 3 ThürBesG wird damit ein Gleichlauf zwischen dem 
Sonderbetrag und dem Familienzuschlag Stufe 1 hergestellt. Damit 
sollen insbesondere Doppelzahlungen an Ehepaare ausgeschlossen 
werden, in denen auch der Partner Beamter oder Richter ist. 

Für das erste und zweite im Familienzuschlag zu berücksichtigende 
Kind wird dem Beamten oder Richter ein Sonderbetrag in Höhe von 
jeweils 41,67 Euro gewährt, soweit im jeweiligen Monat der Famili-
enzuschlag gezahlt wird. 

Maßgebend für die Höhe des tatsächlich zu zahlenden Betrages 
sind die im jeweiligen Kalendermonat vorliegenden Voraussetzun-
gen, zum Beispiel der Umfang der Beschäftigung im Rahmen einer 
Teilzeit. Insoweit werden durch die Verweisung in Satz 5 die besol-
dungsrechtlichen Maßgaben für anwendbar erklärt. Durch die An-
wendbarkeit des § 38 Abs. 4 Satz 3 ThürBesG wird sichergestellt, 
dass in der dort aufgeführten Konstellation der Sonderzuschlag für 
das Kind ebenso wie der kinderbezogene Familienzuschlag auch bei 
Teilzeit ungekürzt gezahlt wird.
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In Absatz 2 wird für den Personenkreis der Versorgungsempfänger 
der Zeitraum und die Höhe der monatlichen Sonderzahlung geregelt. 
Die Höhe des Grundbetrags sowie des Sonderzuschlags für den Ehe-
gatten oder eingetragenen Lebenspartner orientiert sich an den Be-
trägen nach Absatz 1 unter Berücksichtigung des Durchschnittsru-
hegehaltssatzes der derzeit in den Ruhestand tretenden Beamten, 
der bei etwa 60 Prozent liegt. Aus Gründen der Verwaltungsverein-
fachung wird daher der Grundbetrag in Höhe von einheitlich 50 Euro 
festgelegt. Hinterbliebene erhalten diese Beträge in dem ihrer Hinter-
bliebenenversorgung entsprechenden Anteilssatz, zum Beispiel Wit-
wen 55 Prozent oder Waisen 20 Prozent. Da auch Versorgungsemp-
fänger mit im Familienzuschlag berücksichtigungsfähigen Kindern 
den vollen Familienzuschlag wie aktive Beamte oder Richter erhal-
ten, wird auch der Sonderzuschlag für im Familienzuschlag berück-
sichtigungsfähige Kinder den Versorgungsberechtigten in ungemin-
derter Höhe gewährt. 

Durch Absatz 3 wird sichergestellt, dass jedem Anspruchsberechtig-
ten die monatliche Sonderzahlung nur einmal gewährt wird. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Thüringer Besoldungsgesetzes)

Zu Nummer 1

Die Regelung bezweckt, dass auf die nach dem 1. Januar 2023 vorzu-
nehmende lineare Anpassung der Besoldung infolge der Umsetzung 
der nächsten Tarifeinigung hinsichtlich der prozentualen Erhöhungen 
der Tabellenentgelte für die Beschäftigten im öffentlichen Dienst der 
Länder auf die lineare Erhöhung der Besoldung durch dieses Ge-
setz in Höhe von 3,25 Prozent insoweit angerechnet wird, als eine 
verfassungsgemäße Alimentation gewährleistet bleibt. Durch diese 
Anrechnung wird sichergestellt, dass tarifumsetzungsbedingte Be-
soldungsanpassungen und solche zur Gewährleistung einer verfas-
sungsgemäßen Alimentation nicht nebeneinander vollzogen werden 
müssen. Vielmehr ist es ausreichend, diese sich inhaltlich teilweise 
bedingenden Anpassungen einer Gesamtschau zu unterziehen. Da-
nach ist es beispielsweise nicht erforderlich, neben der durch Artikel 1 
§ 1 dieses Gesetzes vorgesehenen linearen Erhöhung um 3,25 Pro-
zent die prozentuale Erhöhung der Tabellenentgelte für die Beschäf-
tigten im öffentlichen Dienst der Länder infolge der Umsetzung der 
nächsten Tarifeinigung bis zu dieser Höhe zusätzlich zu gewähren. 
Anderes gilt dann, wenn zum Zeitpunkt der Umsetzung der Tarifeini-
gung die tarifumsetzungsbedingte Anpassung der Besoldung erforder-
lich ist, um eine verfassungsgemäße Alimentation zu gewährleisten.

So würden beispielsweise bei prozentualen Erhöhungen der Tabel-
lenentgelte von 10,5 Prozent die bereits gewährte lineare Erhöhung 
um 3,25 Prozent abgezogen. Damit verblieben lediglich 7,25 Prozent 
für eine weitere Besoldungsanpassung, wenn damit die verfassungs-
gemäße Alimentation gewährleistet werden kann. 

Soweit die Tarifeinigung für die Beschäftigten im öffentlichen Dienst 
der Länder Festbeträge vorsieht, ist entsprechend Satz 1 zu verfah-
ren. In diesem Fall ist der sich aufgrund der linearen Erhöhung von 
3,25 Prozent ergebende Erhöhungsbetrag von dem Festbetrag in-
soweit abzuziehen, als eine verfassungsgemäße Alimentation ge-
währleistet bleibt.
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Soweit im Rahmen der nächsten Tarifeinigung der Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder mit den Gewerkschaften eine vergleichbare infla-
tionsbedingte Sonderzahlung in der Zeit bis zum Ablauf des 31. De-
zember 2023 vorgesehen ist, ist auch diese auf die durch Artikel 1 
§ 3 dieses Gesetzes vorgesehenen monatlichen Sonderzahlungen 
anzurechnen. Eine verfassungsgemäße Alimentation muss jedoch 
gewährleistet sein.

Einer expliziten Anrechnungsregelung hinsichtlich der Versorgungs-
bezüge bedarf es wegen § 4 Abs. 1 ThürBeamtVG nicht. Werden da-
nach die Dienstbezüge der Besoldungsberechtigten allgemein erhöht 
oder vermindert, sind von demselben Zeitpunkt an die Versorgungs-
bezüge durch Gesetz entsprechend zu regeln. Damit ist für die Ver-
sorgungsbezüge alleinig die Besoldungserhöhung und nicht die Ta-
rifeinigung maßgebend.

Zu Nummer 2

Durch die Regelung wird die verfassungsgemäße Alimentation von 
Beamten für das dritte, vierte und weitere im Familienzuschlag be-
rücksichtigungsfähige Kind oder Kinder gewährleistet. Zu den Einzel-
heiten wird auf Teil A Abschnitt IV und die Anlagen 4 bis 20 verwie-
sen. Da nach derzeitigem Stand von einem Rückgang der Inflation 
im Jahr 2024 ausgegangen werden kann, vergleiche unter Teil A Ab-
schnitt III Nr. 4 Buchst. b Doppelbuchst. aa Dreifachbuchst. bbb, ist 
es aus alimentationsrechtlicher Sicht nicht sachgerecht, diese Er-
höhungsbeträge dem Familienzuschlag für das dritte Kind oder das 
vierte Kind und weitere Kinder zuzuschlagen und diese damit dauer-
haft zu erhöhen. Vielmehr sind diese für das Jahr 2023 separat aus-
zuweisen, um die alimentationsrechtliche Sondersituation eindeutig 
darstellen und zugleich Vertrauensschutz mit Blick auf die Weiterge-
währung dieser Erhöhungsbeträge nach dem Jahr 2023 ausschlie-
ßen zu können. 

Zu Nummer 3

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund der 
durch Nummer 2 erfolgten Neufassung des § 67g.

Zu Nummer 4

Aufgrund eines redaktionellen Versehens wurde bei der Neufassung 
der Funktionszusätze nach dem Amt "Seminarrektor" im Rahmen des 
Thüringer Gesetzes zur Anpassung der Besoldung und Versorgung 
im Jahr 2022 und zur Änderung besoldungs- und versorgungsrecht-
licher Vorschriften vom 15. November 2022 (GVBl. S. 437) bei dem 
dritten Funktionszusatz "- als Fachleiter in der Ausbildung von Lehr-
amtsanwärtern für das Lehramt an Grundschulen, an Regelschulen, 
für Förderschulen, an Gymnasien oder an berufsbildenden Schulen 
-"die dazugehörige Fußnote 8) nicht angefügt. Dieses redaktionelle 
Versehen wird mit diesem Gesetz berichtigt.

Zu Nummer 5 

Mit der Bestimmung werden die bisherigen Besoldungstabellen in 
den Anlagen 5 bis 10 des Thüringer Besoldungsgesetzes mit Wir-
kung vom 1. Januar 2023 neu gefasst. In der Neufassung werden in 
den Tabellen der Grundgehälter die bisherigen Beträge jeweils um 
3,25 Prozent erhöht. Die prozentuale Anhebung erfolgt auch für den 
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Familienzuschlag, die Amtszulagen sowie für die allgemeine Zulage 
und die Anwärtergrundbeträge.

Die Anlage 10, in der die Auslandszuschläge betragsmäßig geregelt 
werden, wird ab dem 1. Januar 2023 angepasst. Die Beträge der 
Grundgehaltsspannen in den Spaltenköpfen erhöhen sich um 3,25 
Prozent. Die Tabellenbeträge in den Tabellen 1 und 2 erhöhen sich 
um 2,6 Prozent; dies entspricht 80 Prozent von 3,25 Prozent. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Thüringer Beamtenversorgungsge-
setzes)

Zu Nummer 1

Durch Ergänzung der nicht anrechenbaren Erwerbseinkommen um 
die steuerfreien sogenannten "Corona-Prämien" und "Inflationsaus-
gleichsprämien" wird sichergestellt, dass die Zahlungen durch den 
Arbeitgeber oder den ehemaligen Dienstherrn auch tatsächlich als 
zusätzliche Entschädigung oder Entlastung dem Versorgungsemp-
fänger verbleiben und nicht über die Kürzung der Versorgungsbezü-
ge wieder eingezogen werden. 

Die in Buchstabe a erfolgte Ersetzung ergibt sich aus dem Auslau-
fen der Frist für die Anwendung des § 3 Nr. 11a EStG mit Ablauf des 
31. März 2022 und der sich anschließenden Anwendung des § 3 
Nr. 11b EStG.

Mit Buchstabe b werden als Nummer 6a die nach § 3 Nr. 11c EStG 
zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise steuerfrei ge-
währten Leistungen in der Aufzählung ergänzt. 

Zu Nummer 2

Die neugefasste Anlage schreibt mit Wirkung vom 1. Januar 2023 die 
Beträge der kinder- und pflegebezogenen Zuschläge und die Über-
leitungsausgleiche nach den §§ 92e und 92i ThürBeamtVG entspre-
chend Artikel 1 § 2 Abs. 3 um 3,25 Prozent fort.

Zu Artikel 4 (Änderung des Thüringer Gesetzes zur Neustruk-
turierung von Finanzbehörden)

Zu Nummer 1

Mit der Neufassung der Bestimmungen entfällt die gesetzliche Nor-
mierung von Zuständigkeiten für das Landesamt für Finanzen. Es 
wird die für eine Regelung im Verordnungsrang notwendige Ermächti-
gungsgrundlage nach Artikel 84 Verfassung des Freistaats Thüringen 
normiert. Damit sind Zuständigkeitsregelungen für das Landesamt für 
Finanzen künftig durch Rechtsverordnung des für Finanzen zuständi-
gen Ministeriums möglich. Die Regelung des § 61 Abs. 3 ThürBesG 
sowie eine eventuelle Kabinettpflicht für die Rechtsverordnungen 
nach § 10 Gemeinsame Geschäftsordnung für die Landesregierung 
sowie für die Ministerien und die Staatskanzlei des Freistaats Thü-
ringen vom 15. Mai 2015 (GVBl. S. 81), zuletzt geändert durch Be-
schluss vom 21. Juli 2020 (GVBl. S. 444), bleiben hiervon unberührt.

Gleichzeitig wird eine Übergangsregelung geschaffen, so dass bis 
zum Inkrafttreten einer auf der Grundlage des neugefassten § 1 Abs. 4 
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ergangenen Rechtsverordnung die bisherigen Zuständigkeitsbestim-
mungen nach § 1 Abs. 4 und Abs. 5 weiter Anwendung finden.

Zu Nummern 2 und 3 

Redaktionelle Anpassung aufgrund der vorgenommenen Änderung 
unter Nummer 1.

Zu Artikel 5 (Inkrafttreten)

Zu Absatz 1

Mit Artikel 5 wird der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes mit 
Wirkung vom 1. Januar 2023 geregelt.

Zu Absatz 2 

Zu Nummer 1

Der abweichende Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderung nach Ar-
tikel 3 Nr. 1 Buchst. a ergibt sich aus dem Auslaufen der Frist für die 
Anwendung des § 3 Nr. 11a EStG mit Ablauf des 31. März 2022 und 
der sich anschließenden Anwendung des § 3 Nr. 11b EStG.

Zu Nummer 2

Der abweichende Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderung nach Ar-
tikel 3 Nr. 1 Buchst. b ergibt sich aus dem Inkrafttreten des § 3 Nr. 11c 
EStG mit Wirkung vom 1. Oktober 2022.

Zu Nummer 3

Die Berichtigung des redaktionellen Versehens erfolgt rückwirkend 
zum Inkrafttreten des Thüringer Gesetzes zur Anpassung der Besol-
dung und Versorgung im Jahr 2022 und zur Änderung besoldungs- 
und versorgungsrechtlicher Vorschriften.

Zu Nummer 4

Nummer 4 regelt das Inkrafttreten des Artikel 4 am Tag nach Ver-
kündung.
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Stellungnahme der Thüringer Landesregierung zur Stellungnahme des tbb beamtenbund und tarif-
union thüringen e.V. zum Entwurf eines Thüringer Gesetzes zur Gewährleistung einer verfassungs-
gemäßen Alimentation im Jahr 2023 sowie zur Änderung besoldungs- und versorgungsrechtlicher 
Vorschriften

Die Thüringer Landesregierung äußert sich zu den Stellungnahmen des tbb beamtenbund und tarifunion 
thüringen e.V. (nachfolgend: tbb) vom 2. Dezember 2022 wie folgt:

Der tbb erachtet die lineare Anpassung um 3,25 Prozent als nicht ausreichend. Für die Herleitung dieses 
Betrages wird auf die Gesetzesbegründung verwiesen. Unter Beachtung des Prozeduralisierungsgebots 
wurden darin in Bezug auf die Inflationsentwicklung die Gutachten verschiedener Institute und Projektgrup-
pen ausgewertet. Im Ergebnis wurde sodann nach dem Vorsichtsprinzip eine Verbraucherpreissteigerung 
von zehn Prozent angenommen. Diese bezieht sich auch auf die Kosten der Unterkunft und Heizung. Die 
Energiekosten stellen allerdings nur einen Teil dieser Kosten dar. Diesbezüglich sind zudem insbesondere 
die jüngsten Maßnahmen der Bundesregierung zur Kostendeckelung zu berücksichtigen, auf welche der 
tbb in seiner Stellungnahme nicht hinreichend eingeht. Vor allem auch diese sehr wirksamen Maßnahmen 
hat die Landesregierung in die Abwägung mit einbezogen und ihr Abwägungsergebnis in der Gesetzesbe-
gründung dokumentiert.

Die nach den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts zulässige Verwendung des 95 Prozent-Perzentils 
für Kosten der Unterkunft und Heizung der Bundesagentur für Arbeit wurde bereits mehrfach in Gesetzes-
materialien begründet. Hierauf wird verwiesen. Die Wohnkosten für das Jahr 2023 sind im Ergebnis zutref-
fend prognostiziert worden. Ein vom tbb behaupteter und nicht hinreichend dokumentierter Fehlbetrag in 
Höhe von 300 Euro wird zurückgewiesen. 

In Bezug auf die Entwicklung der Verbraucherpreise über das Jahr 2023 hinaus hat die Landesregierung in 
der Gesetzesbegründung ausgeführt, dass sich diese nach den Prognosen der Institute wieder beruhigen 
und nur noch leicht oberhalb der von der Europäischen Zentralbank anvisierten Rate von zwei Prozent lie-
gen werde. Die Entwicklung der Verbraucherpreise ist damit – aus heutiger Sicht – lediglich ein temporä-
res Problem. Zur Bewältigung dieses wurde bei der besoldungsrechtlichen Abbildung der Entwicklung auf 
die eigens vom Steuergesetzgeber hierfür geschaffene Möglichkeit der steuerfreien Sonderzahlungen (§ 3 
Nr. 11c Einkommensteuergesetz) zurückgegriffen. Einer ausschließlich linearen Anhebung der Besoldung 
im Sinne einer vom tbb geforderten Nachhaltigkeit bedarf es daher insoweit nicht. Zudem widerspricht die-
se Vorgehensweise nicht dem Charakter der Besoldung, zumal die Corona-Sonderzahlung auch eine sin-
guläre Maßnahme zur Bewältigung einer temporären Krisensituation darstellte. Sie stellt überdies schon 
gar nicht – wie vom tbb bezeichnet – eine Festlegung der Besoldung "nach Gutsherrenart" dar. Eine solche 
Behauptung wird angesichts der sehr sorgfältigen Ermittlung, Bewertung und Darstellung in der Gesetzes-
begründung entschieden zurückgewiesen. 

Ob für das Jahr 2024 gegebenenfalls Anpassungsbedarf besteht, kann frühestens in der zweiten Jahres-
hälfte dieses Jahres mit Blick auf die dann vorliegende Tarifeinigung beurteilt werden. Eine Bewertung zu 
einem früheren Zeitpunkt wäre in Anbetracht der wirtschaftlichen und politischen Situation nicht valide.

Ob – wie vom tbb unsubstantiiert behauptet – der Puffer in Höhe von einem Prozent bereits bei der Geset-
zesverkündung aufgezehrt sein wird, ist rein spekulativ. 

Hinsichtlich der Kritik des tbb an der Anrechnungsklausel ist anzumerken, dass diese einen angemesse-
nen Ausgleich in dem Zielkonflikt herstellt, einerseits aufgrund der verfassungsgerichtlichen Vorgaben die 
Alimentation am Sozialrecht ausrichten zu müssen und andererseits Tarifrecht in der Besoldung umzuset-
zen. Diese beiden Aspekte bedingen einander und sind in einer Gesamtschau zu werten. So wäre es bei-
spielsweise nicht sachgerecht, neben den in diesem Gesetzentwurf geregelten Sonderzahlungen bei un-
veränderter Sachlage aufgrund der Umsetzung eines Tarifergebnisses nochmals Sonderzahlungen für den 
gleichen Sachverhalt zu gewähren. Hier ist eine Anrechnung erforderlich, die in diesem Gesetzentwurf vor-
gesehene Sonderzahlung würde insoweit das Tarifergebnis für den Beamten "vorfinanzieren", indem ihm 
diese früher als zum Zeitpunkt der besoldungsrechtlichen Umsetzung des Tarifergebnisses gewährt wer-
den würde. Die Anrechnung steht zudem – worauf der tbb nicht eingeht – unter dem Vorbehalt der Gewähr-
leistung einer verfassungsgemäßen Alimentation. Damit ist sichergestellt, dass der Besoldungsgesetzge-
ber zum Zeitpunkt der Umsetzung des Tarifergebnisses eine explizite Bewertung vornehmen muss. Eine 
Anrechnung würde damit nicht automatisch erfolgen.
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Die vom tbb dargestellte Idee der Einführung von Ortszuschlägen wurde vom Finanzministerium bereits im 
Rahmen der Erstellung des Entwurfs eines Thüringer Gesetzes zur Gewährleistung einer verfassungsge-
mäßen Alimentation sowie über die Gewährleistung einer Anerkennungsleistung für ehemalige angestell-
te Professoren neuen Rechts im Jahr 2020 geprüft. So hatte das Bundesverfassungsgericht in seinem Be-
schluss vom 4. Mai 2020 (Az. 2 BvL 4/18 Rn. 53 – juris) angemerkt, dass dessen Ausführungen in dem 
Beschluss keine für den Besoldungsgesetzgeber in jeder Einzelheit verbindliche Berechnungsgrundlage 
darstellen. Dem Besoldungsgesetzgeber stünde es insbesondere frei, die Höhe des Grundsicherungsni-
veaus mit Hilfe einer anderen plausiblen und realitätsgerechten Methodik zu bestimmen und die Ergeb-
nisse in der Besoldung abzubilden. Verwunderlich ist, dass der tbb einerseits diese Option für die Ortszu-
schläge beansprucht, andererseits sie aber für die Verwendung des 95 Prozent-Perzentils vehement und 
strikt ablehnt (vergleiche oben).

Anstelle eines auf Ortzuschlägen basierenden Modells, das jüngst in Nordrhein-Westfalen besoldungsrecht-
lich verankert wurde, werden in Thüringen ausschließlich die Werte der Stadt Jena als insoweit preisinten-
sivste Thüringer Stadt zugrunde gelegt. Anders als in Nordrhein-Westfalen eignet sich eine Aufteilung Thürin-
gens in verschiedene Ortszuschlagszonen aufgrund der geringen Fläche nicht. Zu bedenken ist dabei, dass 
diese Ortszuschläge sich nicht nur auf die Miete, sondern auch auf weitere Elemente des alimentationsrele-
vanten Grundsicherungsbedarfs beziehen. Insbesondere bei der Höhe der Kinderbetreuungskosten und der 
Sozialtarife zeichnet sich in Thüringen ein sehr diffuses Bild, das einer Einteilung in verschiedene Zuschlags-
zonen entgegensteht. Im Ergebnis wurde daher von der Implementierung von Ortszuschlägen Abstand ge-
nommen. Ergänzend ist anzumerken, dass die Einführung von Ortszuschlägen im Vergleich zum bisheri-
gen Besoldungsniveau in einzelnen Gebieten Thüringens zu einer Absenkung der Besoldung führen kann.

Erfurt, 17. Januar 2023
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99099 Erfurt 
 
 
 
 
 
 

Aktenzeichen Ihr Zeichen Ihre Nachricht vom Datum 
Schö/Jäk 1040-14-P 1500/599 133142/2022 07. November 2022 02. Dezember 2022 

 
 
Entwurf eines Thüringer Gesetzes zur Gewährleistung einer verfassungsgemäßen 
Alimentation im Jahr 2023 sowie zur Änderung besoldungs- und versorgungsrechtli-
cher Vorschriften 
Beteiligung nach § 95 ThürBG 
 

Sehr geehrter Herr Machts, 

der tbb beamtenbund und tarifunion thüringen e.V. (tbb) bedankt sich für die Möglichkeit zur 
Stellungnahme zum Gesetzentwurf (GE). 
Hocherfreut sind wir darüber, dass die Landesregierung, hier vertreten durch die Finanzmi-
nisterin, der vom Bundesverfassungsgericht vorgegebenen Beobachtungspflicht nach-
kommt, diese ernst nimmt und Maßnahmen zur Abhilfe ergreifen will.  
Zur Sicherstellung einer verfassungsmäßen Alimentation, insbesondere zur Wahrung des 
Mindestabstands zur Grundsicherung besteht dringender Handlungsbedarf. Aus diesem 
Handlungsbedarf resultiert die sich aus der Rechtsprechung ableitende Pflicht der generel-
len Anhebung der Grundgehälter. Insoweit begrüßen wir auch die Abkehr von den Repara-
turversuchen der Besoldung, durch eine alleinigen Anhebung der familienbezogenen Besol-
dungsbestandteile. 
Wir erkennen die Bemühungen dieser Landesregierung um die Schaffung einer dem Amte 
nach angemessenen und verfassungskonformen Alimentation an. Als erste Landesregie-
rung überhaupt hat die Thüringer Regierung ein „Reparaturgesetz“ im letzten Jahr auf den 
Weg gebracht. Als einzige Regierung überhaupt scheint sie die vom obersten Verfassungs-
gericht auferlegten Beobachtungspflichten wahrzunehmen und für sich Handlungen daraus 
abzuleiten. Dem tbb ist es wichtig, dies noch einmal zu betonen und besonders herauszu-
stellen. 
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Unsere Kritik richtet sich jedoch gegen die Höhe und Art der gewählten Umsetzung. Aus 
Sicht des tbb ist: 

→ die Höhe von 3,25 % nicht ausreichend; 
→ die Einmalzahlung nicht nachhaltig; 
→ der eingebaute „Puffer“ von 1 % zu gering bemessen; 
→ eine Anrechnung auf Tarifergebnisse TV-L nicht geboten erscheint und es vergrö-

ßert den Druck auf die Verfassungskonformität und  
→ die eingebaute Befristung widerspricht den eigenen Erkenntnissen des Thüringer 

Finanzministeriums (TFM). 
 
Zu den einzelnen Sachverhalten: 
 
Höhe von 3,25 % 
Die Berechnungen in der 1. Prüfstufe zu den volkswirtschaftlichen Vergleichsparametern 
wurden summarisch geprüft und sind nachvollziehbar. Der Indexwert beim Parameter „Ver-
braucherpreisindex“ von 121,8 ist der Wert für September 2022. Es ist daher davon auszu-
gehen, dass sich beim Parameter „Verbraucherpreisindex“ noch Änderungen ergeben wer-
den. Das Thüringer Landesamt für Statistik (TLS) teilte auf Nachfrage mit, dass es bis zum 
Jahresende noch zu weiteren Erhöhungen kommen dürfte. 
Für den Abstand zur Grundsicherung (Mindestabstand) wurde im Gesetzentwurf das zum 
01.01.2023 einzuführende Bürgergeld grundsätzlich berücksichtigt. Bei den Heizkosten 
wurde wieder auf die Angaben der Bundesagentur für Arbeit (BfA) abgestellt (Stand: 
17.05.2022). Die Werte der BfA beruhen allerdings auf Vorjahresdaten, so dass die aktuellen 
Preissteigerungen hier nicht abgebildet werden. Von daher wird seitens des TFM ein Auf-
schlag von 10 v.H. als Puffer vorgenommen. Der Aufschlag wird aus der allgemeinen Preis-
steigerung bzw. deren Prognose abgeleitet (siehe Seite 28/29 des GE). Der Pufferwert er-
scheint allerdings als zu gering, da die Energiekosten in 2022 teilweise um bis zu 96 v.H. 
gestiegen sind. Wiederum Kritik finden die ausgewählten anzusetzenden Daten von Hei-
zungskosten und Unterkunftskosten. Wir verweisen dazu auf unsere vorangegangenen Stel-
lungnahmen. 
Aus Sicht des tbb bleibt zudem unberücksichtigt, dass mit der Einführung des Bürgergeldes 
Änderungen bei den Bedarfen für Unterkunft und Heizung im SGB II eingeführt wurden: „Für 
die ersten zwei Jahre ab Beginn des Monats, für den erstmals Leistungen nach diesem Buch 
bezogen werden, werden abweichend von Satz 1 Bedarfe für Unterkunft und Heizung in 
Höhe der tatsächlichen Aufwendungen anerkannt (Karenzzeit)…“. Nach dieser Änderung ist 
eine Erhöhung der durchschnittlichen Kosten für Miete ebenfalls zu erwarten. Diese wurde 
im Gesetzentwurf nach unserer Lesart nicht ausreichend gewürdigt. Das Problem hierbei: 
die Entwicklung der Neuvertragsmieten in den Städten geht rasant nach oben. Zu den bis-
herigen Preisen sind aktuell kaum Wohnungen zu bekommen. Mit der neuen Regelung müs-
sen sich Hilfebedürftige nicht sofort auf die Suche nach einer angemessenen Unterkunft 
machen, sondern haben 2 Jahre Karenzzeit. In den Regelsätzen sind bei einer vierköpfigen 
Familie nur Energiekosten der untersten 20 % der Haushalte berücksichtigt. Nach den ak-
tuellen Regelsätzen und den aktuellen Anteilen im Gesetz zur Ermittlung der Regelbedarfe 
und zur Änderung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch sowie weiterer Gesetze (RBEG) 
vom 9. Dezember 2020 (BGBl Teil I, S. 2855 ff.) sind dies bei einer vierköpfigen Familie mit 
zwei schulpflichtigen Kindern rund 99 €/Monat (vgl. § 5 Abs. 1 zu Abteilung 4 REBG). Zwar 
liegen aus der Einkommensverbrauchsstatistik 2018 (EVS 2018) für Thüringen leider keine 
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ausreichend aufgegliederten Zahlen vor, allerdings beträgt der Durchschnittswert der Ener-
giekosten aller Haushalte 144,00 EUR und bei allen Mietwohnungen 113,00 EUR und bei 
allen Eigentümerhaushalten 181,00 EUR/Monat. Für alle 4-Personen-Haushalte – also auch 
Mittelschicht im Eigenheim – sind durchschnittliche Energiekosten von 191,00 EUR/Monat 
ermittelt worden (Quelle: TLS - Konsumangaben privater Haushalte nach Haushaltsgröße). 
Hinzu kommt, dass mit der CO2-Bepreisung und einer Vielzahl von Änderungen ab 2021 
höhere Strompreise einhergehen, welche weder in der aktuell verfügbaren EVS 2018 noch 
im Regelsatz für das Jahr 2021 ausreichend abgebildet sind. 
Auch die Heizkosten setzt das TFM wie gehabt anders an als das BVerfG. Zusammen mit 
den zu niedrig angesetzten Wohnkosten ergibt dies eine monatliche Differenz von fast 300€. 
Der im GE so errechnete Mindestabstand kann zudem nur eingehalten werden, da die Ein-
malzahlungen - wie schon die Coronaprämie 2021- entsprechend berücksichtigt wurde und 
die Tabellenentgelte um 3,25 v.H. erhöht werden sollen. Nur so ist in ihren Berechnungen, 
ein Ergebnis „Nulllinie“ mittels Iterationsverfahren zu erreichen bzw. Nullstelle zu berechnen 
(im GE 116,01%). Selbst unter Berücksichtigung der vorgeschlagenen Erhöhung um 3,25% 
verbliebe eine weitergehender Erhöhungsbedarf von 10%. 
Deutlich werden die Unterschiede in der allgemeinen Entgeltentwicklung zwischen dem Öf-
fentlichen Dienst und der Privatwirtschaft aus dem Vergleichsparameter „Nominallohnin-
dex“, welcher jedes Jahr im Vergleich zur Besoldungsentwicklung die vom Gericht gezoge-
nen Grenzwerte deutlich übersteigt. Diese Entwicklung kann man aus Sicht des tbb nur über 
die Tabellenentgelte auflösen und somit die Abstände verringern. 
Dass es einen grundsätzlichen Bedarf an höheren Gehältern/ Löhnen gibt, ist auch aus der 
Forderung des dbb/tbb in der anstehenden Tarifrunde in Höhe von mehr als 10% ersichtlich. 
Wir sehen uns zu dieser Forderung auf Grund der massiven Kostensteigerungen in allen 
Bereichen gezwungen. Diese Steigerungen betreffen Beamte gleichermaßen und sind aus 
Sicht des tbb daher mit einzuberechnen. 
 
Einmalzahlung 
Kritik findet die Einberechnung der befristet vorgesehenen monatlichen Sonderzahlung in 
Bezug zu dem Mindestabstand zur Grundsicherung. Hier versucht sich der Gesetzgeber an 
einem Kniff: die vom Bundesgesetzgeber steuerfrei vorgesehene Einmalzahlung zum Aus-
gleich der steigenden Energiekosten, soll hier verteilt über 12 Monate ausbezahlt werden. 
Aufgrund ihrer nicht dauerhaften Natur (befristet auf den 31.12.2023) bleibt sie damit jedoch 
eine „Einmalzahlung“. 
Die Einmalzahlung wurde vom Bundesgesetzgeber ausgebracht als „Inflationsausgleichs-
prämie“. Der hier vorgelegte Gesetzentwurf hat jedoch als Ziel für sich selbst beansprucht, 
die Vorgaben der Rechtsprechung zur Besoldung einzuhalten. Dabei ist eine dauerhafte 
verfassungsgemäße Alimentation aus Sicht des tbb nicht mit einer Einmalzahlung erreich-
bar. Wie das Wort Einmalzahlung bereits beinhaltet, ist hiermit lediglich ein einmaliger Effekt 
verbunden; Nachhaltigkeit hingegen ist zu verneinen. 
Die Handlungsnotwendigkeit zu einer weitergehenden Anpassung der Besoldung erfolgte 
jedoch nicht allein aufgrund der gestiegenen Inflation. Spätestens im Jahr 2024 werden wie-
derum größere Anhebungen der Grundbesoldung, allein aufgrund der gestiegenen Preise 
und des Abstandsgebots zum Bürgergeld, notwendig sein. Ohne die Einberechnung der 
Einmalzahlung in 2023 wäre der Mindestabstand allein mit der Anhebung um 3,25% nicht 
zu halten. Der Weg einer Einmalzahlung auch in 2024 ist versagt, da die vom Gesetzgeber 
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geschaffene Maximalhöhe, über beide Jahre, bereits im ersten Jahr rechnerisch ausge-
schöpft wird. 
 
Puffer von 1% 
In Anbetracht der oben bereits aufgezeigten fehlenden Berücksichtigungsfaktoren und der 
weiterhin steigenden Preise (gerade auch für Energie, Heizkosten, Kraftstoffe) wird der „Puf-
fer“ von nur 1% mit der Gesetzesverkündung bereits aufgezehrt sein. Daraus würden sich 
dauerhaft laufende Neuberechnungen ergeben und wiederrum permanente weitere Geset-
zesverfahren folgen, um den steigenden Kosten nachzufolgen. 
 
Anrechnung des Tarifergebnisses TV-L 
Im GE vorgesehen ist, dass die jetzt notwendig gewordene Anpassung der Beamtenbesol-
dung, mit der im Herbst 2023 stattfindenden Tarifeinigung im Bereich TV-L „verrechnet“ wer-
den soll. So vernünftig dies auf den ersten Blick aussieht, widerspricht es doch der Absicht, 
die Besoldung in Thüringen auf verfassungsfeste Füße zu stellen. Wie bereits oben sowie 
in unseren vorherigen Stellungnahmen dargestellt, muss die Beamtenbesoldung erst auf ein 
Mindestmaß an Abstand angehoben werden. Danach können die so gefundenen Grundbe-
soldungsbeträge an der allgemeinen Entwicklung der Entgelte teilnehmen. Das schließt eine 
Verrechnung aus. Bei einer Anrechnung würde wiederum die Besoldungsentwicklung hinter 
die Tarif- und Nominallohnentwicklung zurückfallen und so den Abstand zur Grundsicherung 
bzw. dem Bürgergeld verringern.  
 
Befristung der Zahlungen auf Ende 2023 
Die Befristung der Sonderzahlung sowie des Familienzuschlages widerspricht nach unse-
rem Verständnis dem Charakter der Besoldung. 
Grundlage der Besoldung ist das sogenannte Alimentationsprinzip. Es gehört zu den herge-
brachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums. Danach ist der Dienstherr verpflichtet, der 
Beamtin oder dem Beamten im aktiven Dienst, bei Invalidität und im Alter einen dem Amt 
angemessenen Lebensunterhalt zu gewähren. Die Besoldung soll sicherstellen, dass sich 
die Beamtin oder der Beamte ganz dem Beruf widmen kann. Nur ein wirtschaftlich unabhän-
giges Berufsbeamtentum kann die Aufgaben erfüllen, die ihm von der Verfassung zugewie-
sen sind.  
Diese Unabhängigkeit erscheint uns gefährdet, wenn die Besoldung jährlich nach Gutsher-
renart neu festgelegt wird.  
 
Sonstiges: Idee Einführung von Ortszuschlägen 
Der tbb schlägt vor, ergänzend zu Grundbesoldung und Familienzuschlag auch über die 
Einführung von Ortzuschlägen nachzudenken, um die seit dem letzten Jahr massiv anstei-
genden Mieten zu kompensieren. So sollten Beamtinnen und Be- 
amte sowie Richterinnen und Richter ergänzend zum Familienzuschlag künftig einen Orts-
zuschlag erhalten. 
Der Zuschlag sollte sich an der jeweiligen Mietenstufe, der die Gemeinde nach § 12 
Abs. 1 des Wohngeldgesetzes in Verbindung mit Anlage 1 der Wohngeldverordnung 
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zugeordnet ist, orientieren, in der der Besoldungsempfänger mit seinem Hauptwohn- 
sitz gemeldet ist. 
Die Umsetzung der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zur Gewährung einer 
amtsangemessenen Besoldung für Beamte und ihrer Familien (Alleinverdienerehe 
mit zwei Kindern als Maßstab) durch Einführung eines „regionalen Ergänzungszuschlags“ 
ist eine der vom Bundesverfassungsgericht vorgeschlagenen Möglichkeiten. Sie ist damit 
ein zulässiges Mittel, um die unterschiedlichen Lebenshaltungskosten auszugleichen. 
Es bietet sich an, bei der Höhe der Zuschläge die bundesweit gültige Wohngeldverordnung 
(WoGV) heranzuziehen. Den einzelnen Gemeinden und Kreisen sind in der Anlage der 
WoGV einzelne Mietstufen zugeordnet. Für die Mietstufe I gibt es keine Zulage. Mietstufe II 
ergibt bei unserer 4-köpfigen Standardfamilie einen prozentualen Zusatz von 13%; Mietstufe 
III 26% und Mietstufe IV 41%. Höhere Mietstufen sind derzeit in Thüringen nicht vorhanden. 
Der tbb tritt jedoch auch weiterhin dafür ein, dass vorab die Grundbesoldung in Gänze an-
zuheben ist und daran anschließend die regionalen Besonderheiten durch einen Ergän-
zungszuschlag zu berücksichtigen wären. 
 
Im Rahmen der Vereinbarung über die Beteiligung der Spitzenorganisationen der Ge-
werkschaften und Berufsverbände bei allgemeinen Regelungen der beamtenrechtli-
chen Verhältnisse nach § 95 des Thüringer Beamtengesetzes zwischen der Landes-
regierung und den Spitzengewerkschaften bitten wir, sofern in den Stellungnahmen 
enthaltene Vorschläge der Spitzenorganisationen nicht berücksichtigt worden sind, 
um eine schriftliche Erläuterung. 
Der tbb bittet darum, unsere Stellungnahme mit einer Stellungnahme der Landesre-
gierung dem Landtag zuzuleiten. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
Frank Schönborn 
Landesvorsitzender 
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Stellungnahme der Thüringer Landesregierung zur Stellungnahme des Vereins der Thüringer Verwal-
tungsrichter und Verwaltungsrichterinnen e.V. zum Entwurf eines Thüringer Gesetzes zur Gewähr-
leistung einer verfassungsgemäßen Alimentation im Jahr 2023 sowie zur Änderung besoldungs- 
und versorgungsrechtlicher Vorschriften

Die Thüringer Landesregierung äußert sich zu den Stellungnahmen des Vereins der Thüringer Verwaltungs-
richter und Verwaltungsrichterinnen e.V. (nachfolgend: VRV) vom 1. Dezember 2022, die auch im Namen 
des Verbandes der Arbeitsrichterinnen und Arbeitsrichter Thüringens und des Bundes Deutscher Finanz-
richterinnen und Finanzrichter - Landesverband Thüringen abgegeben wurden, wie folgt:

Der VRV hält es nach wie vor nicht für vertretbar, die verfassungsgemäße Alimentation über die kinderbe-
zogenen Bestandteile des Familienzuschlags zu gewährleisten. Hierzu ist anzumerken, dass das Bundes-
verfassungsgericht in seinem Beschluss vom 4. Mai 2020 (Az. 2 BvL 4/18 – juris) dem Gesetzgeber einen 
weiten Gestaltungsspielraum einräumt, wie er bei der Festsetzung der Bezüge den Anforderungen des Ge-
botes eines Mindestabstands zum Grundsicherungsniveau Rechnung trägt. Neben der Anhebung der Grund-
gehaltssätze und Veränderungen im Beihilferecht kommt insbesondere auch eine Anhebung des Famili-
enzuschlags in Betracht (a. a. O., Rn. 49). Im Entwurf eines Thüringer Gesetzes zur Gewährleistung einer 
verfassungsgemäßen Alimentation sowie über die Gewährleistung einer Anerkennungsleistung für ehema-
lige angestellte Professoren neuen Rechts waren – wie in der dortigen Begründung (vergleiche Drucksache 
7/3575) ausgeführt – ausschließlich die kinderinduzierten Kosten für die Nichteinhaltung des Mindestab-
stands ursächlich. Es war daher sachgerecht, aus Gründen der Konnexität die verfassungsgemäße Alimen-
tation über die Erhöhung der kinderbezogenen Bestandteile des Familienzuschlags zu gewährleisten. Zu-
treffend ist, dass die Alimentation leistungsbezogen ist. Dies wird auch über das Abstandsgebot bezüglich 
der familienneutralen Besoldungsbestandteile gewährleistet. Darüber hinaus muss aber auch nach Art. 33 
Abs. 5 Grundgesetz die Alimentation der gesamten Beamtenfamilie – beispielsweise durch den Familienzu-
schlag – gewährleistet werden. Insbesondere belegt auch der weitere Beschluss des Bundesverfassungsge-
richts vom 4. Mai 2020 (Az. 2 BvL 6/17, 2 BvL 7/17, 2 BvL 8/17 – juris), dass eine verfassungsgemäße Ali-
mentation ab dem dritten Kind ausschließlich über den kinderbezogenen Bestandteil des Familienzuschlags 
und eben nicht über eine lineare Besoldungserhöhung gewährleistet werden kann. Der derzeit geltende 
und nach den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts errechnete Betrag für das dritte Kind in Höhe von 
751,44 Euro ist insoweit alternativlos und zudem deutlich höher als die kinderbezogenen Bestandteile für 
das erste (294,33 Euro) und zweite Kind (478,78 Euro). Ein verfassungsrechtlich relevantes Missverhält-
nis zwischen Grundbesoldung und Familienzuschlag wird daher nicht gesehen, wenn bereits der höchste 
Betrag (751,44 Euro) nach verfassungsrechtlichen Vorgaben errechnet wurde. Andernfalls hätte das Bun-
desverfassungsgericht in dem Beschluss vom 4. Mai 2020 (Az. 2 BvL 4/18 Rn. 49 – juris) einen entspre-
chenden Hinweis gegeben beziehungsweise eine relative Beschränkung der Familienzuschläge vorgege-
ben. Da dies nicht erfolgt ist, verbleibt es bei dem in der vorbenannten Randnummer dargestellten weiten 
Gestaltungsspielraum des Besoldungsgesetzgebers. Diesbezüglich ferner von einer "Umgehung" zu spre-
chen ist nicht sachgerecht, da sowohl die Regelung über die Familienzuschläge als auch die lineare Erhö-
hung der Besoldung nach der verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung legitime Instrumente zur Gewähr-
leistung einer verfassungsgemäßen Alimentation darstellen.

Wie im vorliegenden Gesetzentwurf dargestellt, sind die gestiegenen Kosten in der Grundsicherung aktuell 
nicht vordergründig kinderinduziert. Sie können daher nach dem Grundsatz der Konnexität nicht über die 
Erhöhung der kinderbezogenen Bestandteile des Familienzuschlags im Besoldungsrecht abgebildet wer-
den. Daher werden durch den Gesetzentwurf unabhängig vom Kinderstatus eine lineare Besoldungserhö-
hung sowie eine gestaffelte Sonderzahlung vorgesehen, die auch kinderlosen Beamten im erforderlichen 
Umfang gewährt wird. Hierzu wird auf die ausführliche Gesetzesbegründung verwiesen.

Ferner ist die Behauptung des VRV zurückzuweisen, der Thüringer Besoldungsgesetzgeber lege den Min-
destabstand als Höchstgrenze fest. Wie sich aus der Gesetzesbegründung ergibt, wird in Bezug auf die 
vierköpfige Alleinverdienerfamilie ein Abstand in Höhe von 116,01 Prozent, beim kinderlosen Beamtenehe-
paar in Höhe von 130,98 Prozent und beim kinderlos alleinstehenden Beamten in Höhe von 182,70 Pro-
zent eingehalten. Damit trifft die Behauptung des VRV nicht zu.

Ebenfalls kann die Behauptung des VRV nicht nachvollzogen werden, die übermäßige Erhöhung der Fa-
milienzuschläge zu Lasten der Grundbesoldung sei ein Hemmnis bei der Nachwuchsgewinnung. So wird 
der Familienzuschlag ab einem Zeitpunkt gewährt, zu dem sich die Zusammensetzung der Beamten- be-
ziehungsweise Richterfamilie durch Geburt eines Kindes verändert. Das Besoldungsrecht reagiert damit 
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auf die Änderung des Familienstatus und alimentiert den Beamten beziehungsweise Richter für das hin-
zutretende Familienmitglied gesondert und zwar solange, wie dieser zusätzliche Bedarf besteht. Die Ge-
währung des Familienzuschlags bewirkt damit eine Alimentation, die sich der Lebensphase des Beamten 
beziehungsweise Richters sachgerecht anpasst. Insoweit besteht ein tatsächlicher Attraktivitätsbezug, der 
altersbedingt insbesondere Berufseinsteiger ansprechen dürfte.

Soweit der VRV behauptet, durch "Berechnungstricks" der Landesregierung werde versucht, die verfas-
sungsrechtlich zwingende Besoldungserhöhung möglichst klein zu halten, wird dies entschieden zurück-
gewiesen. Vielmehr wurde der momentanen Ausnahmesituation mit einem geeigneten Besoldungsinstru-
ment begegnet. So hat die Landesregierung in Bezug auf die Entwicklung der Verbraucherpreise über das 
Jahr 2023 hinaus in der Gesetzesbegründung ausgeführt, dass sich diese nach den Prognosen der Institute 
wieder beruhigen und nur noch leicht oberhalb der von der Europäischen Zentralbank anvisierten Rate von 
zwei Prozent liegen werde. Die Entwicklung der Verbraucherpreise ist damit – aus heutiger Sicht – lediglich 
ein temporäres Problem. Zur Bewältigung dieses wurde bei der besoldungsrechtlichen Abbildung der Ent-
wicklung auf die eigens vom Steuergesetzgeber hierfür geschaffene Möglichkeit der steuerfreien Sonder-
zahlungen zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise (§ 3 Nr. 11c Einkommensteuergesetz) zu-
rückgegriffen. Einer ausschließlich linearen Anhebung der Besoldung bedarf es daher insoweit nicht. Zudem 
widerspricht diese Vorgehensweise nicht dem Charakter der Besoldung, zumal die Corona-Sonderzahlung 
auch eine singuläre Maßnahme zur Bewältigung einer temporären Krisensituation darstellte. 

Ob für das Jahr 2024 gegebenenfalls Anpassungsbedarf besteht, kann frühestens in der zweiten Jahres-
hälfte dieses Jahres mit Blick auf die dann vorliegende Tarifeinigung beurteilt werden. Eine Bewertung zu 
einem früheren Zeitpunkt wäre in Anbetracht der wirtschaftlichen und politischen Situation nicht valide.

Erfurt, 17. Januar 2023
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Gemeinsame Stellungnahme mit dem Verband der Arbeitsrichterinnen und Arbeits-
richter Thüringens und dem Bund Deutscher Finanzrichterinnen und Finanzrichter - 
Landesverband Thüringen zu dem Entwurf eines Thüringer Gesetzes zur Gewährleis-
tung einer verfassungsgemäßen Alimentation im Jahr 2023 sowie zur Änderung be-
soldungs- und versorgungsrechtlicher Vorschriften 

Schreiben des TFM vom 7. November 2022, 1040-14-P 1500/599 132749/2022 

 
Sehr geehrter Herr Machts, 

wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme. 

1. In der Vergangenheit hatte sich der Thüringer Landesgesetzgeber bei den Regelungen 
zur Besoldungshöhe auf eine Übernahme des jeweiligen Tarifergebnisses beschränkt. Das 
Tarifergebnis ist aber ein Kompromiss der Tarifpartner des öffentlichen Dienstes, der nicht 
geeignet ist, die primär juristische Herleitung der Besoldungshöhe abzubilden. Denn das 
Tarifergebnis ist nur ein Faktor unter mehreren, die nach einer juristisch-mathematischen 
Subsumtion die verfassungsrechtlich gerade noch zulässige Untergrenze der Besoldung 
ergeben. 

Dies bedeutet, dass der Landesgesetzgeber durch die bloße Übernahme des Tarifergebnis-
ses in die Grundbesoldung seiner verfassungsgeleiteten Gestaltungsaufgabe im Bereich der 
Besoldung regelmäßig nicht gerecht wird. Als dies im Rahmen der Besoldungserhöhung 
2021 auch für das TFM offenkundig geworden ist, hat der Landesgesetzgeber das aus unse-
rer Sicht verfassungsrechtlich nicht vertretbare Regelungsmodell einer Erhöhung ausschließ-
lich des kinderbezogenen Familienzuschlags gewählt, um eine Erhöhung der Grundbesol-
dung zu umgehen. Richtigerweise haben die Thüringer Beamtinnen und Beamten, Richterin-
nen und Richter auf diese falsche Vorgehensweise mit einer Klagewelle reagiert. Nunmehr 
werden die Verwaltungsgerichte entscheiden. 

Der Thüringer Verwaltungsrichterverein hatte bereits in seiner Stellungnahme zur Besol-
dungsanpassung 2022 (Schreiben an das TFM vom 21.07.2022) auf den Zustand hingewie-
sen, dass „auch in Thüringen eine rechtmäßige Besoldung nicht durch die Entscheidungen 
der Landesregierung und des Landtags als Gesetzgeber gewährleistet werden kann, son-
dern es hierzu der Verwaltungs- und Verfassungsgerichtsbarkeit bedarf“. 

Thüringer Verwaltungsrichterverein  
c/o VG Weimar  Jenaer Str. 2 a  99425 Weimar 

- 

 
Finanzministerium 
Ludwig-Erhard-Ring 7 
99099 Erfurt 
 
Nur per Mail: britta.otte@tfm.thueringen.de 

-

 
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2. Wir möchten an dieser Stelle nochmals betonen, dass es dem Grundprinzip einer amtsan-
gemessenen Besoldung widerspricht, die Verfassungsmäßigkeit allein durch eine Erhöhung 
der von den Besoldungsgruppen abgekoppelten Familienzuschläge sicherzustellen. Durch 
dieses Regelungsmodell werden die unterschiedliche Wertigkeit der Ämter und deren not-
wendiger Abstand nicht mehr ausreichend im System abgebildet und es entstehen Verzer-
rungen im Besoldungssystem, weil die Zuschläge ein zu starkes und die Ämterwertigkeit ein 
zu geringes Gewicht bekommen. Die Verfassungsmäßigkeit der Thüringer Besoldung kann 
nur dadurch hergestellt werden, dass die Grundbesoldung erhöht wird. 

3. Ausdrücklich ist auch zu betonen, dass das Bundesverfassungsgericht mit seiner Recht-
sprechung zur Besoldung lediglich die absolut unterste Grenze der Besoldung benennt, die 
Grenze also, die die Besoldungsempfänger vom Grundsicherungsniveau trennen muss. Die-
se Grenze wird aber vom Thüringer Besoldungsgesetzgeber entgegen der Intention des 
Bundesverfassungsgerichts als Höchstgrenze der Besoldung angesehen. Diese Grundhal-
tung, die Besoldung hart arbeitender Beamtinnen und Beamten, Richterinnen und Richter 
ausschließlich am Grundsicherungsniveau zu orientieren zeigt sehr deutlich eine mangelnde 
Wertschätzung des Gesetzgebers für diejenigen, die tagtäglich für das Funktionieren der 
öffentlichen Verwaltung gerade stehen. Die Coronapandemie mit den vielfältigen Herausfor-
derungen gerade auch für die Verwaltungsgerichtsbarkeit hat die Bedeutung der Richterin-
nen und Richter für den gesellschaftlichen Zusammenhalt erneut erwiesen. Diese Bedeutung 
und die daraus folgende Wertschätzung müssen sich auch in der Höhe der Besoldung zei-
gen. 

4. Die Orientierung der Besoldung am Grundsicherungsniveau und das aktuell praktizierte 
Regelungsmodell einer übermäßigen Erhöhung des Familienzuschlags zu Lasten der 
Grundbesoldung ist auch ein sehr großes Hemmnis bei der Gewinnung des gerade in der 
Justiz dringend benötigten Nachwuchses. Dieses Hemmnis wird auch in der Begründung 
des vorliegenden Gesetzentwurfs marginalisiert. Es ist bedauerlich, dass auch das Ministeri-
um für Migration, Justiz und Verbraucherschutz diese Marginalisierung unterstützt (vgl. die 
Ausführungen zur Nachwuchsgewinnung im Januar 2021, LT-Drs. 7/3575, S. 76). Unsere 
Erfahrung im Gespräch mit Referendarinnen und Referendaren in der Ausbildung zeigt das 
völlig andere Bild einer fehlenden Attraktivität des Justizdienstes gerade bei den höher quali-
fizierten und besonders geeigneten Nachwuchskräften. Allein die Erhöhung der Grundbesol-
dung kann hier Abhilfe schaffen. 

Die Ausführungen in der Entwurfsbegründung zu der Attraktivität des öffentlichen Dienstes 
wegen der gewährten Versorgung (S. 40) überzeugen nicht. Welches Vertrauen die Besol-
dungsempfänger in die Stabilität ihrer Versorgung tatsächlich haben können, zeigt exempla-
risch die Vorgehensweise der Landesregierung bei der Auflösung des Pensionsfonds. Der 
Fond wurde durch eine Besoldungsminderung – also durch die Besoldungsempfänger selbst 
– aufgebaut und ist am Ende dem allgemeinen Landeshaushalt zugeflossen. 

5. Durch den vorliegenden Gesetzentwurf nimmt der Landesgesetzgeber erfreulicherweise 
die ihm verfassungsrechtlich obliegende Beobachtungsaufgabe wahr und zieht aus der aktu-
ellen gesamtwirtschaftlichen Situationen dringend erforderliche Konsequenzen bei der Be-
soldung. Es ist zu begrüßen, dass der Landesgesetzgeber nunmehr unabhängig von einem 
Änderungsbedarf aufgrund eines Tarifergebnisses die Initiative ergreift und damit jedenfalls 
versucht, seiner Aufgabe, die verfassungsmäßige Besoldung selbst zu regeln, gerecht zu 
werden.  
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Es ist auch zu begrüßen, dass es endlich zu einer generellen Anhebung der Grundbesol-
dung kommt. Allerdings ist bereits jetzt deutlich, dass die vorgesehene lineare Anhebung von 
3,25 % nicht ausreichend ist.  

Dies zeigt sich gerade an der Sonderzahlung in Art. 1 § 3 des Entwurfs. Diese wird bei der 
Berechnung der Verfassungsmäßigkeit als fester Besoldungsbestandteil eingerechnet, ist 
aber befristet und hat damit keine dauerhafte Sicherungsfunktion. Offensichtlich soll hier an 
die durch die Bundesregierung im dritten Entlastungspaket geregelte Inflationsausgleichs-
prämie angeknüpft werden. Diese Prämie soll aber ihrem Sinn und Zweck nach als – steuer-
freier – Zusatz zum regulären Arbeitsentgelt gewährt werden; dies rechtfertigt die steuer-
rechtliche Befristung. In dem Regelungsmodell des Entwurfs wird daraus ein regulärer Teil 
der Besoldung. Einmal mehr wird deutlich, wie die Landesregierung durch Berechnungstricks 
versucht, die verfassungsrechtlich zwingende Besoldungserhöhung möglichst klein zu hal-
ten. 

Die Begründung des Gesetzentwurfs zeigt sowohl für das laufende Jahr als auch für 2023, 
dass bei dem besonders aussagekräftigen Vergleich der Besoldung mit dem Nominallohn 
die Besoldung stark zurückbleibt (S. 23 f). Auch die anderen Kriterien, die nach der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts wesentlich sind, insbesondere die Entwicklung 
der Tariflöhne, der Besoldung im Bund und der Verbraucherpreise, befinden sich in einer 
dynamischen Entwicklung nach oben und werden in Zukunft für eine weitere Verfassungs-
widrigkeit der Thüringer Besoldung sorgen. Es sei angemerkt, dass bei den bevorstehenden 
Tarifverhandlungen für den öffentlichen Dienst des Bundes und der Kommunen eine Tarifer-
höhung von 10,5 % gefordert wird und damit zu rechnen ist, dass das Tarifergebnis jeden-
falls über den in Thüringen bei der Besoldung gewährten 3,25 % liegen wird.  

Deshalb kann die nunmehr zum 1. Januar 2023 vorgesehene Erhöhung der Grundbesoldung 
aus unserer Sicht nicht das letzte Wort sein, sondern nur der erste Schritt. Der Besoldungs-
gesetzgeber wird die weiteren Schritte zu gehen haben. Alle Besoldungsempfänger bleiben 
aufgerufen, Widerspruch gegen ihre Besoldung einzulegen, und jedenfalls die Ermittlung der 
verfassungsmäßigen Untergrenze den Verwaltungsgerichten zu überlassen.  

6. Diese Stellungnahme wird auch im Namen des Verbands der Arbeitsrichterinnen und Ar-
beitsrichter Thüringens und des Bundes Deutscher Finanzrichterinnen und Finanzrichter - 
Landesverband Thüringen abgegeben. Abschließend beantragen wir, diese gemeinsame 
Stellungnahme dem Thüringer Landtag zuzuleiten (§§ 2 Abs. 2 ThürRiStAG, 95 Abs. 4 
ThürBG). 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 
Thomas Lenhart 
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Stellungnahme der Thüringer Landesregierung zur Stellungnahme des Thüringer Richterbunds – 
Verband der Richter und Staatsanwälte im Deutschen Richterbund e.V. zum Entwurf eines Thürin-
ger Gesetzes zur Gewährleistung einer verfassungsgemäßen Alimentation im Jahr 2023 sowie zur 
Änderung besoldungs- und versorgungsrechtlicher Vorschriften

Die Thüringer Landesregierung äußert sich zu den Stellungnahmen des Thüringer Richterbundes – Verband 
der Richter und Staatsanwälte im Deutschen Richterbund e.V (ThRB) vom 29. November 2022 wie folgt:

Der ThRB merkt an, der Gesetzentwurf trage nunmehr dem Umstand Rechnung, dass als Bezugsgröße für 
eine verfassungsgemäße Alimentation das Grundgehalt maßgeblich sei. Hierdurch werde erfreulicherwei-
se der vom ThRB monierte Missstand einer trotz Gleichwertigkeit der Ämterzuweisung erfolgten Ungleich-
behandlung durch die lediglich auf den Familienzuschlag bezogene Gehaltsanhebung behoben.

Hierzu ist anzumerken, dass das Bundesverfassungsgericht in seinem Beschluss vom 4. Mai 2020 (Az. 2 
BvL 4/18 – juris) dem Gesetzgeber einen weiten Gestaltungsspielraum einräumt, wie er bei der Festsetzung 
der Bezüge den Anforderungen des Gebotes eines Mindestabstands zum Grundsicherungsniveau Rech-
nung trägt. Neben der Anhebung der Grundgehaltssätze und Veränderungen im Beihilferecht kommt insbe-
sondere auch eine Anhebung des Familienzuschlags in Betracht (a.a.O., Rn. 49). Im Entwurf eines Thürin-
ger Gesetzes zur Gewährleistung einer verfassungsgemäßen Alimentation sowie über die Gewährleistung 
einer Anerkennungsleistung für ehemalige angestellte Professoren neuen Rechts waren, wie in der dortigen 
Begründung (vergleiche Drucksache 7/3575) ausgeführt, ausschließlich die kinderinduzierten Kosten für die 
Nichteinhaltung des Mindestabstands ursächlich. Es war daher sachgerecht, aus Gründen der Konnexität 
die verfassungsgemäße Alimentation über die Erhöhung der kinderbezogenen Bestandteile des Familienzu-
schlags zu gewährleisten. Zutreffend stellt der ThRB in diesem Zusammenhang zwar dar, dass die Alimen-
tation leistungsbezogen ist. Darüber hinaus muss aber auch nach Art. 33 Abs. 5 Grundgesetz die Alimen-
tation der gesamten Beamtenfamilie – beispielsweise durch den Familienzuschlag – gewährleistet werden.

Wie im vorliegenden Gesetzentwurf dargestellt, sind die gestiegenen Kosten in der Grundsicherung aktuell 
nicht vordergründig kinderinduziert. Sie können daher nach dem Grundsatz der Konnexität nicht über die 
Erhöhung der kinderbezogenen Bestandteile des Familienzuschlags im Besoldungsrecht abgebildet wer-
den. Daher werden durch den Gesetzentwurf unabhängig vom Kinderstatus eine lineare Besoldungserhö-
hung sowie eine gestaffelte Sonderzahlung vorgesehen, die auch kinderlosen Beamten im erforderlichen 
Umfang gewährt wird. Hierzu wird auf die ausführliche Gesetzesbegründung verwiesen.

Zutreffend ist die Feststellung des ThRB, dass die beabsichtigte lineare Erhöhung um 3,25 Prozent erfor-
derlich ist, um die verfassungsgemäße Alimentation im Jahr 2023 zu gewährleisten. Mit Blick auf mögliche 
Änderungen in der Grundsicherung wurde dieser Wert so bemessen, dass bei der vierköpfigen Alleinver-
dienerfamilie der Mindestabstand zuzüglich eines Puffers eingehalten wird. Die lineare Erhöhung wurde da-
mit nicht mit dem verfassungsrechtlichen Grenzwert ("rote Linie") berechnet. 

Anzumerken ist ferner, dass durch diesen Gesetzentwurf alle Parameter bis auf den zweiten (Nominallohn-
index) eingehalten werden. Nach den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts besteht in einem solchen 
Fall aber gerade nicht die vom ThRB angeführte Vermutung einer evidenten Unteralimentation.

Soweit der ThRB die monatlichen steuerfreien Sonderzahlungen mit Blick auf das Inflationsniveau als nicht 
ausreichend erachtet, ist zu berücksichtigen, dass auch die lineare Erhöhung um 3,25 Prozent – die auf 
keiner Tarifumsetzung fußt – dem Ausgleich der gestiegenen Verbraucherpreise dient. Für die Herleitung 
dieser Beträge wird auf die Gesetzesbegründung verwiesen. Unter Beachtung des Prozeduralisierungs-
gebots wurden darin in Bezug auf die Inflationsentwicklung die Gutachten verschiedener Institute und Pro-
jektgruppen ausgewertet. Im Ergebnis wurde sodann nach dem Vorsichtsprinzip eine Verbraucherpreis-
steigerung von zehn Prozent angenommen. Die prognostizierte Inflation für das Jahr 2023 wurde daher 
angemessen berücksichtigt. 

In Bezug auf die Sonderzahlung ist zu beachten, dass diese nicht wie vom ThRB angenommen nur 1.000 
Euro beträgt, sondern – je nach Familienstatus – bis zu einem Betrag von 3.000 Euro gewährt werden kann. 
Zur Wahl dieses Besoldungselements und zur rechnerischen Ermittlung der Beträge wird auf die ausführ-
liche Gesetzesbegründung verwiesen. Damit wurde der maximal mögliche Betrag nach § 3 Nr. 11c EStG 
ausgeschöpft. Die Steuerfreiheit dieser Zahlung ergibt sich – wie vorliegend – aus der Erfüllung der ein-
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schlägigen Tatbestandsmerkmale des § 3 Nr. 11c EStG. Eine Aufnahme dieser Vorschrift in den Gesetzes-
text hätte daher allenfalls deklaratorischen Charakter. 

Abschließend geht der ThRB auf die qualitätssichernde Funktion der Alimentation ein. Diese neben der Si-
cherung des Lebensunterhalts hinzutretende Funktion der Alimentation hat das Bundesverfassungsgericht 
in seinem oben genannten Beschluss vom 4. Mai 2020 nochmals ausdrücklich betont (a.a.O. Rn. 81). Dies-
bezüglich hat der Thüringer Landtag die Landesregierung mit Beschluss vom 22. Oktober 2021 (Drucksa-
che 7/4296) gebeten, das Besoldungsgefüge zu evaluieren und hierbei insbesondere strukturelle Verände-
rungen zur Verbesserung der Attraktivität und Zukunftsfähigkeit zu prüfen. Dieser Bericht wird derzeit vom 
Finanzministerium erarbeitet.

Erfurt, 17. Januar 2023
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Stellungnahme der Thüringer Landesregierung zur Stellungnahme des Verbandes der Sozialrichte-
rinnen und Sozialrichter Thüringens zum Entwurf eines Thüringer Gesetzes zur Gewährleistung ei-
ner verfassungsgemäßen Alimentation im Jahr 2023 sowie zur Änderung besoldungs- und versor-
gungsrechtlicher Vorschriften

Die Thüringer Landesregierung äußert sich zu den Stellungnahmen des Verbandes der Sozialrichterinnen 
und Sozialrichter Thüringens (nachfolgend: VST) vom 1. Dezember 2022 wie folgt:

Der VST erachtet die lineare Anpassung um 3,25 Prozent als nicht ausreichend, begründet dies aber nicht 
hinreichend. Für die Herleitung dieses Betrages wird auf die Gesetzesbegründung verwiesen. Unter Beach-
tung des Prozeduralisierungsgebots wurden darin in Bezug auf die Inflationsentwicklung die Gutachten ver-
schiedener Institute und Projektgruppen ausgewertet. Im Ergebnis wurde sodann nach dem Vorsichtsprinzip 
eine Verbraucherpreissteigerung von zehn Prozent angenommen. Zudem sind insbesondere die jüngsten 
Maßnahmen der Bundesregierung zur Kostendeckelung zu berücksichtigen, auf welche der VST in seiner 
Stellungnahme nicht eingeht. Vor allem auch diese sehr wirksamen Maßnahmen hat die Landesregierung 
in die Abwägung mit einbezogen und ihr Abwägungsergebnis in der Gesetzesbegründung dokumentiert.

In Bezug auf die Sonderzahlung ist anzumerken, dass diese nicht wie vom VST angenommen nur 1.000 
Euro beträgt, sondern – je nach Familienstatus – bis zu einem Betrag von 3.000 Euro gewährt werden kann. 
Zur Wahl dieses Besoldungselements und zur rechnerischen Ermittlung der Beträge wird auf die ausführli-
che Gesetzesbegründung verwiesen.

Die Behauptung des VST, die tatsächliche inflationäre Entwicklung im Jahr 2023 werde durch die Besol-
dung nicht annähernd ausgeglichen, wird nicht mit Daten belegt und bleibt damit spekulativ. Zu den bezüg-
lich der Inflation getroffenen Annahmen im Gesetzentwurf wird auf die obigen Ausführungen sowie auf die 
Gesetzesbegründung verwiesen. Ferner hat die Landesregierung darin in Bezug auf die Entwicklung der 
Verbraucherpreise über das Jahr 2023 hinaus ausgeführt, dass sich diese nach den Prognosen der Institute 
wieder beruhigen und nur noch leicht oberhalb der von der Europäischen Zentralbank anvisierten Rate von 
zwei Prozent liegen werde. Die Entwicklung der Verbraucherpreise ist damit – aus heutiger Sicht – lediglich 
ein temporäres Problem. Zur Bewältigung dieses wurde bei der besoldungsrechtlichen Abbildung der Ent-
wicklung auf die eigens vom Steuergesetzgeber hierfür geschaffene Möglichkeit der steuerfreien Sonder-
zahlungen (§ 3 Nr. 11c Einkommensteuergesetz) zurückgegriffen. Einer ausschließlich linearen Anhebung 
der Besoldung bedarf es daher – anders als der VST meint – insoweit nicht. Zudem widerspricht diese Vor-
gehensweise nicht dem Charakter der Besoldung, zumal die Corona-Sonderzahlung auch eine singuläre 
Maßnahme zur Bewältigung einer temporären Krisensituation darstellte. 

Soweit der VST den Nominallohnindex anführt, wird auf die Berechnungen, Begründung und die erforder-
liche Gesamtabwägung in der Gesetzesbegründung verwiesen.

Ferner ist darauf hinzuweisen, dass durch diesen Gesetzentwurf die verfassungsgemäße Alimentation für 
Beamte mit bis zu zwei Kindern nicht wie vom VST behauptet durch die Erhöhung der Familienzuschläge 
gewährleistet wird. Anders als noch beim Entwurf eines Thüringer Gesetzes zur Gewährleistung einer ver-
fassungsgemäßen Alimentation sowie über die Gewährleistung einer Anerkennungsleistung für ehemalige 
angestellte Professoren neuen Rechts sind die gestiegenen Kosten in der Grundsicherung aktuell nicht vor-
dergründig kinderinduziert. Sie können daher nach dem Grundsatz der Konnexität nicht über die Erhöhung 
der kinderbezogenen Bestandteile des Familienzuschlags im Besoldungsrecht abgebildet werden. Daher 
werden durch den Gesetzentwurf unabhängig vom Kinderstatus eine lineare Besoldungserhöhung sowie 
eine gestaffelte Sonderzahlung vorgesehen, die auch kinderlosen Beamten im erforderlichen Umfang ge-
währt wird. Hierzu wird auf die ausführliche Gesetzesbegründung verwiesen.

Erfurt, 17. Januar 2023
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